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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Pandemie dominiert weiterhin unseren All-
tag. Doch es gibt auch positive Entwicklungen: Seit 
Mitte Januar sind die Infektionszahlen in Deutsch-
land deutlich zurückgegangen und immer mehr 
Bürgerinnen und Bürger werden geimpft. Gleich-
zeitig bereiten uns die neuen Virusvarianten aber 
gewisse Sorgen. Daher haben die Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder gemein-
sam mit der Bundesregierung zwar erste Schritte 
für Lockerungen vereinbart, aber die Schließungen 
der Geschäfte, Restaurants und Bars sowie der Kul-
tureinrichtungen und der Hotels dauern an. Damit 
bleibt die Situation für viele Unternehmen und Be-
schäftigte weiterhin sehr angespannt. Die Bundes-
regierung hat daher ihre Hilfsprogramme abermals 
ausgeweitet und verbessert. Die Überbrückungs-
hilfe  III kann seit dem 10. Februar beantragt wer-
den; die ersten Abschlagszahlungen fließen. Der 
Schlaglichtartikel in diesem Monatsbericht bie-
tet eine Übersicht über die verschiedenen Hilfs-
programme für Unternehmen, Selbstständige und 
Beschäftigte.

Das Virus kennt keine Grenzen; kein Land der Welt 
kann diese Pandemie alleine überwinden. Die Ein-
dämmung der Corona-Infektionen war dem-
entsprechend auch ein zentrales Thema des vir-
tuellen Treffens der Finanzministerinnen und 

Finanzminister der G7-Staaten am 12. Februar. Ge-
meinsames Ziel der G7-Staaten ist es, dass der Impf-
stoff überall auf der Welt möglichst schnell zur Ver-
fügung steht. Deshalb engagiert sich Deutschland 
stark in der multilateralen Impfstoffallianz und 
stellt weitere Finanzmittel bereit. Das ist nicht nur 
Ausdruck einer verantwortungsvollen Politik, son-
dern auch ökonomisch dringend geboten, damit 
das Coronavirus überall zurückgedrängt wird. So 
kann auch die Weltwirtschaft wieder in Schwung 
kommen. Der neue G7-Vorsitz Großbritannien hat 
die faire Besteuerung internationaler Unternehmen 
in der Digitalwirtschaft als Priorität seiner G7-Präsi-
dentschaft benannt. Das Bundesfinanzministerium 
unterstützt mit Hochdruck die entsprechenden Ar-
beiten bei der Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD), damit bis 
Mitte  2021 eine Einigung zu einer globalen Min-
destbesteuerung von Unternehmen erreicht wird.

Die Arbeiten an einer fairen Besteuerung bringt 
das Bundesfinanzministerium auch auf nationa-
ler Ebene voran. Mit dem Entwurf des Steuer oasen-
Abwehrgesetzes, zu dem das Bundesministerium 
der Finanzen am 15. Februar 2021 die Abstimmung 
innerhalb der Bundesregierung eingeleitet hat, soll 
noch stärker gegen Steueroasen vorgegangen wer-
den. Künftig soll die Steuerverwaltung mit geziel-
ten steuerlichen Abwehrmaßnahmen gegen Per-
sonen und Unternehmen vorgehen können, die 
Geschäftsbeziehungen zu Staaten haben, die auf 
der Steueroasen-Liste der Europäischen Union ste-
hen. Zudem sollen Steuerpflichtige, die Geschäfts-
beziehungen mit Bezug zu Steueroasen unterhal-
ten, strengere Auskunftspflichten gegenüber dem 
Finanzamt erfüllen müssen.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

 
Wolfgang Schmidt  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Hilfen für Unternehmen und Beschäftigte in 
der Corona-Pandemie

 ● Seit Beginn der Corona-Pandemie im Frühjahr 2020 war es immer wieder notwendig, zur Ein-
dämmung des Virus erhebliche Einschränkungen des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Lebens vorzunehmen. Um die daraus resultierenden Einkommensausfälle von Unternehmen und 
Beschäftigten abzufedern, hat die Bundesregierung die Schließungen von Beginn an mit Hilfspro-
grammen flankiert und auf neue Entwicklungen reagiert.

 ● Als zentrales Hilfsprogramm steht nunmehr bis Ende Juni 2021 die Überbrückungshilfe III zur 
Verfügung. Seit dem 10. Februar 2021 können Anträge gestellt werden. Erste Abschlagzahlungen 
sind bereits überwiesen worden.

 ● Angesichts der länger andauernden Einschränkungen haben Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
und Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier die Hilfen gegenüber dem Vorgängerprogramm 
verbessert und ausgeweitet, sodass die Beantragung deutlich einfacher und die Förderung groß-
zügiger wird. Zudem stehen die Hilfen einem größeren Kreis an Unternehmen zur Verfügung. 
Außerdem wurde die Neustarthilfe für Selbstständige verbessert und die besonderen Herausfor-
derungen des Einzelhandels wurden berücksichtigt.

Die Überbrückungshilfe III

Die Überbrückungshilfe III wird in den kommen-
den Monaten das zentrale Hilfsinstrument der 
Bundesregierung für durch die Corona-Pande-
mie betroffene Unternehmen, Soloselbstständige 
sowie Selbstständige in Freien Berufen sein. Seit 
dem 10.  Februar  2021 kann die Überbrückungs-
hilfe über die elektronische Antragsplattform 
(www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de) be-
antragt werden. Unternehmen, die einen coronabe-
dingten Umsatzeinbruch erlitten haben, wird ein 
Zuschuss zu den Fixkosten gezahlt. Damit sollen 
Ausgaben, die ein Unternehmen nicht einfach be-
enden kann – etwa Mieten, Pachten und Versiche-
rungsprämien – gefördert werden können. Bereits 
vor einigen Wochen hatten Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz und Bundeswirtschaftsminister Peter 
Altmaier diese Hilfe bis Ende Juni 2021 verlängert 
und – gegenüber der Überbrückungshilfe II – ver-
bessert. Die Überbrückungshilfe III sieht gezielte 

Hilfen für von der Corona-Pandemie besonders be-
troffene Branchen vor, z.  B. für den Einzelhandel, 
die Reisebranche und die Kultur- und Veranstal-
tungswirtschaft. Für Soloselbstständige gibt es eine 
„Neustarthilfe“.

Wer ist antragsberechtigt?

Die Überbrückungshilfe richtet sich an Unterneh-
men, Soloselbstständige sowie Selbstständige in 
Freien Berufen mit einem jährlichen Umsatz bis 
zu 750 Millionen Euro im Jahr 2020 (im Folgenden 
der Einfachheit halber „Unternehmen“), die co-
ronabedingte Umsatzeinbußen haben. Bei direkt 
von den Schließungen betroffenen Unternehmen 
(etwa im Einzelhandel, der Gastronomie, Hotels 
und der Veranstaltungsbranche) gibt es keine Um-
satzgrenze. Damit haben auch größere mittelstän-
dische Unternehmen Zugang zu dieser Hilfe.
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Antragsberechtigt sind Unternehmen, die in dem 
Monat, für den sie die Hilfe beantragen, aufgrund 
der Corona-Pandemie einen Umsatzeinbruch von 
mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Referenz-
monat im Jahr 2019 erlitten haben. 

Die Höhe der Zuschüsse zur Erstattung der monat-
lichen Fixkosten bemisst sich jeweils an der Höhe 
des Umsatzausfalls in dem Monat, für den die För-
derung beantragt wird (siehe unten).

Wie hoch sind die Zuschüsse?

Unternehmen können bis zu 1,5  Millionen Euro 
Überbrückungshilfe pro Monat erhalten (verbun-
dene Unternehmen bis zu 3  Millionen Euro). Al-
lerdings gelten die Obergrenzen des europäischen 
Beihilferechts. Nach der fünften Überarbeitung 
des Temporary Framework durch die Europäi-
sche Kommission sind aktuell insgesamt maximal 
12 Millionen Euro an staatlichen Hilfen pro Unter-
nehmen über die Kleinbeihilfe- und Fixkostenrege-
lung (inklusive De-Minimis-Verordnung) möglich.

Die Antragsteller können wählen, nach welcher 
beihilferechtlichen Regelung sie die Überbrü-
ckungshilfe  III beantragen. Bei staatlichen Zu-
schüssen über die Kleinbeihilfen gemeinsam mit 
der De-Minimis-Verordnung wird ein Nachweis 
von Verlusten nicht benötigt. Bei Hilfen auf Ba-
sis der Fixkostenhilfe ist zu beachten, dass auf-
grund des europäischen Beihilferechts entspre-
chende Verluste nachgewiesen werden müssen. 
Eine Förderung ist je nach Unternehmensgröße bis 
zu 70 Prozent (Unternehmen mit 50 Beschäftigten 
oder mehr oder einem Jahresumsatz beziehungs-
weise einer Jahresbilanz von über 10  Millionen 
Euro) beziehungsweise 90  Prozent (mit weniger 
als 50   Beschäftigten und einem Jahresumsatz be-
ziehungsweise einer Jahresbilanz von nicht mehr 
als 10 Millionen Euro) der ungedeckten Fixkosten 
möglich, welche durch Verluste im beihilfefähigen 

Zeitraum nachgewiesen werden. Für die Überbrü-
ckungshilfe  II wird ein nachträgliches Wahlrecht 
im Rahmen der Schlussabrechnung ermöglicht.

Um die Antragsteller und Prüfenden Dritten (Steu-
erberatungs-, Rechtsanwalts- und Wirtschaftsprü-
fungsbüros sowie vereidigte Buchprüferinnen und 
Buchprüfer) bei der Antragstellung zu unterstüt-
zen, hat die Bundesregierung auf der Internetseite 
www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de Ant-
worten auf häufig gestellte Fragen (FAQ) zu den 
Beihilfefragen der Corona-Hilfsprogramme Über-
brückungshilfen, November- und Dezemberhilfe 
veröffentlicht.1

Der Höchstbetrag der Abschlagszahlungen beträgt 
100.000  Euro für einen Monat, um Unternehmen 
schnell und effektiv helfen zu können. Die ersten 
Abschlagszahlungen fließen.

Die Höhe der Zuschüsse orientiert sich am Rück-
gang des Umsatzes im Vergleich zum entsprechen-
den Monat des Jahres 2019. Dabei gilt: Je höher der 
Umsatzausfall im Vergleich zu der Zeit vor der Pan-
demie, desto höher die Überbrückungshilfe. Es gel-
ten folgende Förderstufen:

 ● bei einem Umsatzrückgang von 30 Prozent bis 
50 Prozent: 40 Prozent der förderfähigen Fix-
kosten

 ● bei einem Umsatzrückgang von 50 Prozent bis 
70 Prozent: 60 Prozent der förderfähigen Fix-
kosten

 ● bei einem Umsatzrückgang von mehr als 
70 Prozent werden 90 Prozent der förderfä-
higen Fixkosten gezahlt.

1 www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/
Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.
html

http://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.html
http://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.html
http://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.html
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Beispiel: Ein Elektromarkt hatte im Dezem-
ber 2019 einen Umsatz von 800.000 Euro. 
Aufgrund der staatlichen Schließungsan-
ordnung ist das Geschäft seit dem 16. De-
zember 2020 geschlossen. Dadurch macht 
er im Dezember 2020 einen deutlich ge-
ringeren Umsatz als im Jahr 2019. Im Ver-
gleich zum Dezember 2019 ist der Umsatz 
um 55 Prozent auf 320.000 Euro zurück-
gegangen. Die Eigentümerin kann also für 
den Dezember 60 Prozent ihrer berück-
sichtigungsfähigen Fixkosten (siehe un-
ten) als Zuschuss erhalten – bis maximal 
1.500.000 Euro im Monat Dezember.

Für Unternehmen, die zwischen dem 1.  Au-
gust 2019 und dem 30. April 2020 gegründet wor-
den sind, gilt eine Sonderregelung mit einem geän-
derten Referenzzeitraum. Die Gesamtsumme der 
Förderung ist für diese jungen Unternehmen ent-
sprechend den Grenzen der einschlägigen Klein-
beihilfenregelung des europäischen Rechts auf ma-
ximal 1.800.000 Euro begrenzt.

Welche Kosten sind förderfähig?

Um das Verfahren möglichst unbürokratisch 
und einfach auszugestalten, gibt es eine Po-
sitivliste fixer Kosten, die berücksichtigt wer-
den können. Diese werden auf der Internetseite 
www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de auf-
geführt und erläutert.

Zu den förderfähigen Fixkosten zählen insbeson-
dere Mieten und Pachten, Grundsteuern, Versiche-
rungen, Abonnements und andere feste Ausgaben 
sowie Mietkosten für Fahrzeuge und Maschinen, 
Zinsaufwendungen für Kredite und Darlehen, Ab-
schreibungen auf Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens bis zu einer Höhe von 50  Prozent, der 
Finanzierungskostenanteil von Leasingraten, Aus-
gaben für die notwendige Instandhaltung, Wartung 
oder Einlagerung von Anlagevermögen und ge-
mieteten Vermögensgegenständen, einschließlich 
der EDV sowie Ausgaben für Elektrizität, Wasser, 

Heizung, Reinigung und Hygienemaßnahmen so-
wie betriebliche Lizenzgebühren. Auch die Kosten 
für die Einschaltung von Steuerberatungs-, Rechts-
anwalts- und Wirtschaftsprüfungsbüros oder ver-
eidigten Buchprüferinnen und Buchprüfern, die 
im Rahmen der Beantragung der Corona-Überbrü-
ckungshilfe anfallen, sind zuschussfähig  – ebenso 
wie Kosten für Auszubildende. Personalaufwen-
dungen im Förderzeitraum, die nicht von Kurzar-
beitergeld erfasst sind, werden pauschal mit 20 Pro-
zent der Fixkosten gefördert.

Schließlich können bauliche Modernisierungs-, 
Renovierungs- oder Umbaumaßnahmen zur Um-
setzung von Hygienekonzepten gefördert werden. 
Zusätzlich werden Investitionen in Digitalisierung 
(z. B. Aufbau oder Erweiterung eines Onlineshops, 
Eintrittskosten bei großen Plattformen) bei den 
Fixkosten berücksichtigt. Für beide Bereiche wer-
den auch Kosten berücksichtigt, die außerhalb des 
Förderzeitraums entstanden sind. Konkret wer-
den entsprechend angemessene Kosten bis zu 
20.000  Euro pro Monat erstattet, die im Zeitraum 
März 2020 bis Juni 2021 angefallen sind, für Inves-
titionen in die Digitalisierung gilt dies einmalig bis 
zu einem Betrag von  20.000  Euro. Ferner können 
Marketing- und Werbekosten maximal in Höhe der 
entsprechenden Ausgaben im Jahre 2019 gefördert 
werden.

Die Aufwendungen für diese fixen Kosten werden 
entsprechend den Fördersätzen mit bis zu 90 Pro-
zent und maximal 1,5  Millionen Euro pro Monat 
bezuschusst.
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Besondere Regelungen für 
spezielle Branchen

Für die Branchen, die länger andauernd von der 
Corona-Krise betroffen sind, etwa die Reisebran-
che (Reisebüros und Reiseveranstalter) sowie die 
Kultur- und Veranstaltungswirtschaft und die So-
loselbstständigen können weitere Fixkosten bezu-
schusst werden. Auch für den von den Schließun-
gen betroffenen Einzelhandel und die durch die 
praktische Absage des Silvesterfeuerwerks stark ge-
troffene Pyrotechnikindustrie gelten Sonderregeln.

Regelungen für den Einzelhandel

Einzelhändler sollen nicht auf den Kosten für Sai-
sonware sitzenbleiben, die aufgrund der angeord-
neten Geschäftsschließungen nicht mehr oder 
nur mit erheblichen Wertverlusten verkauft wer-
den konnte. Für verderbliche Ware und für Saison-
ware der Wintersaison 2020/2021 gilt daher eine 
Sonderregelung für Einzelhändler. Das betrifft z. B. 
Weihnachtsartikel, Feuerwerkskörper und Winter-
kleidung. Es betrifft aber auch verderbliche Ware, 
die unbrauchbar wird, wenn sie nicht verkauft wer-
den konnte. Einzelhändler können daher unter be-
stimmten Voraussetzungen ihre Abschreibungen 
auf das Umlaufvermögen bei den Fixkosten be-
rücksichtigen. Diese Warenabschreibungen kön-
nen zu 100  Prozent als Fixkosten zum Ansatz ge-
bracht werden. Dies ergänzt die oben genannte 
Möglichkeit, handelsrechtliche Abschreibungen 
für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in Höhe 
von 50  Prozent des Abschreibungsbetrags als för-
derfähige Kosten in Ansatz zu bringen.

Die Regelung betrifft Wertverluste aus verderbli-
cher Ware oder sonst einer dauerhaften Wertmin-
derung unterliegender Ware (d.  h. saisonale Ware 
der Wintersaison 2020/2021), die im Jahr 2020 ein-
gekauft wurde. Die Warenwertabschreibung be-
rechnet sich aus der Differenz der kumulierten Ein-
kaufspreise und der kumulierten Abgabepreise für 
die gesamte betrachtete Ware. Sonstiger Aufwand 
bleibt dabei unberücksichtigt; dies gilt insbeson-
dere für den Einkaufs- und Verkaufsaufwand.

Missbrauch soll so weit wie möglich ausgeschlossen 
und eine effektive Kontrolle gewährleistet werden. 
Voraussetzung ist daher, dass das Unternehmen 
im Jahr  2019 aus seiner regulären Geschäftstätig-
keit einen Gewinn und im Jahr 2020 einen Verlust 
erwirtschaftet hat und direkt von Schließungsan-
ordnungen betroffen ist. Für Unternehmen, die 
erst 2020 gegründet wurden, gelten Sonderregeln. 
Die Unternehmen haben Dokumentations- und 
Nachweis pflichten für den jeweiligen Verbleib be-
ziehungsweise die Wertentwicklung der Waren zu 
erfüllen. Eine eidesstattliche Versicherung und eine 
Bestätigung durch den prüfenden Dritten zu den 
Angaben sind vorzulegen.

Regelungen für die Reisebranche

Für die Reisebranche, die bereits seit Anfang der 
Pandemie hart von den nötigen Einschränkun-
gen getroffen ist, werden coronabedingt ausge-
fallene Provisionszahlungen der Reisebüros und 
vergleichbare ausgefallene Margen von Reise-
veranstaltern erstattet. Zudem werden kurzfristige 
Buchungen berücksichtigt. Außerdem kann die 
Reisewirtschaft für Reisen aus dem Zeitraum März 
bis Dezember 2020 Ausfall- und Vorbereitungskos-
ten geltend machen. Diese umfassen zum einen ex-
terne Ausfall- und Vorbereitungskosten, etwa für 
Hotels oder andere Anbieter, die bisher nicht er-
stattet wurden. Zum anderen wird zur Unterstüt-
zung interner Kosten des Personalaufwands eine 
Pauschale in Höhe von 50 Prozent der Ausfall- und 
Vorbereitungskosten gewährt. Damit wird der hohe 
Personalaufwand bei der Abwicklung von Stornie-
rungen berücksichtigt. Leistungen aus der Über-
brückungshilfe I und II sind anzurechnen. Reisen, 
für die externe Ausfall- oder Vorbereitungskosten 
geltend gemacht werden, sind von der Provisions- 
und Margenregelung ausgenommen.
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Regelungen für die Kultur- und 
Veranstaltungswirtschaft

Die schwer getroffene Kultur- und Veranstaltungs-
wirtschaft wird ebenfalls umfassend unterstützt. 
Unternehmen der Veranstaltungs- und Kultur-
branche sollen nicht auf ihren gesamten Vorberei-
tungskosten sitzen bleiben, wenn Veranstaltungen 
coronabedingt ausfallen mussten. Sie können des-
halb im Rahmen der Überbrückungshilfe III rück-
wirkend für den Zeitraum März bis Dezember 2020 
zusätzlich zu den übrigen förderfähigen Kosten 
auch ihre Ausfall- und Vorbereitungskosten gel-
tend machen. Dabei sind sowohl interne projektbe-
zogene (vor allem Personalaufwendungen) als auch 
externe Kosten (etwa Kosten für beauftragte Dritte, 
z. B. Grafikerinnen und Grafiker) förderfähig.

Regelungen für die Pyrotechnikindustrie

Auch für die Pyrotechnikindustrie gelten beson-
dere Regeln. Die Branche hat sehr stark unter dem 
Ausfall des Silvesterfeuerwerks gelitten. Unterneh-
men der Pyrotechnikindustrie können eine Förde-
rung für die Monate März bis Dezember 2020 be-
antragen, wobei die Förderung auf die Laufzeit der 
Überbrückungshilfe  III verteilt werden kann. Zu-
sätzlich können Lager- und Transportkosten für 
den Zeitraum Dezember  2020 bis Juni  2021 zum 
Ansatz gebracht werden. 

„Neustarthilfe“ für 
Soloselbstständige

Soloselbstständige können statt einer Einzeler-
stattung von Fixkosten eine einmalige Betriebs-
kostenpauschale („Neustarthilfe“) beantragen. Die 
Neustarthilfe steht Soloselbstständigen zu, die ihr 
Einkommen im Jahr  2019 zu mindestens 51  Pro-
zent aus ihrer selbstständigen Tätigkeit erzielt ha-
ben. Auch sogenannte unständig und in den dar-
stellenden Künsten darüber hinaus auch kurz 
befristet Beschäftigte können die Neustarthilfe be-
antragen. Damit wird insbesondere Schauspiele-
rinnen und Schauspielern geholfen, die häufig so-
wohl Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit 

als auch aus unständiger Beschäftigung beziehen. 
Einkünfte aus diesen Beschäftigungsformen wer-
den insoweit den Umsätzen aus Soloselbstständig-
keit gleichgestellt, sofern zu Beginn des Förderzeit-
raums kein Arbeitslosen- oder Kurzarbeitergeld 
bezogen wurde.

Die Neustarthilfe beträgt einmalig 50  Prozent des 
Referenzumsatzes, maximal bis zu 7.500 Euro. Der 
Zuschuss wird als Einmalzahlung für den sechsmo-
natigen Förderzeitraum von Januar bis Juni  2021 
ausbezahlt.

Der für die Berechnung der Neustarthilfe maßgeb-
liche sechsmonatige Referenzumsatz beträgt im 
Regelfall 50 Prozent des Gesamtumsatzes 2019. Da-
mit beträgt die Betriebskostenpauschale normaler-
weise 25 Prozent des Jahresumsatzes 2019.

Beispiel: Eine Soloselbstständige hat im 
Jahr 2019 insgesamt 20.000 Euro Jahresum-
satz erwirtschaftet (das entspricht dem 
Durchschnittsumsatz in der Künstlersozi-
alkasse). Der sechsmonatige Referenzum-
satz beträgt somit 10.000 Euro (50 Prozent 
von 20.000 Euro). Von diesem Referenzum-
satz werden 50 Prozent als einmalige Be-
triebskostenpauschale erstattet, also in die-
sem Fall 5.000 Euro.

Die Betriebskostenpauschale wird zu Beginn der 
Laufzeit als Vorschuss ausgezahlt, auch wenn die 
konkreten Umsatzeinbußen während der Lauf-
zeit Januar  2021 bis Juni  2021 noch nicht festste-
hen. Die volle Betriebskostenpauschale erhält, wes-
sen Umsatz im Zeitraum Januar 2021 bis Juni 2021 
im Vergleich zu dem sechsmonatigen Referenzum-
satz um 60 Prozent oder mehr zurückgegangen ist. 
Sollte der Umsatz während der sechsmonatigen 
Laufzeit bei über 40  Prozent des sechsmonatigen 
Referenzumsatzes liegen, sind die Vorschusszah-
lungen anteilig so zurückzuzahlen, dass in Summe 
der erzielte Umsatz und die Förderung 90  Pro-
zent des sechsmonatigen Referenzumsatzes nicht 
überschreiten.
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Beispiel: Es stellt sich heraus, dass die Solo-
selbstständige aus obigem Beispiel zwischen 
Januar und Juni 2021 ihrer Tätigkeit zumin-
dest teilweise nachgehen kann. Insgesamt 
erwirtschaftet sie dabei einen Umsatz von 
6.000 Euro (also 60 Prozent des sechsmona-
tigen Referenzumsatzes aus dem Jahr 2019). 
Zwischen Januar und Juni hat sie also insge-
samt 11.000 Euro erhalten (5.000 Euro Neu-
starthilfe und 6.000 Euro Umsatz aus selbst-
ständiger Tätigkeit). Da dies 90 Prozent ihres 
Referenzumsatzes aus dem Jahr 2019 über-
steigt, muss sie 2.000 Euro zurückzahlen.

Der Zuschuss zu den Betriebskosten ist aufgrund 
seines betrieblichen Charakters nicht auf Leistun-
gen der Grundsicherung anzurechnen. Auch bei 
der Ermittlung des Einkommens zur Bestimmung 
des Kinderzuschlags findet er keine Berücksichti-
gung. Es handelt sich – wie die anderen Zuwendun-
gen der Überbrückungshilfe – um einen steuerba-
ren Zuschuss.

Form der Antragstellung

Die Antragstellung erfolgt elektronisch durch Steu-
erberatungs-, Rechtsanwalts- und Wirtschaftsprü-
fungsbüros oder vereidigte Buchprüferinnen und 
Buchprüfer über die Überbrückungshilfe-Platt-
form. Diese Form hat sich bewährt, da sie verhält-
nismäßig einfach ist und gleichzeitig Missbrauch 
erschwert. Bei der Antragsstellung wird die Plau-
sibilität der voraussichtlichen Höhe des Umsatz-
einbruchs sowie der voraussichtlichen erstat-
tungsfähigen Fixkosten von den prüfenden Dritten 
bestätigt.

Soloselbstständige können bis zu einem Betrag von 
7.500 Euro unter Nutzung ihres von der Steuerer-
klärung bekannten ELSTER-Zertifikats direkt – also 
ohne Beauftragung z. B. eines Steuerberatungsbü-
ros – Anträge stellen.

Wann können die Anträge gestellt 
werden?

Anträge können seit dem 10. Februar 2021 gestellt 
werden. Es werden Abschlagszahlungen bis 50 Pro-
zent der beantragten Fördersumme (maximal aber 
100.000 Euro pro Monat) ermöglicht (nur bei einer 
Antragstellung über einen prüfenden Dritten).

Die Laufzeit der Überbrückungshilfe III reicht vom 
1. November 2020 bis 30. Juni 2021. Für den Novem-
ber und Dezember 2020 können Unternehmen, die 
in diesen Monaten einen Umsatzrückgang von 
mindestens 30  Prozent erlitten haben, Überbrü-
ckungshilfe  III beantragen. Eine Doppelförderung 
ist allerdings ausgeschlossen. Deshalb sind Unter-
nehmen, die November- beziehungsweise Dezem-
berhilfe erhalten haben, für diese beiden Monate 
nicht antragsberechtigt. Sollten die Unternehmen 
im November oder Dezember Leistungen nach 
der Überbrückungshilfe II erhalten haben, werden 
diese angerechnet.

Vorausgehende 
Wirtschaftshilfen

Bereits zuvor standen umfangreiche Hilfen zur Ver-
fügung, auch als Reaktion auf die Schließungen im 
November und Dezember 2020. Zwar sind die För-
derzeiträume dieser Hilfen am 31. Dezember 2020 
abgelaufen, sie können jedoch rückwirkend noch 
bis Ende April (außerordentliche Wirtschaftshilfe) 
beziehungsweise bis Ende März (Überbrückungs-
hilfe II) beantragt werden. 
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Die außerordentliche 
Wirtschaftshilfe (November- und 
Dezemberhilfe)

Unternehmen, Betriebe, Selbstständige, Vereine 
und Einrichtungen, die von den bundesweiten 
Schließungen seit dem 2.  November  2020 direkt, 
indirekt oder mittelbar betroffen waren, können 
die außerordentliche Wirtschaftshilfe (November- 
beziehungsweise Dezemberhilfe) beantragen. Im 
Fokus stehen insbesondere diejenigen Unterneh-
men, bei denen nicht mit Nachholeffekten beim 
Konsum zu rechnen ist, etwa bei Restaurants, Bars, 
Hotels oder Theatern. Die Hilfe besteht in einem 
Zuschuss in Höhe von bis zu 75 Prozent des Vorjah-
resmonats, also zum November beziehungsweise 
Dezember  2019. Da der Umsatz des Jahres  2019 
bereits feststeht, ist die Hilfe unbürokratisch zu 
berechnen.

Antragsberechtigt sind drei Arten von Unterneh-
men, die von den damaligen Schließungsanord-
nungen erfasst waren:

1. Direkt betroffen sind solche Unternehmen, 
die aufgrund der Beschlüsse des Bundes und der 
Länder vom 28. Oktober 2020 (mit Verlängerungs-
beschluss vom 25. November 2020) ihren Ge-
schäftsbetrieb einstellen mussten. Auch Beherber-
gungsbetriebe und Veranstaltungsstätten werden 
als direkt betroffene Unternehmen angesehen.

2. Indirekt betroffen sind solche Unternehmen, 
die zwar nicht direkt von einer staatlichen Schlie-
ßungsanordnung betroffen, aber faktisch durch 
die Beschlüsse des Bundes und der Länder den-
noch an der Ausübung ihres Geschäfts gehindert 
sind. Als indirekt betroffen zählen Unternehmen, 
die nachweislich und regelmäßig 80 Prozent ihrer 
Umsätze mit direkt von den Schließungsmaßnah-
men betroffenen Unternehmen erzielen, z. B. eine 
Wäscherei, die vorwiegend für Hotels arbeitet, die 
von der Schließungsanordnung direkt betroffen 
sind.

3. Mittelbar betroffen sind Unternehmen, wenn 
sie regelmäßig 80 Prozent ihrer Umsätze durch 
Lieferung und Leistungen im Auftrag von Unter-
nehmen, die direkt von den Maßnahmen betrof-
fen sind, über Dritte erzielen. Dritte können z. B. 
Veranstaltungsagenturen sein. Mittelbar Betroffe-
ne müssen zusätzlich einen Umsatzrückgang von 
mindestens 80 Prozent im November beziehungs-
weise Dezember im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat aufweisen. Damit hilft die Bundesregierung 
Unternehmen, die aufgrund der Schließung ihre 
Geschäftsgrundlage verlieren, aber keine direkte 
Vertragsbeziehung mit einem Unternehmen ha-
ben, das unmittelbar von den Schließungsanord-
nungen betroffen ist. Das hilft z. B. vielen Betroffe-
nen aus der Kultur- und Veranstaltungswirtschaft 
aus Bereichen wie Tontechnik, Bühnenbau und 
Beleuchtung.

Der Förderzeitraum der außerordentlichen Wirt-
schaftshilfe endete am 31. Dezember 2020. Anträge 
können aber noch bis zum 30.  April  2021 gestellt 
werden. Inzwischen sind Anträge für die außer-
ordentliche Wirtschaftshilfe in Höhe von über 
9,6  Milliarden Euro gestellt und Hilfen von über 
5,8 Milliarden Euro ausbezahlt worden. Soloselbst-
ständige können bis zu einer Höhe von 5.000 Euro 
Anträge selbst stellen. Zur Authentifizierung nut-
zen sie ihr von der Steuererklärung bekanntes 
ELSTER-Zertifikat. Für darüber hinausgehende 
Anträge wird die Antragstellung durch Steuerbera-
tungs-, Rechtsanwalts- und Wirtschaftsprüfungs-
büros oder vereidigte Buchprüferinnen und Buch-
prüfer vorgenommen. Die Antragstellung erfolgt 
über www.novemberhilfe.de. Auf dieser Internet-
seite finden sich auch regelmäßig aktualisierte Hin-
weise (FAQ), mit denen auf viele der auftretenden 
Einzelfragen Antworten gegeben werden.

Da die Schließungsanordnungen des 2.  Novem-
ber  2020 auch Anfang  2021 andauern, steht den 
meisten Betroffenen seit dem 1.  Januar  2021 die 
Überbrückungshilfe III (siehe oben) zur Verfügung.
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Die Überbrückungshilfe II

Parallel zu den seit Anfang November zusätzlich 
zur Verfügung gestellten Hilfen lief die Überbrü-
ckungshilfe II bis zum 31. Dezember 2020. Anträge 
können noch bis zum 31. März 2021 über die Platt-
form www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de 
gestellt werden. Die Überbrückungshilfe II ermög-
licht Fixkostenzuschüsse bis zu 50.000 Euro je För-
dermonat für die Monate September bis Dezem-
ber  2020. Voraussetzung sind coronabedingte 
Umsatzrückgänge von mindestens 50  Prozent in 
zwei aufeinanderfolgenden Monaten zwischen Ap-
ril und August 2020 oder ein Umsatzrückgang von 
mindestens 30  Prozent in der gesamten Periode 
von April bis August 2020. Die Erstattungssätze ent-
sprechen jenen der Überbrückungshilfe III (40 Pro-
zent/60  Prozent/70  Prozent beziehungsweise 
90  Prozent). Dabei sind die Regelungen des euro-
päischen Beihilferechts zu beachten. Die Überbrü-
ckungshilfe  II basiert auf der Bundesregelung Fix-
kostenhilfe  2020. Dabei gilt, dass entsprechende 
Verluste nachgewiesen werden müssen. Eine Förde-
rung bis zu 70 Prozent der ungedeckten Fixkosten 
erhalten Unternehmen mit 50  Beschäftigten oder 
mehr oder einem Jahresumsatz/Jahresbilanz von 
über 10 Millionen Euro. Bis zu 90 Prozent der unge-
deckten Fixkosten erhalten Unternehmen mit we-
niger als 50 Beschäftigten und einem Jahresumsatz 
oder einer Jahresbilanz von nicht mehr als 10 Mil-
lionen Euro. Die ungedeckten Fixkosten müssen 
durch Verluste im beihilfefähigen Zeitraum nachge-
wiesen werden. Antworten auf häufig gestellte Fra-
gen (FAQ) zu den Beihilfefragen der Corona-Hilfs-
programme Überbrückungshilfen, November- und 
Dezemberhilfe wurden online veröffentlicht.2

Für die meisten Unternehmen sind die Novem-
ber- und Dezemberhilfe oder die Überbrückungs-
hilfe  III aufgrund der jeweiligen Bedingungen oft 
vorteilhafter als die Überbrückungshilfe  II. Wer 
z. B. die Überbrückungshilfe II beantragt hat, kann 
deshalb zusätzlich die Überbrückungshilfe  III 

2 www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/
Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.
html

beantragen. Dann findet eine entsprechende Ver-
rechnung statt, um dieselben Fixkosten nicht zwei-
mal zu fördern. Es wird jedoch ein nachträgliches 
Wahlrecht des Beihilferahmens (zur Kleinbeihil-
feregelung) im Rahmen der Schlussabrechnung 
ermöglicht.

Weitere Hilfen und 
Erleichterungen

Rechtliche Erleichterungen

In ihrem Beschluss vom 13.  Dezember  2020 ha-
ben die Bundesregierung und die Länder auch Er-
leichterungen für Gewerbemieter beziehungs-
weise Pächter vereinbart. Die Verhandlungen mit 
den Eigentümern sollen erleichtert werden. Dazu 
wird gesetzlich klargestellt, dass es für Gewerbe-
mietverhältnisse eine „schwerwiegende Verände-
rung der Geschäftsgrundlage“ bedeutet, wenn das 
Gewerbe von den COVID-19-Maßnahmen betrof-
fen ist. Diese Klarstellung hilft den Mietern. Denn 
solch eine schwerwiegende Störung führt nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) dazu, dass die 
Anpassung des Mietvertrags verlangt werden kann 
(§ 313 BGB).

Bereits im März 2020 hat die Bundesregierung kri-
senbetroffenen Unternehmen die Möglichkeiten 
eröffnet, dass sie die durch staatliche Hilfsleistun-
gen eröffneten Sanierungsoptionen ausschöpfen 
können. Zu diesem Zweck wurde die übliche drei-
wöchige Insolvenzantragspflicht ausgesetzt: für 
zahlungsunfähige Unternehmen befristet bis Ende 
September  2020, für überschuldete Unternehmen 
bis Ende Dezember 2020. Diese Aussetzung bei bi-
lanzieller Überschuldung wurde bereits bis Ende Ja-
nuar verlängert. Nunmehr soll die Aussetzung für 
Unternehmen, die einen Anspruch auf finanzielle 
Hilfen aus den aufgelegten Corona-Hilfsprogram-
men haben und deren Auszahlung noch aussteht, 
bis zum 30.  April  2021 verlängert werden. Es soll 
kein Unternehmen Insolvenz anmelden müssen, 
nur weil die Hilfen noch nicht beantragt werden 
konnten beziehungsweise nicht ausgezahlt wurden.
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KfW-Kreditprogramme zur 
Sicherung der Liquidität

Der sogenannte KfW-Schnellkredit steht inzwi-
schen auch für Unternehmen mit bis zu zehn Be-
schäftigten zur Verfügung. Bei diesem Kredit mit 
einer maximalen Kreditsumme von 800.000  Euro 
übernimmt der Bund über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) das Ausfallrisiko zu 100 Pro-
zent. Er kann über die eigene Hausbank bean-
tragt werden, welche die Kreditanträge an die 
KfW durchreicht. Das Instrument wurde bis Ende 
Juni 2021 verlängert.3

Auch die weiteren Kreditprogramme des KfW-Son-
derprogramms 2020 wurden bis zum 30. Juni 2021 
verlängert. Diese Kredite bieten Unternehmen eine 
günstige Finanzierungsmöglichkeit, da die KfW 
dabei bis zu 90  Prozent des Ausfallrisikos über-
nimmt. Für Unternehmen, die länger als fünf Jahre 
am Markt tätig sind, steht der KfW-Unternehmer-
kredit zur Verfügung. Junge Unternehmen, die we-
niger als fünf Jahre am Markt sind, können den 
ERP-Gründerkredit nutzen.4

Wirtschaftsstabilisierungsfonds

Für Unternehmen der Realwirtschaft, deren Be-
standsgefährdung erhebliche Auswirkungen auf 
den Wirtschaftsstandort oder den Arbeitsmarkt in 
Deutschland hätte, steht der Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) zur Verfügung. In der Regel han-
delt es sich um große Unternehmen mit mehr als 
249  Beschäftigten. Der WSF ist für großvolumige 
staatliche Stützungsmaßnahmen wie Kreditgaran-
tien und Stärkungen des Eigenkapitals vorgese-
hen. Über ihn kann sich der Staat, wenn nötig, di-
rekt an Unternehmen beteiligen, die aufgrund der 

3 Ausführliche Informationen zum Schnellkredit 
für Unternehmen finden sich unter 
www.kfw.de/corona/schnellkredit

4 Detaillierte Informationen zu den einzelnen Angeboten sowie 
der KfW-Förderassistent, der bei der Suche des passenden 
Angebots unterstützt, können hier abgerufen werden: www.
kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/KfW-Corona-Hilfe/

Pandemie in Schwierigkeiten geraten, etwa mit ei-
ner stillen Beteiligung.5

Mittelständische 
Beteiligungsgesellschaften

Ein ähnliches Instrument steht über die Mittel-
ständischen Beteiligungsgesellschaften (MBG) der 
Länder auch für kleine und mittelständische Un-
ternehmen zur Verfügung. Diese Beteiligungs-
gesellschaften unterstützen kleine und mittlere 
Unternehmen mit Eigenkapital. Ihre Gesellschaf-
ter sind Kammern und Wirtschaftsverbände aller 
Branchen, Kreditinstitute und Versicherer sowie in 
einigen Fällen auch Förderinstitute der jeweiligen 
Länder. Um das MBG-Angebot für kleine und mit-
telständische Unternehmen noch besser nutzbar 
zu machen, sind die Möglichkeiten zur Rekapitali-
sierung deutlich verbessert worden: Die staatlichen 
Garantien des Bundes und die Beteiligungsvolu-
mina wurden erhöht und Verfahren für die Un-
ternehmen erleichtert. So wurde die Regelober-
grenze für stille Beteiligungen von 1 Million Euro 
auf 2,5 Millionen Euro erweitert und die Verwen-
dung der Mittel flexibilisiert. Zudem ist die Kom-
bination mit anderen Hilfsprogrammen, wie dem 
KfW-Schnellkredit, ausdrücklich erlaubt. Interes-
sierte können sich auf den Internetseiten der mit-
telständischen Beteiligungsgesellschaften in den 
einzelnen Ländern informieren.6

Erleichterungen im steuerlichen 
Bereich

Die vielfältigen Erleichterungen im steuerlichen 
Bereich (Ausweitung des steuerlichen Verlustrück-
trags, bessere Abschreibungsmöglichkeiten bei 

5 Detaillierte Informationen zum WSF, einschließlich 
zu Zugangskriterien, Art und Höhe der Hilfen und 
zur Antragstellung, finden sich auf der Internetseite 
des Bundeswirtschaftsministeriums unter www.
bmwi.de/Redaktion/DE/Coronavirus/WSF/
wirtschaftsstabilisierungsfonds. Anträge können über das 
Antragsportal unter wsf-antrag.pwc.de/ gestellt werden.

6 Eine Übersicht findet sich unter www.vdb-info.de/mitglieder
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beweglichen Wirtschaftsgütern, Stundungen von 
bereits fälligen oder bis zum 31.  März  2021 fällig 
werdenden Steuern), mit denen die Unternehmen 
bei der Bewältigung der Krise unterstützt werden, 
sind ebenfalls online zu finden.7

Anträge für Stundungen können weiterhin bis zum 
31. März 2021 gestellt werden.

Zur weiteren Stimulierung der Wirtschaft und zur 
Förderung der Digitalisierung sollen zentrale di-
gitale Wirtschaftsgüter sofort abgeschrieben wer-
den können. Damit können insoweit die Kosten für 
Computerhardware und -Software zur Datenein-
gabe und -verarbeitung zukünftig im Jahr der An-
schaffung oder Herstellung steuerlich vollständig 
berücksichtigt werden. Die Maßnahme begünstigt 
auch Arbeitgeber, die anlässlich der andauernden 
Corona-Pandemie die Digitalisierung ihres Unter-
nehmens vorantreiben, indem sie z.  B. durch An-
schaffung von Computerhardware die Vorausset-
zungen für das Arbeiten ihres Personals aus dem 
Homeoffice schaffen. Aber auch die Beschäftigten 
können hiervon profitieren, wenn sie sich selbst 
die notwendige Computerhardware für das Home-
office anschaffen und diese zumindest fast aus-
schließlich beruflich genutzt wird. Die Umsetzung 
soll untergesetzlich geregelt und damit schnell ver-
fügbar gemacht werden. Die erforderlichen Ab-
stimmungen mit den Ländern dauern hierzu noch 
an.

Ausweitung des Kurzarbeitergelds

Schließlich steht den Unternehmen das Kurzarbei-
tergeld weiterhin als eines der wichtigsten Instru-
mente zur Sicherung von Liquidität und Beschäf-
tigung zur Verfügung. Seit dem 1. März 2020 gelten 
deutliche Verbesserungen und Erleichterungen. 
Für Betriebe, die bis zum 31. März 2021 mit Kurz-
arbeit beginnen, wurde der erleichterte Zugang 
zum Kurzarbeitergeld bis Ende  2021 verlängert. 

7 www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/
Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_
Steuern.html

Das Kurzarbeitergeld hilft den Unternehmen, Be-
schäftigung zu sichern und solidarisch mit ihrer 
Belegschaft durch die Krise zu kommen.8 Anträge 
können bei der Bundesagentur für Arbeit gestellt 
werden.9

Vereinfachter Zugang zur 
Grundsicherung

Um Soloselbstständige bei den Kosten der priva-
ten Lebensführung zu unterstützen, insbesondere 
bei der Miete für die eigene Wohnung, wurde der 
Zugang zur Grundsicherung für die Zeit der Krise 
deutlich vereinfacht und verbessert. Diese Sonder-
regelungen wurden bis zum 31.  Dezember  2021 
verlängert. Selbstständige sind keine Arbeitneh-
mer: Sie haben keinen fixen Lohn und sorgen selbst 
vor  – für Alter, Krankheit, Pflege und auftrags-
schwache Zeiten. Mit den neuen Regelungen der 
Grundsicherung wird das besser berücksichtigt:

 ● Eigenes Vermögen führt erst dann zum Aus-
schluss der steuerfinanzierten staatlichen Leis-
tung, wenn es „erheblich“ ist – also wenn es den 
Antragstellern zuzumuten ist, den Lebensun-
terhalt vollständig aus eigenem Ersparten zu fi-
nanzieren, ohne dass die Gesamtheit der Steu-
erpflichtigen unterstützt. „Erheblich” ist sofort 
verwertbares Vermögen über 60.000 Euro. Für 
jedes weitere Haushaltsmitglied erhöht sich 
dieser Betrag um weitere 30.000 Euro. Typi-
sche Altersvorsorgeprodukte werden bei dem 
„erheblichen Vermögen“ nicht eingerechnet. 
Liegt das Vermögen von Selbstständigen 
über 60.000 Euro, werden für die Altersvor-
sorge davon pro Jahr der Selbstständigkeit bis 
zu 8.000 Euro freigestellt, sofern keine ausrei-
chende Altersvorsorge vorhanden ist. Beispiel-
haft bedeutet das für Soloselbstständige, die 
bereits seit zehn Jahren selbstständig sind und 

8 Weitere Informationen zu diesem seit der Finanzkrise 
bewährten Instrument der Krisenbewältigung finden sich 
unter www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-
Corona/Kurzarbeit/kurzarbeit.html

9 www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/
kurzarbeitergeld-bei-entgeltausfall
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nicht in die gesetzliche Rentenversicherung 
oder eine berufsständische Versorgungsein-
richtung eingezahlt haben: Neben einem sofort 
verwertbaren Vermögen von bis zu 60.000 Euro 
und klassischen Altersvorsorgeprodukten 
in unbegrenzter Höhe ist auch sofort ver-
wertbares Vermögen von bis zu weiteren 
80.000 Euro (10 x 8.000 Euro) als Altersvorsorge 
geschützt. Eine selbstgenutzte Immobilie wird 
bei der Vermögensberechnung ebenfalls nicht 
berücksichtigt.

 ● Die Wohnung muss nicht gewechselt werden. 
Die Angemessenheit der Wohnkosten wird 
nicht überprüft. Die tatsächlichen Wohnkosten 
gelten als angemessen.

 ● Vorläufig gezahlte Leistungen werden im 
Nachhinein nur in Ausnahmefällen erneut 
überprüft. Das Jobcenter prüft nur auf Antrag, 
ob das zunächst geschätzte Einkommen vom 
tatsächlich erzielten Einkommen abweicht. 
Wer vorläufige Leistungen erhält, muss im 

Regelfall daher nicht befürchten, Leistungen 
zurückzahlen zu müssen, wenn die Einkom-
mensschätzungen sich als nicht exakt heraus-
gestellt haben.

 ● Diese Erleichterungen gelten jeweils für sechs 
Monate.

Weitergehende Informationen finden sich auf der 
Internetseite des Bundesarbeitsministeriums.10 Um 
Soloselbstständige bei vielen Fragen zu unterstüt-
zen, hat die Bundesagentur für Arbeit darüber hi-
naus eine gesonderte telefonische Hotline einge-
richtet. Diese ist von Montag bis Freitag in der Zeit 
von 8 Uhr bis 18 Uhr unter der Servicerufnummer 
0800/4555521 erreichbar.

10 www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/
Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Anworten-zugang-
sgb2/faq-zugang-sgb2.html
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Die Auswirkungen der Coro-
na-Pandemie sind deutlich 
spürbar. Schulen, Kitas und 
Restaurants wurden geschlos-
sen, Konzerte und kulturelle 
Veranstaltungen abgesagt. Wie 
gehen Sie im Alltag damit um?

Mich bewegen vor allem die vielen Briefe und 
E-Mails, die jeden Tag hier im Ministerium ein-
gehen. Da schreiben Beschäftigte, Selbstständige, 
Künstlerinnen und Künstler sowie Unternehmen 
und die Verbände und berichten, wie schwierig die 
Lage ist. Ich bemühe mich, möglichst viele Schrei-
ben zu lesen. Dadurch bekommen wir ein gutes Bild 
davon, wo der Schuh drückt. Gemeinsam mit den 

Kolleginnen und Kollegen im BMF versuchen wir, 
zu helfen, wo wir können. Ansonsten geht es mir 
genauso wie den meisten: Die Haare wachsen und 
mir fehlt das sonntägliche Kicken mit Freunden 
ebenso wie der Besuch im Fußballstadion oder ei-
nes Konzerts.

Das sind aber doch eher Luxusprobleme, wenn wir 
an die Situation der Künstlerinnen und Künstler 
selbst denken. Die Pandemie verdeutlicht, welchen 
Stellenwert Kunst und Kultur für unser Zusam-
menleben haben. Deshalb sind wir im Finanzmi-
nisterium in einem ständigen Austausch mit der 
Kulturbranche. Und deshalb hat sich Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz stark dafür eingesetzt, 
dass wir spezielle Förderprogramme für die Kul-
tur und die Veranstaltungswirtschaft auf die Beine 
stellen. Es ist für unsere Gesellschaft wichtig, dass 

Wolfgang Schmidt (Archivbild) 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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es diese großartige kulturelle Vielfalt auch nach der 
Pandemie noch gibt.

Es gibt auch Kritik an den 
wirtschaftlichen Unter-
stützungsmaßnahmen der 
Bundesregierung. Sie seien 
nicht ausreichend und kämen 
zu spät. Was sagen Sie dazu?

Als wir vor ungefähr einem Jahr die ersten Krisen-
maßnahmen vorbereitet haben, war das Credo des 
Finanzministers: Ich will, dass möglichst alle gut 
durch die Krise kommen. In der Praxis bedeutete 
dies, dass wir unsere Hilfsangebote ständig ausge-
weitet und an die jeweiligen Umstände und Ein-
schränkungen angepasst haben. Denn für diese 
Krise gibt es kein Drehbuch und es lagen keine fer-
tigen Konzepte in der Schublade. Gleichzeitig ver-
ändert sich die Pandemie und macht immer wie-
der neue Schließungen notwendig. Wir versuchen, 
die Hilfen entsprechend zu justieren. Daher gab 
es  – wie bei einem Softwareupdate  – immer wie-
der Verbesserungen, z.  B. der Überbrückungshil-
fen. Inzwischen sind wir bei der Überbrückungs-
hilfe Nummer drei. Sie sieht zusätzliche Hilfen für 
diejenigen vor, die wirtschaftlich ganz besonders 
von der Pandemie betroffen sind, also für den Tou-
rismus, die vielen Soloselbstständigen sowie die 
Künstlerinnen und Künstler und den Einzelhandel.

Ich würde mir wünschen, dass das Geld sofort nach 
Programmstart auch zu den Betroffenen kommt. 
In der Praxis ist das leider nicht so einfach: Da es 
sich um staatliche Gelder für Unternehmen han-
delt, gilt das europäische Beihilferecht und muss 
beachtet werden. Und obwohl es sich um ein Bun-
desprogramm handelt, muss das Bundeswirt-
schaftsministerium (BMWi) die Bedingungen mit 
den Wirtschaftsministerien der 16 Länder koordi-
nieren und entsprechende Vereinbarungen schlie-
ßen. Und schließlich musste die IT-Plattform von 
einem Dienstleister des BMWi programmiert wer-
den. Das alles hat länger gedauert. Länger, als wir 
alle uns das gewünscht hätten. Nun sollte es aber 

schnell gehen. Anträge können auch für die Über-
brückungshilfe  III gestellt werden und die ersten 
Abschlagszahlungen fließen.

Bei den Programmen, die nicht neu entwickelt 
werden mussten, geht es zum Glück schneller. 
Die Kurzarbeit ist sicher eine der wichtigsten Kri-
senmaßnahmen. Das war schon in der Finanz-
krise 2008/2009 so, als Olaf Scholz zuständiger Ar-
beitsminister war und das Kurzarbeitergeld als 
Instrument zur Krisenbewältigung ausgeweitet 
hat. Jetzt war es bei der Corona-Bewältigung so-
fort verfügbar und hat Millionen Arbeitsplätze ge-
sichert. Im April 2020 waren 6 Millionen Beschäf-
tigte in Kurzarbeit. Kurzarbeit hat sofort geholfen. 
Und auch die vielen steuerlichen Hilfen – wie z. B. 
die Möglichkeit, fällige Steuerzahlungen aufzu-
schieben oder Verluste mit schon gezahlter Steuer 
zu verrechnen – haben sehr schnell gewirkt.

Und bei aller Kritik, die es an den Hilfen gibt: Im 
europäischen wie internationalen Vergleich sieht 
es in Deutschland ziemlich gut aus. Ich denke, dass 
viele Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger 
ganz froh sind, in einem Land zu leben, in dem der 
Staat reagiert und Unterstützung in diesem Um-
fang mobilisiert.

Was ist für Sie das Kernstück 
der Überbrückungshilfe III, die 
jetzt gilt?

Im Kern geht es darum, Unternehmen und Selbst-
ständigen bei ihren Kosten zu helfen, die jeden Mo-
nat anfallen und die nicht veränderbar sind. Also 
die Fixkosten. Die Inhaberin eines Friseursalons hat 
nicht nur das Problem, dass sie derzeit keine Ein-
nahmen erzielen kann. Gleichzeitig hat die Salon-
besitzerin ja trotzdem Ausgaben für ihr Geschäft, 
etwa für Miete oder Versicherungen. Hier hel-
fen wir mit der Überbrückungshilfe, indem wir ei-
nen Großteil dieser Fixkosten erstatten. Die Höhe 
richtet sich nach dem Umsatzrückgang, also wie 
stark jemand wirtschaftlich von den nötigen Ein-
schränkungen betroffen ist. Der maximale Betrag 
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sind 1,5 Mio. € im Monat. Dabei gehen wir auch auf 
die Sondersituation bestimmter Branchen ein, wie 
Einzelhandel und Tourismuswirtschaft. Und auch 
den vielen Soloselbstständigen helfen wir mit der 
Überbrückungshilfe. Viele von ihnen können kaum 
Fixkosten geltend machen, weil sie z. B. kein eige-
nes Büro oder Studio haben. Deshalb bieten wir ih-
nen mit der „Neustarthilfe“ einen Zuschuss von bis 
zu 7.500 €, der nicht zurückgezahlt werden muss 
und auch auf andere staatliche Leistungen nicht 
angerechnet wird. Anträge für die Neustarthilfe 
können seit kurzem gestellt werden.

Ansonsten empfehle ich einen Blick in die-
sen Monatsbericht. Im Schlaglichtartikel fin-
det sich ein Überblick über die Einzelheiten der 
Überbrückungshilfe.

Wie behalten Sie den Über-
blick über die ver schiedenen 
Hilfs programme und 
Bedingungen seit März 2020?

(lacht) Also das können die Bürgerinnen und Bür-
ger schon erwarten, dass die Zuständigen in der 
Bundesregierung einen Überblick über die Hilfen 
haben. Fast alle Instrumente hat das BMF ja eng 
mit verhandelt, viele auch selbst konzipiert. Aber 
es stimmt, seit vergangenem Jahr hat die Bundes-
regierung sehr viele Hilfsangebote in ganz unter-
schiedlichen Politikbereichen bereitgestellt: vom 
vereinfachten Zugang zur Grundsicherung über 
Änderungen im Insolvenzrecht bis zu den vielen 
steuerlichen und direkten Finanzhilfen. Wenn es 
um Spezialfragen geht, haben wir zum Glück im Fi-
nanzministerium viele Kolleginnen und Kollegen, 
die mit unglaublicher Energie an den Hilfsinstru-
menten arbeiten und die alle Details kennen.

Wichtig ist aber vor allem, dass die Unternehmen, 
Beschäftigten und Selbstständigen wissen, welche 
Unterstützung ihnen zur Verfügung steht. Deshalb 
geben wir uns in der Bundesregierung große Mühe, 
all die Informationen gut darzustellen, z. B. auf un-
seren Internetseiten. Und wir arbeiten eng mit den 

Verbänden wie Handwerkskammern, Steuerbera-
tungsbüros und Kulturverbänden zusammen. Das 
ist sehr wichtig, denn die Verbände sind oft die ge-
übten Ansprechpartner für die Unternehmen und 
Selbstständigen. Mein Eindruck ist, dass das gut 
klappt. Ich bin für diese Zusammenarbeit und den 
Austausch sehr dankbar. Ich hoffe, das hält auch 
nach der Pandemie an.

Was gibt Ihnen Kraft und 
Zuversicht, dass Deutschland 
diese schwierige Situation gut 
meistern wird?

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger steht 
hinter den Maßnahmen, die Bund und Länder ge-
meinsam beschlossen haben. Und das, obwohl die 
Einschränkungen z. B. für Eltern und Kinder eine 
enorme Belastung darstellen. Ich bin beeindruckt 
davon, wie solidarisch sich alle in der Pandemie 
zeigen. Auch das sehen wir z. B. in den Umfragen: 
Die meisten Bürgerinnen und Bürger machen sich 
mehr Sorgen darum, ihre Familie, Kolleginnen oder 
Freunde anzustecken als darum, selbst angesteckt 
zu werden.

Dass die Infektionszahlen derzeit wieder runterge-
hen, liegt daran, dass sich die meisten an die Regeln 
halten. Das ist ein gemeinsamer Erfolg. Ein Erfolg, 
um den wir allerdings jeden Tag kämpfen müs-
sen. Die Mutationen des Virus zeigen es noch ein-
mal deutlich: Wir sind noch nicht über den Berg. 
Aber zusammen mit den fortschreitenden Impfun-
gen bin ich zuversichtlich, dass wir die Pandemie 
in diesem Jahr entscheidend zurückdrängen kön-
nen. Wir alle wollen eine Perspektive und die mög-
lichen Schritte hin zur Normalität kennen. Die ers-
ten Schritte dahin haben Bund und Länder bei 
ihrem letzten Zusammentreffen vereinbart, indem 
etwa für die Schulen festgelegt wurde, dass die Län-
der sie Schritt für Schritt je nach Lage vor Ort öff-
nen sollen.

Und auch ökonomisch gesehen bin ich zuversicht-
lich, dass wir aus dieser Krise stark herauswachsen. 
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Das Wirtschaftswachstum ist im vergangenen Jahr 
deutlich weniger eingebrochen als von den For-
schungsinstituten im Sommer vorhergesagt. Auch 
die Arbeitslosigkeit ist dank Kurzarbeit nur mini-
mal gestiegen. Daran zeigt sich, dass unsere Kri-
seninstrumente und auch das Konjunkturpaket gut 
gewirkt haben. Wir haben dafür richtig viel Geld in 
die Hand genommen. Und wir können es uns leis-
ten – wir haben die finanzielle Kraft. Dafür geben 
uns internationale Organisationen wie der Inter-
nationale Währungsfonds und die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit (OECD) sehr gute 
Noten.

Wir möchten mit Ihnen 
einen Ausblick wagen: 
Was denken Sie, wie wird 
Corona Deutschland 
verändern; wirtschaftlich und 
gesellschaftlich?

Ich finde das derzeit, mitten in der Pandemie, sehr 
schwer vorhersehbar. Ich hoffe darauf, dass die Er-
fahrung der gegenseitigen Rücksichtnahme und 
Solidarität auch nach der Krise anhält. Denn wir se-
hen ja weltweit, zu welchen schlimmen Ereignissen 
und Krisen es führt, wenn Gesellschaften gespalten 
sind. Selbst in Ländern, in denen wir das für nicht 
möglich gehalten hätten. Gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt hat auch viel mit der Verteilung von 
Einkommen und Vermögen zu tun. Deshalb zie-
len unsere Krisenmaßnahmen darauf, Beschäfti-
gung und Einkommen zu stabilisieren. Bisher ge-
lingt es uns ganz gut. Es wäre gefährlich, wenn 
die Pandemie als ökonomischer Spaltpilz wirkt. 
Ich glaube, dass die Krisenerfahrung dazu führt, 
dass eine gerechte Steuerpolitik für die Bürgerin-
nen und Bürger noch stärker auf der Agenda steht. 
Etwa mit Blick auf die großen Digitalkonzerne, die 
ja zu den wenigen wirtschaftlichen Gewinnern der 
Pandemie gehören. Olaf Scholz arbeitet daran, bis 
zum Sommer im Kreis der OECD zu einer Einigung 
zu kommen, dass Digitalunternehmen zukünftig 
überall ihren fairen Beitrag zur Finanzierung des 
Gemeinwesens leisten. Das ist auch wichtig für das 

Gerechtigkeitsempfinden und die Akzeptanz unse-
res Steuersystems.

Die Erfahrung der Pandemie hat vielen Bürgerin-
nen und Bürgern außerdem deutlich gemacht, wie 
wichtig ein gut funktionierender Staat ist. Ein na-
heliegendes Beispiel ist natürlich die Gesundheits-
versorgung. Ein anderes Beispiel sind Arbeitsplätze. 
Ohne umfangreiche staatliche Hilfe hätten in 
Deutschland Millionen Beschäftigte ihren Job ver-
loren. Da reicht ein Blick in andere Staaten, um sich 
dessen bewusst zu werden.

Wirtschaftlich erhoffe ich mir einen echten Mo-
dernisierungsschub durch die Pandemiebewälti-
gung. Digitale Anwendungen spielen in der Bewäl-
tigung der Krise eine große Rolle und werden nun 
viel mehr genutzt als zuvor. Das betrifft ja fast alle 
Lebensbereiche. Besonders dringend ist es im Bil-
dungsbereich. Hier hat der Bund schon vor der Pan-
demie Investitionsprogramme aufgelegt, damit die 
Schulen Anschluss an das digitale Zeitalter bekom-
men. Wir müssen unsere Wirtschaft aber nicht nur 
digitalisieren, sondern auch dekarbonisieren. Des-
wegen enthält das Konjunkturpaket über die Mittel 
zur Pandemiebekämpfung hinaus auch 50 Milliar-
den Euro für Investitionen in den Klimaschutz und 
in die Digitalisierung.

Gespannt bin ich darauf, wie stark sich unser beruf-
licher Alltag ändern wird. Mein Eindruck ist, dass 
viele Beschäftigte, deren Tätigkeit Homeoffice zu-
lässt, die damit verbundene Flexibilität – bei allen 
Schwierigkeiten – auch schätzen gelernt haben. Ich 
merke das auch bei mir: Wenn wir z. B. wieder mal 
am Wochenende zusammenkommen müssen, um 
die nächste Ministerpräsidentenkonferenz vorzu-
bereiten, ist es schon ganz angenehm, das im eige-
nen Wohnzimmer machen zu können und nicht 
ins Ministerium fahren zu müssen. Und vielleicht 
führt die Erfahrung des vergangenen Jahres dazu, 
dass nicht mehr für ein zweistündiges Meeting ins 
Flugzeug gestiegen wird. Das wäre ja auch ein Bei-
trag für mehr Klimaschutz.
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Zum Abschluss: Worauf freuen 
Sie sich ganz persönlich am 
meisten nach dem Ende der 
Pandemie?

Wie viel Platz haben wir (lacht)? Ich denke, dass 
sich meine Wünsche nicht so sehr von denen der 
meisten Bürgerinnen und Bürger unterscheiden. 
Weit oben steht für mich als Vater, dass die Kinder 
schnell wieder zu einem normalen Leben zurück-
kehren können  – ihre Freundinnen und Freunde 
treffen können, Sport machen dürfen und der 

Unterricht in der Schule stattfindet. Wir sehen ja, 
wie sehr die Einschränkungen sie treffen. Für mich 
persönlich wünsche ich mir, dass das Leben wie-
der unbeschwerter wird: Treffen mit Freunden, 
Fußballspielen, Essen im Restaurant oder Konzert-
besuche. All diese kleinen normalen Freuden des 
Alltags. Darauf freue ich mich sehr. Und ich hätte 
auch nichts dagegen, wenn nach der Krisenbewäl-
tigung die Arbeitstage wieder etwas kürzer würden. 
Das wünsche ich vor allem den engagierten Kolle-
ginnen und Kollegen hier im BMF und überall im 
Land, wo derzeit sehr viel gearbeitet wird.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wolfgang Schmidt 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Fiskalpolitische Kehrtwende 
zur Stützung von Wirtschaft 
und Gesellschaft

Ein erfreuliches Konjunkturumfeld und nied-
rige Zinsen trugen dazu bei, dass sich der Bund in 
den Jahren  2014 bis  2019 nicht neu verschulden 
musste  – die Kreditaufnahme diente lediglich der 
Anschlussfinanzierung fällig werdender Bundes-
wertpapiere. Als sich im März 2020 die Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie auf Gesellschaft und 
Wirtschaft abzeichneten, änderte sich diese Situa-
tion schlagartig. Aufgrund der Pandemie und der 
mit ihr verbundenen Eindämmungsmaßnahmen 
wurde absehbar, dass die deutsche Wirtschaft in 
eine Rezession geraten würde. Für den Bund be-
deutete dies nicht nur geringere Steuereinnahmen. 
Er musste zudem die Wirtschaft im Allgemeinen 
und insbesondere die am stärksten betroffenen 
Bereiche mit gezielten fiskalischen Maßnahmen 
unterstützen. Deutschland handelte schnell und 
entschieden und stellte innerhalb weniger Tage 

umfangreiche Konjunkturmaßnahmen auf die 
Beine, die einen entscheidenden Beitrag zur wirt-
schaftlichen Eindämmung der Corona-Krise lie-
ferten. Zur Finanzierung dieser Maßnahmen war 
es notwendig, umfangreiche zusätzliche Kredite 
aufzunehmen.

Haushaltsplanung in Zeiten 
größter Unsicherheit

Das Ausmaß dieser Neuplanung lässt sich an der 
Entwicklung der Bundeshaushaltsplanung im 
Laufe des Jahres 2020 ablesen. Ursprünglich war für 
das Jahr 2020 wie schon in den Jahren zuvor keine 
Nettokreditaufnahme, d. h. keine Aufnahme neuer 
Schulden für den Bundeshaushalt eingeplant ge-
wesen. Dagegen sah der erste Nachtragshaushalt 
vom 27.  März  2020 eine Nettokreditaufnahme in 
Höhe von 156,0 Mrd. € vor. Aufgrund der Verschär-
fung der pandemischen Situation und des deutli-
chen Einbruchs der Wirtschaftsaktivität wurde die 

Kreditaufnahme des Bundes in Zeiten der 
Corona-Krise

 ● Nachdem der Bund bis zum Jahr 2019 mehrere Jahre ohne zusätzliche Schulden ausgekommen 
war, stieg der Nettokreditbedarf im Jahr 2020 bedingt durch die Maßnahmen zur Bewältigung 
der Corona-Pandemie deutlich.

 ● Zusätzlich zur Aufnahme hoher neuer Schulden für den Bundeshaushalt musste der neu einge-
richtete Wirtschaftsstabilisierungsfonds finanziert werden – auch, um Darlehen an die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau zur Finanzierung der ihr von der Bundesregierung zugewiesenen Coro-
na-Sonderprogramme zu gewähren.

 ● Unterstützt durch den Einsatz neuer Finanzierungsinstrumente und ergänzender Finanzierungs-
verfahren gelang es dem Bund problemlos, den Kreditbedarf im Jahr 2020 aufzunehmen – auf-
grund negativer Renditen auch ohne zusätzliche Kosten.

 ● Trotz des stark gestiegenen Volumens ausstehender Bundeswertpapiere bestehen keine Zweifel 
an der höchsten Bonität des Bundes. Der Bund wird sich auch weiterhin zu günstigsten Konditio-
nen refinanzieren können.
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Nettokreditaufnahme mit dem zweiten Nachtrags-
haushalt vom 14.  Juli  2020 nochmals angehoben, 
und zwar auf nunmehr 217,8 Mrd. €.

Im Laufe des 3. Quartals zeichnete sich ab, dass ein 
Teil der für das Jahr 2020 eingeplanten Mittel erst 
im Folgejahr benötigt werden würde. Dadurch er-
gaben sich gegenüber der Planung auf Basis des 

Nachtragshaushalts vom Juli  2020 deutliche Kür-
zungen bei den für das Jahr  2020 aufzunehmen-
den Krediten. Zusammen mit der Finanzierung der 
Sondervermögen, die ebenfalls über Bundeswert-
papiere erfolgt (zu Sondervermögen siehe grauen 
Kasten) und der Refinanzierung fällig werdender 
Bundeswertpapiere führte dies schließlich zu ei-
nem Bruttokreditbedarf von rund 441,5 Mrd. €.

Sondervermögen des Bundes

sind abgesonderte Teile des Bundesvermögens, die außerhalb des Bundeshaushalts geführt werden 
und ausschließlich zur Erfüllung einzelner begrenzter Aufgaben des Bundes bestimmt sind. Sie dür-
fen nur auf gesetzlicher Grundlage errichtet werden. Die Mittelaufnahme für die Sondervermögen er-
folgt gemeinsam mit der Mittelaufnahme für den Bundeshaushalt über die Begebung von Bundes-
wertpapieren.

Einige Sondervermögen haben keine eigene Kreditermächtigung, sondern werden durch Zuschüsse 
aus dem Bundeshaushalt beziehungsweise durch andere Einnahmen finanziert. Die Finanzierungsbe-
darfe dieser Sondervermögen und die Rücklagen des Bundeshaushalts sind im Kreditfinanzierungs-
plan des Bundeshaushalts dargestellt. Für die Sondervermögen des Bundes werden Kredite erst in 
dem Jahr aufgenommen, in dem die Ausgaben tatsächlich getätigt werden.

Bruttokreditbedarf Bundeshaushalt und Sondervermögen
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Daneben gibt es Sondervermögen des Bundes, die über eine eigene Kreditermächtigung verfügen und 
deren Finanzierungsbedarf ebenfalls bei der Planung der Emissionsaktivitäten des Bundes zu berück-
sichtigen ist. Zu den Sondervermögen des Bundes mit eigener Kreditermächtigung gehören:

Der Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) wurde im Oktober 2008 im Zuge der Finanzmarktkrise 
mit dem Ziel gegründet, die Stabilisierung des Finanzmarkts sicherzustellen. Das BMF ist ermäch-
tigt, für den FMS Kredite zur Deckung von Aufwendungen für Stabilisierungsmaßnahmen von Un-
ternehmen des Finanzsektors aufzunehmen. Aktuell beträgt die Höhe dieser Kreditermächtigung bis 
maximal 40 Mrd. €. Darüber hinaus ist das BMF ermächtigt, für den FMS Kredite in Höhe von bis zu 
60 Mrd. € zur Darlehensgewährung an die bundeseigene Abwicklungsanstalt FMS Wertmanagement 
(FMS-WM) aufzunehmen.

Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) wurde im März 2020 von der Bundesregierung ins Leben 
gerufen, um den wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie zu begegnen. Mit Garantien und Ka-
pitalhilfen sollen Unternehmen der Realwirtschaft stabilisiert und somit auch Arbeitsplätze erhalten 
werden. Das BMF ist ermächtigt, für den WSF zur Deckung der Inanspruchnahme von Garantien und 
zur Kapitalstärkung von Unternehmen (Rekapitalisierung) Kredite bis zu einer Höhe von maximal 
100 Mrd. € aufzunehmen. Darüber hinaus ist das BMF ermächtigt, für den WSF Kredite in Höhe von 
maximal 100 Mrd. € aufzunehmen, um der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) Darlehen zur Refi-
nanzierung der ihr von der Bundesregierung zugewiesenen Corona-Sonderprogramme zu gewähren.

Auch der Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) und der Restrukturierungsfonds haben eigene Kredit-
ermächtigungen. Weitere Angaben zu den Sondervermögen finden sich im Kreditaufnahmebericht 
des Bundes. Monatliche Statistiken über die Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und 
seiner Sondervermögen sowie über die Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur 
Darlehensgewährung finden sich in jedem Monatsbericht des BMF unter „Kreditaufnahme des Bun-
des und seiner Sondervermögen“.

Insgesamt ergab sich für das Jahr 2020 eine Netto-
kreditaufnahme des Bundeshaushalts in Höhe von 
insgesamt 130,5  Mrd. €. Hiervon wurden saldiert 
27,1  Mrd. € für Ausgaben der aus dem Bundes-
haushalt finanzierten Sondervermögen verwen-
det. Hinzu kam die Finanzierung von 41,8  Mrd. € 
an neuen Krediten für die Sondervermögen mit 
eigener Kreditermächtigung. Zusätzlich zu diesen 
neuen Krediten wurden – inklusive der Anschluss-
finanzierung unterjähriger Fälligkeiten  – rund 
247,7  Mrd. € an fälligen Bundeswertpapieren refi-
nanziert. Zur Finanzierung standen im Jahr  2020 
auch noch Mittel aus dem Vorjahr zur Verfügung. 
Der Ende des Jahres  2020 nicht benötigte Betrag 
wurde in das Jahr  2021 übertragen. Nähere Anga-
ben zu diesen Umbuchungen finden sich in der 
Haushaltsrechnung des Bundes in den Ist-Ergeb-
nissen zum Kreditfinanzierungsplan.

Der Bestand an Krediten des Bundes und sei-
ner Sondervermögen belief sich per 31.  Dezem-
ber  2020 auf  1.272,0  Mrd. €. Davon entfielen etwa 
108,7 Mrd. € auf die Sondervermögen des Bundes 
mit eigener Kreditermächtigung, wovon aufge-
schlüsselt 52,8 Mrd. € für den FMS, 39,9 Mrd. € für 
den WSF und 16,0  Mrd. € für den ITF aufgenom-
men wurden. Von den Beträgen für FMS und WSF 
entfielen wiederum 30,0  Mrd. € beziehungsweise 
38,0  Mrd. € auf Kredite, die zur Darlehensgewäh-
rung an die FMS-WM beziehungsweise an die KfW 
aufgenommen wurden.
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Herausforderung für das 
Schuldenmanagement

Ursprünglich hatte der Bund in seiner im Dezem-
ber 2019 veröffentlichen Emissionsplanung für das 
Jahr 2020 Emissionen von Bundeswertpapieren in 
Höhe von rund 216  Mrd. € vorgesehen. Üblicher-
weise ergibt sich im Jahresverlauf ein Änderungs-
bedarf an der im Dezember des Vorjahres veröffent-
lichten Emissionsplanung in einer Größenordnung 
von nicht mehr als 20 Mrd. €. Aufgrund der Coro-
na-Krise kam zum Refinanzierungsbedarf im Jahr 
2020 aber nun eine Neuverschuldung von histori-
schem Ausmaß hinzu, sodass das Emissionsvolu-
men wesentlich erhöht wurde und schließlich über 
400 Mrd. € betrug.

Der Bund agierte im Jahr  2020 in einem Umfeld 
höchster Unsicherheit sowohl in Anbetracht der 
Höhe des tatsächlichen Finanzierungsbedarfs als 
auch hinsichtlich der Zeitpunkte von Mittelab-
flüssen. Beides unterlag im Vergleich zum sonsti-
gen Planungsprozess starken Schwankungen. Dies 
erforderte eine deutlich höhere Flexibilität im Li-
quiditätsmanagement ebenso wie bei der Planung 
und Umsetzung der Emissionsstrategie. Als erst-
klassiger Schuldner und Benchmarkemittent im 
Euroraum ist es dem Bund grundsätzlich mög-
lich, innerhalb kurzer Zeit große Summen zu güns-
tigsten Konditionen aufzunehmen. Üblicherweise 
kann daher bei unterjährigem Mehrbedarf prob-
lemlos eine Erhöhung des geplanten Emissions-
volumens in den Standardinstrumenten in Höhe 
dieses Mehrbedarfs erfolgen. Aufgrund des außer-
gewöhnlich hohen zu erwartenden Finanzierungs-
bedarfs infolge der Corona-Krise mussten jedoch 
weitere Anpassungen in der Planung der Mittelauf-
nahme vorgenommen werden, um eine reibungs-
lose Aufnahme der Bundeswertpapiere am Finanz-
markt sicherzustellen.

Anpassungen in der 
Emissionsstrategie und im 
Liquiditätsmanagement

Dem Bund ist es gelungen, den außerordentlich 
hohen Kreditbedarf insbesondere durch die folgen-
den Maßnahmen zu decken:

1. Ausweitung des Bubill-Programms

Ein Großteil des zusätzlichen Kreditbedarfs wurde 
über Wertpapiere mit Laufzeiten von unter einem 
Jahr – sogenannten Unverzinslichen Schatzan-
weisungen des Bundes oder Bubills – finanziert. 
Gegenüber der ursprünglichen Planung vom 
Dezember 2019 wurde das Emissionsvolumen 
dieser Instrumente etwa verdreifacht. Schon im 
Zuge der Finanzkrise hatte der Bund in den Jah-
ren 2009/2010 dieses sehr flexibel einsetzbare 
Instrument genutzt, um den hohen Kreditbedarf 
zu decken. Der Bund beabsichtigt, das hohe ausste-
hende Volumen dieser kurzlaufenden Wertpapiere 
in den kommenden Jahren sukzessive zurückzu-
führen.

2. Einführung neuer Laufzeiten

Mit der Begebung einer 7- und einer 15-jährigen 
Bundesanleihe wurden zwei für den Bund neue 
Laufzeitensegmente eingeführt. Durch eine aus-
gewogene Verteilung der Schuldenaufnahme über 
die gesamte Zinskurve wurde erreicht, dass die 
Emissionsvolumen in den Standardinstrumenten 
des Bundes nur moderat erhöht werden mussten. 
Somit konnte der Bund ein Überangebot mit mög-
lichen Preiszugeständnissen in einzelnen Lauf-
zeitsegmenten durch den Bund vermeiden.1

1 Technisch gesehen gehören diese Laufzeiten zum 10-jährigen 
Segment, sodass diese Anleihen in manchen Statistiken unter 
den 10-jährigen Bundesanleihen geführt werden.
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3. Durchführung syndizierter Begebungen 
 
Der Bund führte zusätzlich zu seiner ursprüngli-
chen Planung drei syndizierte Begebungen durch. 
Üblicherweise begibt der Bund seine Wertpapiere 
im Auktionsverfahren. Hier übernehmen Banken 
der Bietergruppe Bundesemissionen die angebo-
tenen Bundeswertpapiere zunächst in ihren eige-
nen Bestand und verkaufen sie dann allmählich 
an die Kundschaft weiter. Hingegen werden die 
jeweiligen Bundeswertpapiere bei der Begebung 
über ein Syndikat im Auftrag des Bundes von einer 
ausgewählten Gruppe von Banken gegen eine 
Gebühr direkt an Investorinnen und Investoren 
vermittelt. Dadurch besteht für den Emittenten 
ein geringeres Absatzrisiko. Der Bund nutzt dieses 
Verfahren insbesondere dann, wenn ein neues 
Finanzierungsinstrument oder Laufzeitsegment 
eingeführt wird. Zudem kann über ein Syndikat 
meist ein größeres Volumen abgesetzt werden als 
bei der Begebung im Auktionsverfahren.

4. Aufstockungen in den Eigenbestand als Liquidi-
tätsvorsorge 
 
Als weitere Maßnahme hat der Bund im April 2020 
das Volumen ausstehender Bundeswertpapiere 
in seinen Eigenbestand um insgesamt 142 Mrd. € 
aufgestockt. Diese Maßnahme erlaubt über die 
konventionellen Begebungsformen hinaus eine 
flexible Gestaltung der Kreditaufnahme, da der 
Bund die zusätzlichen Eigenbestände auf zwei 
Arten zur Liquiditätsvorsorge nutzen kann:

a. Eigenbestände werden erst dann finanzie-
rungswirksam, wenn sie durch den Bund 
auf dem sogenannten Sekundärmarkt ver-
kauft werden. Der Sekundärmarkt ist der 
Teil des Finanzmarkts, auf dem bereits 
emittierte Wertpapiere zwischen Marktteil-
nehmern gehandelt werden.

b. Alternativ zum Verkauf auf dem Sekundär-
markt können die Wertpapiere im Eigen-
bestand des Bundes im Rahmen soge-
nannter Repo-Geschäfte eingesetzt werden. 
Repo-Geschäfte dienen der besicherten 
Kredit aufnahme auf dem Geldmarkt durch 
den Verkauf von Wertpapieren verknüpft 
mit der Vereinbarung, Wertpapiere gleicher 
Art zu einem zukünftigen Zeitpunkt und zu 
einem festgelegten Preis zurückzukaufen. 
Seit dem Jahr 2020 können Repo-Geschäfte 
auch zur Finanzierung des Haushalts über 
das Jahresende genutzt werden. Da sie die 
Liquidität auf dem Sekundärmarkt unter-
stützen, werden Repo-Geschäfte auch zur 
Marktpflege getätigt.

Sowohl Eigenbestandsverkäufe als auch Repo-Ge-
schäfte gehören zwar zu den Standardinstrumen-
ten des Bundes, der Umfang ihrer Nutzung im 
Jahr 2020 geht allerdings über das bislang gewohnte 
Maß weit hinaus.

Die Abbildung 2 zeigt die Emissionsvolumen des 
Jahres  2020 in den einzelnen Laufzeitsegmenten, 
getrennt nach Auktionen und Syndikatsbegebun-
gen im Vergleich zu den ursprünglich Ende  2019 
geplanten Volumen. Deutlich wird insbesondere 
die massive Erhöhung in den Bubills, die Einfüh-
rung neuer Laufzeiten sowie die Nutzung des Syn-
dikatsverfahrens für einige Begebungen.
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Gesetzliche Änderungen

Einige der Anpassungen in der Planung der Mittel-
aufnahmen erforderten gesetzliche Änderungen. 
Sowohl die Höhe der Bestände in eigenen Wertpa-
pieren, die der Bund halten darf, als auch die Höhe 
der Kassenverstärkungskredite ist durch Vorga-
ben im jährlichen Haushaltsgesetz beschränkt. Um 
die hohen Aufstockungen in den Eigenbestand ei-
nerseits und die zusätzlichen Repo-Geschäfte an-
dererseits zu ermöglichen, war im Rahmen der 
Anpassungen des Haushaltsgesetzes auch hier 
nachzusteuern. So wurde mit dem ersten Nach-
tragshaushaltsgesetz vom 27. März 2020 die Höhe 
der Eigenbestände, die der Bund in eigenen Wert-
papieren halten darf, von 10 Prozent des umlaufen-
den Volumens in Bundeswertpapieren auf 20 Pro-
zent erhöht. Zusätzlich wurde die Limitierung der 
Kassenverstärkungskredite, die u. a. über Repo-Ge-
schäfte aufgenommen werden, von 10 Prozent des 
Volumens des Bundeshaushalts auf 20  Prozent 

gesteigert. Um Repo-Geschäfte nicht nur im Liqui-
ditätsmanagement, sondern auch zur Haushaltsfi-
nanzierung einsetzen zu können, wurde mit dem 
Haushaltsgesetz  2021 auch die Abrechnung der 
Verzinsung dieser Geschäfte im Bundeshaushalts-
plan geregelt.

Günstige Finanzierungskosten 
trotz hoher Kreditaufnahme

Durch diese Maßnahmen gelang es dem BMF in 
Zusammenarbeit mit der Finanzagentur, trotz 
schwieriger Marktbedingungen, die jederzeitige 
Zahlungsfähigkeit des Bundes sicherzustellen und 
das außerordentlich hohe Wertpapiervolumen zu 
günstigsten Konditionen zu emittieren. Darüber 
hinaus wurde der Plan, im Jahr 2020 mit den Grü-
nen Bundeswertpapieren eine neue Wertpapiergat-
tung am Markt zu etablieren, erfolgreich und auf 
wirtschaftliche Weise umgesetzt.

Bundeswertpapier-Emissionen im Jahr 2020
in Mrd. €

Quelle: Finanzagentur
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Trotz des deutlich gestiegenen Angebots an Bun-
deswertpapieren im Jahr 2020 kam es nicht zu ei-
nem Renditeanstieg, wie in der folgenden Abbil-
dung am Beispiel der Renditeentwicklung der 
10-jährigen Bundesanleihen dargestellt ist. Im Ge-
genteil: Die 10-jährige Bundrendite lag Ende des 
Jahres  2020 bei rund -0,6  Prozent und damit um 
0,4  Prozentpunkte niedriger als zu Jahresbeginn. 
Auch verdeutlicht die Darstellung, dass der Bund 
bei seinen Auktionen jeweils sekundärmarktnahe 
Preise erzielen konnte und somit keine Preiszuge-
ständnisse erforderlich waren. Die Durchschnitts-
rendite aller Auktionen nominalverzinslicher Bun-
deswertpapiere lag im Jahr 2020 volumengewichtet 
bei -0,57 Prozent. Durch die erhöhte Neuverschul-
dung entstanden dem Bund bei isolierter Betrach-
tung des Jahres 2020 somit keine Zinskosten, son-
dern vielmehr Zinseinnahmen in beträchtlichem 
Ausmaß. Allerdings ist je nach Zinsentwicklung 
und Tilgungsverlauf mit späteren Belastungen für 
den Bund zu rechnen, falls in zukünftigen Jahren 
fällige Bundeswertpapiere bei positiven Renditen 
zu refinanzieren sind.

Ausblick

Auch im Jahr 2021 werden für den Bundeshaushalt 
und seine Sondervermögen hohe Kosten zur Be-
wältigung der Corona-Pandemie entstehen. Des-
halb rechnet der Bund für das Jahr  2021 mit ei-
nem insgesamt ähnlich hohen Finanzierungs- und 
Refinanzierungsbedarf wie im Vorjahr. In über 
135 Auktionen nominalverzinslicher Bundeswert-
papiere sollen nach aktueller Planung insgesamt 
463 Mrd. € aufgenommen werden. Hinzu kommen 
Auktionen inflationsindexierter Bundeswertpa-
piere sowie zwei Begebungen im Syndikatsverfah-
ren. Aufgrund des gestiegenen Refinanzierungsbe-
darfs ist noch über einen längeren Zeitraum mit 
einer erhöhten Kreditaufnahme zu rechnen.

Renditeentwicklung 10-jähriger Bundesanleihen
in %

Quellen: Finanzagentur, Thomson Reuters
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Fazit

Die Corona-Pandemie bedeutet nicht nur für die 
globale Gemeinschaft, sondern auch für die Finan-
zierungstätigkeit des Bundes eine historische He-
rausforderung. Deutlich sinkende (Steuer-)Einnah-
men des Bundes sind auszugleichen, zahlreiche 
Stützungsmaßnahmen zur Dämpfung der ne-
gativen Folgen auf Wirtschaft und Gesellschaft 
sind zu finanzieren. Durch die Einführung neuer 

Finanzierungsinstrumente und temporäre Anpas-
sung der Finanzierungsmaßnahmen ist es dem 
Bund im Jahr 2020 in einem Umfeld historisch nied-
riger Zinsen gelungen, den außergewöhnlich hohen 
Kreditbedarf am Finanzmarkt zu decken, ohne dass 
hierfür zusätzliche Kosten angefallen sind. Auf-
grund der hervorragenden Bonität des Bundes und 
der robusten Nachfrage nach Bundeswertpapieren 
sind auch zukünftig günstigste Refinanzierungsbe-
dingungen für den Bund zu erwarten.
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Sollbericht 2021: Ausgaben und Einnahmen 
des Bundeshaushalts

 ● Der Bundeshaushalt 2021 ist weiterhin von der Bewältigung der Pandemie und ihrer Folgen ge-
prägt, wie auch die aktuellen Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom 3. Februar 2021 zeigen. 
Mit dem Haushalt 2021 wird das entschlossene Handeln fortgesetzt, das mit der Bereitstellung 
von Mitteln in Höhe von rund 500 Mrd. € unterstützt wird.

 ● Zur Finanzierung wurde das BMF ermächtigt, Kredite im Umfang von 179,8 Mrd. € aufzuneh-
men. Die Kreditermächtigung für den Bundeshaushalt 2021 liegt rund 49,4 Mrd. € über der 
Nettokreditaufnahme (NKA) des Jahres 2020 gemäß vorläufigem Haushaltsabschluss.

 ● Die Obergrenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts = 12,1 Mrd. €) 
wird deutlich um rund 164,2 Mrd. € überschritten. Der Bundestag hat die Inanspruchnahme der 
Ausnahmeregelung des Grundgesetzes für außergewöhnliche Notsituationen beschlossen.

 ● Trotz schwieriger Haushaltslage setzt der Bund seine Investitionsoffensive fort. Die Investitio-
nen steigen im Jahr 2021 auf rund 61,9 Mrd. € und übersteigen damit das Vorkrisenniveau des 
Jahres 2019 um rund 24 Mrd. €. 

Ausgangslage

Die deutsche Wirtschaft ist nach einer zehnjähri-
gen Expansionsphase im Corona-Krisenjahr  2020 
in eine tiefe Rezession geraten. Im Jahresverlauf 
folgte dabei auf einen historisch einmaligen Ein-
bruch der Wirtschaftsleistung infolge des Pande-
mieausbruchs im 1.  Halbjahr eine deutliche Er-
holung im Sommer und Frühherbst. Diese wurde 
jedoch durch stark steigende Infektionszahlen 
und notwendige Eindämmungsmaßnahmen im 
Schlussquartal unterbrochen.

In diesem Jahr ist angesichts des Infektionsge-
schehens und der Eindämmungsmaßnahmen zu-
nächst mit einer weiterhin erheblich gedämpften 
Wirtschaftstätigkeit zu rechnen. Dabei dürfte ei-
nem durch die Pandemie stärker eingeschränk-
ten Dienstleistungssektor eine sich robust entwi-
ckelnde Industriekonjunktur gegenüberstehen. 
Im weiteren Verlauf des Jahres ist im Zuge einer 

Stabilisierung der pandemischen Lage und Aufhe-
bung der Beschränkungen des öffentlichen Lebens 
mit einer Fortsetzung der wirtschaftlichen Erho-
lung dann insbesondere auch im Dienstleistungs-
bereich zu rechnen.

Verwendungsseitig sollte der im Vorjahr einge-
brochene private Konsum bei graduell steigender 
Erwerbstätigkeit wieder spürbar zulegen. Auch bei 
der Investitionstätigkeit ist nach einem massiven 
Rückgang im vergangenen Jahr mit einem spür-
baren Wiederanstieg zu rechnen, wenn im Ver-
lauf dieses Jahres die pandemiebedingte investi-
tionshemmende Unsicherheit nachlässt und sich 
die globale Industriekonjunktur weiter belebt. 
Für den Außenhandel ist mit Erholung der Welt-
konjunktur und der heimischen Nachfrage sowie 
ab der zweiten Jahreshälfte wieder zunehmen-
der grenzüberschreitender Reisetätigkeit eben-
falls von deutlichen Anstiegen von Exporten und 
Importen auszugehen. In der Jahresprojektion 
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vom 27.  Januar  2021 rechnet die Bundesregie-
rung für das Jahr  2021 insgesamt mit einem An-
stieg des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 
3,0  Prozent gegenüber dem Vorjahr. Aufgrund 
der im Jahresverlauf 2020 wieder deutlich gestie-
genen Energiepreise sowie dem Ende der tem-
porären Absenkung der Umsatzsteuersätze ist im 
Jahresverlauf 2021 mit 1,5 Prozent wieder eine hö-
here Inflationsrate zu erwarten als im Vorjahr, in 
dem das Verbraucherpreisniveau im Jahresdurch-
schnitt um 0,5 Prozent gestiegen war.

Gesamtübersicht

Das Haushaltsgesetz  2021 wurde am 29.  Dezem-
ber 2020 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I 2020 Nr. 66 
S.  3208) verkündet. Mit dem Haushalt  2021 wird 
das entschlossene Handeln fortgesetzt, das mit 
der Bereitstellung von Mitteln in Höhe von rund 
498,6 Mrd. € unterstützt wird. Auch der Vollzug des 
Haushalts  2021 wird ganz wesentlich von der Be-
wältigung der Pandemie und ihrer Folgen geprägt 
sein, wie auch die Beschlüsse des Koalitionsaus-
schusses vom 3. Februar 2021 zeigen.

Im vergangenen Jahr wurden rund 130,5  Mrd. € 
an neuen Krediten aufgenommen, um die Be-
kämpfung der Corona-Pandemie und ihrer Folgen 

finanzieren zu können. Dank der soliden Finanz-
politik der vergangenen Jahre ist der Bund finanz-
politisch auch im Haushaltsjahr  2021 voll hand-
lungsfähig. Für dieses Jahr sind nochmals enorme 
finanzielle Anstrengungen erforderlich, um die 
Auswirkungen der fortbestehenden Corona-Pan-
demie abzufedern, insbesondere die Auswirkungen 
der Beschränkungen des öffentlichen Lebens. Da-
bei wird gleichzeitig die Unterstützung der Länder 
und Kommunen fortgesetzt und ausgeweitet, da-
mit sie die wirtschaftlichen und sozialen Folgen in 
ihren Wirkungsbereichen bewältigen können.

Trotz schwieriger Haushaltslage setzt der Bund 
seine Investitionsoffensive fort. Die Investitionen 
steigen im Jahr 2021 auf rund 61,9 Mrd. € und über-
steigen damit das Vorkrisenniveau des Jahres 2019 
um rund 24 Mrd. €.

Das BMF wurde mit dem Haushaltsgesetz 2021 er-
mächtigt, Kredite in Höhe von rund 179,8  Mrd. € 
aufzunehmen. Hierfür hat der Bundestag ent-
sprechend der Ausnahmeregelung des Grund-
gesetzes (GG) für außergewöhnliche Notsituati-
onen (Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG) beschlossen, dass 
der Bund auch im Jahr 2021 die für ihn ansonsten 
bindende Obergrenze einer strukturellen NKA in 
Höhe von 0,35 Prozent des BIP überschreiten darf.
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Ausgaben und Einnahmen

Die geplanten Ausgaben des Bundes für das Haus-
haltsjahr 2021 betragen rund 498,6 Mrd. €. Sie lie-
gen damit um 12,9 Prozent über den Ist-Ausgaben 
des Jahres 2020. Die Primärausgaben – Gesamtaus-
gaben ohne Zinsausgaben  – steigen etwas stärker 
um 13,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr, weil ein 
weiterer leichter Rückgang der Zinsausgaben er-
wartet wird.

Für investive Ausgaben sind im Bundeshaus-
halt 2021 Mittel in Höhe von 61,9 Mrd. € und da-
mit gegenüber dem Ist des vergangenen Jahres 
22,8  Prozent beziehungsweise rund 11,5  Mrd. € 
mehr veranschlagt. Darin enthalten sind Ausga-
ben für die Eigenkapitalerhöhung der Deutschen 
Bahn  AG (DB  AG) in Höhe von rund 7,1  Mrd. € 
sowie um 4,4  Mrd. € höhere Ausgaben für 
Gewährleistungsmaßnahmen.

Die Einnahmen sind insgesamt mit 318,6  Mrd. € 
veranschlagt. Damit wird das Ergebnis des Vorjahres 

um 2,4 Prozent leicht überschritten. Es wird erwar-
tet, dass die Steuereinnahmen um rund 3,4 Prozent 
gegenüber dem Ist 2020 steigen, aber die sonstigen 
Einnahmen (Verwaltungseinnahmen) um rund 
7,4 Prozent unter Vorjahresniveau liegen (siehe Ab-
schnitt Sonstige Einnahmen).

Finanzierungssaldo

Aus der Differenz von Einnahmen und Ausga-
ben ergibt sich für das Haushaltsjahr  2021 ein Fi-
nanzierungsdefizit von knapp  180,1  Mrd. €. Zur 
Finanzierung des Defizits wurde dem BMF eine 
Kreditermächtigung über 179,8  Mrd. € erteilt. Das 
verbleibende Defizit von 0,2  Mrd. € wird durch 
Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) abgedeckt. 
Damit sieht das Haushaltsgesetz das zweite Mal in 
Folge im Zusammenhang mit der Corona-Pande-
mie einen Bundeshaushalt mit Neuverschuldung 
vor.

Ist 2020 Soll 2021 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. € in %

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben zusammen¹ 441.798 498.620 +56.822 +12,9

2. Einnahmen zusammen² 311.085 318.564 +7.479 +2,4

Steuereinnahmen 283.254 292.794 +9.540 +3,4

Sonstige Einnahmen (ohne Münzeinnahmen) 27.831 25.770 -2.061 -7,4

3. Saldo der durchlaufenden Mittel  0  0 X X

Einnahmen ./. Ausgaben + Saldo der durchlaufenden Mittel = 
Finanzierungssaldo

-130.713 -180.056 -49.343 X

Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 130.464 179.820 +49.356 X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) 248 236 -12 -4,9

Zuführung (-)/Entnahme (+) Rücklage 0 0 X X

nachrichtlich:

Investive Ausgaben 50.348 61.852 +11.504 +22,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Gesamtübersicht
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Berechnung der zulässigen 
NKA im Bundeshaushalt 2021

Der Bundeshaushalt hat im Haushaltsgesetz eine 
Kreditermächtigung über  179,8  Mrd. €. Unter Be-
rücksichtigung der für die Schuldenbremse rele-
vanten Sondervermögen (SV), die insgesamt ei-
nen negativen Finanzierungssaldo von rund 
17,8 Mrd. € aufweisen und damit die zu berücksich-
tigende NKA erhöhen, beträgt die für die Schulden-
bremse relevante tatsächliche NKA im Soll  2021 
rund 197,6 Mrd. €. (s. a. Tabelle 2 Zeile 8)

Zuzüglich finanzieller Transaktionen (s.  a. Ta-
belle 2 Zeile 4) und zuzüglich der Konjunkturkom-
ponente zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung 
(s. a. Tabelle 3 Zeile 5) beläuft sich die strukturelle 
NKA des Bundes im Soll des Jahres 2021 auf rund 
176,3  Mrd. € beziehungsweise 5,11  Prozent  des 
BIP. Damit würde die Obergrenze für die struktu-
relle NKA (0,35 Prozent des BIP des Vorvorjahres, in 
diesem Fall des Jahres 2019 = rund 12,1 Mrd. €) um 
rund 164,2 Mrd. € überschritten.

Nach Art. 115 Abs. 2 Satz 6 und 7 GG darf die struk-
turelle NKA des Bundes von 0,35  Prozent des no-
minalen BIP unter bestimmten Voraussetzungen 
überschritten werden, und zwar im Falle von Na-
turkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsi-
tuationen, die sich der Kontrolle des Staates ent-
ziehen und die staatliche Finanzlage erheblich 
beeinträchtigen. Die Kreditobergrenze darf nur auf 
Grundlage eines Beschlusses der Mehrheit der Mit-
glieder des Bundestags überschritten werden und 
es ist ein Tilgungsplan zu beschließen.1

1 Kurzinfo Schuldenbremse: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210221

Der Deutsche Bundestag hat am 8. Dezember 2020 
beschlossen, dass die mit Beschluss des Deutschen 
Bundestags gemäß Art.  115 Abs.  2 Satz  6 und  7 
des GG vom 2. Juli 2020 aufgrund der Corona-Pan-
demie festgestellte Notsituation weiter fortbesteht, 
deren Eintritt sich der Kontrolle des Staates entzo-
gen hat und die die staatliche Finanzlage einnah-
men- und ausgabenseitig erheblich beeinträchtigt. 
Die im Soll des Bundeshaushalts 2021 vorgesehene 
Überschreitung der Regelgrenze ist daher aufgrund 
der vom Bundestag beschlossenen Inanspruch-
nahme der Ausnahmeregel gemäß Art.  115 Abs.  2 
Satz 6 und 7 GG verfassungskonform.

Der Beschluss des Bundestags wurde gemäß 
Art. 115 Abs. 2 Satz 7 GG mit folgendem Tilgungs-
plan verbunden: Die im Bundeshaushalt 2021 auf-
grund der Ausnahmeregelung gemäß Art.  115 
Abs.  2 Satz  6  GG aufgenommenen Kredite zur Fi-
nanzierung seiner Ausgaben werden ab dem Bun-
deshaushalt 2026 sowie in den folgenden 16 Haus-
haltsjahren zurückgeführt. Die Rückführung 
erfolgt in Höhe von jeweils einem Siebzehntel des 
Betrags der Kreditaufnahme, der nach Abschluss 
des Bundeshaushalts 2021 die nach Art. 115 Abs. 2 
Satz 2 und 3 GG zulässige Verschuldung überstie-
gen hat. Diese Tilgungsverpflichtung tritt zu der am 
2. Juli 2020 vom Deutschen Bundestag beschlosse-
nen Tilgungsverpflichtung hinzu.

Die Berechnung der im Haushaltsjahr  2021 auf 
Grundlage des Bundeshaushalts  2021 zulässigen 
NKA ist in Tabelle 2 dargestellt.
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Entwicklung wesentlicher finanz- 
und wirtschaftspolitischer 
Kennziffern

Die nachfolgenden Kennziffern zeigen Beziehun-
gen der Einnahmen und Ausgaben im Soll des Bun-
deshaushalts 2021 untereinander und zu externen 
Faktoren. Auch in den Kennziffern spiegeln sich die 
finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie 
deutlich wider.

 ● Die Ausgabenquote ergibt sich aus den Ge-
samtausgaben des Bundeshaushalts in Rela-
tion zur Wirtschaftsleistung in Deutschland. 
Die Quote steigt im aktuellen Haushalt 2021 
gegenüber dem Ist des Jahres 2020 um 0,9 Pro-
zentpunkte auf 14,2 Prozent. Dabei nehmen 
die Ausgaben gemäß Haushaltsplan gegenüber 
dem Vorjahr erheblich stärker zu als das BIP. 
Die Ausgabenquote für 2021 ist die höchste seit 
dem Jahr 1990.

 ● Die Zinsausgabenquote bezeichnet den An-
teil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben 
des Bundeshaushalts. Im Jahr 2021 dürfte die 

Quote gemäß Soll mit 1,2 Prozent weiter um 
0,3 Prozentpunkte gegenüber dem Ist des 
Jahres 2020 zurückgehen. Die Quote hat nun 
das niedrigste Niveau seit dem Jahr 1955; die 
Aussagekraft ist allerdings durch die Einmal-
effekte auf der Ausgabenseite verzerrt. Im 
Jahr 2008, dem Jahr des Ausbruchs der Fi-
nanzkrise 2008/2009, lag der Anteil noch bei 
14,2 Prozent der Gesamtausgaben.

 ● Die Zins-Steuer-Quote zeigt, wie viel Prozent 
der Steuereinnahmen für Zinsausgaben ver-
wendet werden. Die Quote verringert sich vo-
raussichtlich weiter leicht um 0,3 Prozent-
punkte auf 2,0 Prozent. Dies ist die niedrigste 
Quote seit 1963. Dabei gehen die Zinsausgaben 
gemäß Soll des Bundeshaushalts 2021 gegen-
über dem Ist 2020 um rund 9,9 Prozent zurück, 
während die Steuereinnahmen leicht steigen.

 ● Die Steuerfinanzierungsquote weist den An-
teil der durch Steuereinnahmen gedeckten 
Gesamtausgaben des Bundeshaushalts aus. 
Dieser Anteil liegt im Soll des Jahres 2021 bei 
58,7 Prozent nach 64,1 Prozent im Ist 2020 und 

Komponenten zur Berechnung der zulässigen Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr 2021 (Stand: Haushaltsaufstellung Herbst 2020)

1. Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in % des BIP) 0,35

2. Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres (in Mrd. €) 3.449

3. Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) 
[1. x 2.]

 12,1

4. Saldo der finanziellen Transaktionen (in Mrd. €) -8,5

5. Konjunkturkomponente (in Mrd. €) -12,8

6. Abbauverpflichtung aus dem Kontrollkonto -

7. Nach der Schuldenregel maximal zulässige Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) [3. - 4. - 5.]  33,4

8. Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) [8.a - 8. b]  197,6

8.a Nettokreditaufnahme des Bundes (in Mrd. €)  179,8

8.b Finanzierungssalden der Sondervermögen (in Mrd. €)¹ -17,8

9. Strukturelle Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) [8. + 4. + 5.] 176,3

in % des BIP 5,11

10. Überschreitung der zulässigen Nettokreditaufnahme aufgrund Ausnahmeregelung Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG [8. - 7.] 
oder [9. - 3. ]

164,2

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Mittelabfluss des Aufbauhilfe- und des Kommunalinvestitionsförderungsfonds, des Energie- und Klimafonds, des Sondervermögens 

„Digitale Infrastruktur“ sowie „Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter“ basiert auf 
vorsichtigen Schätzungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Komponenten zur Berechnung der zulässigen Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr 2021 
(Stand: Haushaltsaufstellung Herbst 2020)

Tabelle 2
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95,9 Prozent im Jahr 2019, also dem Jahr vor 
der Corona-Krise. Die Quote ist die niedrigste 
des Bundes in einem Haushaltsjahr.

Wichtige ausgewählte 
politische Entscheidungen 
mit Wirkung auf den 
Bundeshaushalt 2021

Bekämpfung der Auswirkungen 
der Corona-Pandemie und 
Investitionen in die Zukunft

Im Bundeshaushalt 2021 wurden Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Pandemie veranschlagt sowie fi-
nanzielle Mittel zur weiteren Umsetzung des Kon-
junktur- und Zukunftspakets bereitgestellt. Das 
zeigt sich sowohl bei den Einnahmen (s.  a. Ab-
schnitt Steuerpolitik) als auch bei den Ausgaben des 
Bundeshaushalts. Die Hauptziele sind, das Gesund-
heitswesen zu stärken sowie gezielte Hilfen für Un-
ternehmen, Beschäftigte und Selbstständige bereit-
zustellen, die besonders von den Einschränkungen 
zur Bekämpfung des Virus betroffen sind. Daher 
wurden Hilfsprogramme verlängert und weitere 
umfangreiche Mittel im Bundeshaushalt 2021 ver-
anschlagt. Im Folgenden werden einige Maßnah-
men dargestellt:

 ● Das Programm Überbrückungshilfen für 
kleine und mittelständische Unternehmen des 
Jahres 2020 wird als Corona-Unternehmens-
hilfen im Bundeshaushalt 2021 fortgesetzt und 
wurde erheblich auf 39,5 Mrd. € aufgestockt. 
Die Mittel stehen u. a. für die Überbrückungs-
hilfen II und III zur Verfügung. Hieraus werden 
auch entsprechend den festgelegten Rege-
lungen Ausfälle rückwirkend für November 
und Dezember 2020 an Unternehmen erstattet.

 ● Um rasch und flexibel auf mögliche sehr un-
günstige Entwicklungsverläufe auch finan-
ziell reagieren zu können, wurde eine Globale 
Mehrausgabe für Kosten im Zusammenhang 

mit der Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
in Höhe von 35,0 Mrd. € veranschlagt.

 ● Der Gesundheitsfonds erhält Zuweisungen an 
die Liquiditätsreserve für das Zukunftspro-
gramm Krankenhäuser (3,0 Mrd. €).

 ● Der Gesundheitsfonds erhält weitere Leis-
tungen zum Ausgleich von durch die Pan-
demie verursachte Belastungen in Höhe von 
rund 7,7 Mrd. €. Damit werden die Mittel im 
laufenden Jahr gegenüber 2020 mehr als ver-
doppelt. Im Haushaltsjahr 2020 waren be-
reits rund 3,5 Mrd. € bereitgestellt worden, 
die auch voll abgeflossen sind. Mit den Zah-
lungen an den Gesundheitsfonds soll sicherge-
stellt werden, dass die Sozialbeiträge 40 Prozent 
nicht übersteigen.

 ● Im Bundeshaushalt 2021 sind Zuschüsse zur 
zentralen Beschaffung von Impfstoffen gegen 
SARS-CoV-2 in Höhe rund 2,7 Mrd. € vorge-
sehen.

 ● Darüber hinaus werden weiterhin Mittel zur 
Bekämpfung des Ausbruchs des Corona-
virus bereitgestellt (z. B. für den Kauf von 
Schutzausrüstungen, Beatmungsgeräten 
und COVID-19-Arzneimitteln). Im vergan-
genen Jahr sind dafür rund 6,1 Mrd. € veraus-
gabt worden. Im Bundeshaushalt 2021 sind 
4,0 Mrd. € vorgesehen.

 ● Der Gesundheitsfonds erhält für Ausfälle 
von Einnahmen von Krankenhäusern auf-
grund der Freihaltung von Bettenkapazitäten 
für COVID-19-Patientinnen und -Patienten 
(§ 21 Krankenhausfinanzierungsgesetz) Aus-
gleichszahlungen in Höhe der im Jahr 2020 
nicht verausgabten Mittel von 2,0 Mrd. €. Für 
Ausgleichszahlungen nach § 21 des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes waren im Bundes-
haushalt 2020 11,5 Mrd. € veranschlagt gewesen.

 ● Die Bundesagentur für Arbeit (BA) erhält 
voraussichtlich einen Zuschuss in Höhe 
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von 3,4 Mrd. €. Mit diesen Mitteln beteiligt sich 
der Bund an den durch die Corona-Pandemie 
erhöhten Aufwendungen der BA zur Stabilisie-
rung des Arbeitsmarkts (s. a. Abschnitt zur Fi-
nanzlage der Sozialversicherungen).

 ● Für Schadensfälle im Gewährleistungs- und 
Garantiebereich, die insbesondere infolge kon-
junktureller Verwerfungen aufgrund der Pan-
demie entstehen können, wird eine Vorsorge in 
Höhe von rund 4,9 Mrd. € vorgesehen.

 ● Im Bundeshaushalt ist eine Eigenkapitalerhö-
hung der DB AG in Höhe von 7,1 Mrd. € ge-
plant. Darin sind 5,0 Mrd. € zur Unterstützung 
der DB AG im Zusammenhang mit durch Co-
rona nachweislich verursachten Belastungen 
enthalten, die wegen der ausstehenden bei-
hilferechtlichen Entscheidungen der Euro-
päischen Kommission 2020 nicht abfließen 
konnten.

 ● Aus dem im Konjunkturprogramm vorgese-
henen Vorziehen von Investitionen sind im 
Bundeshaushalt 2021 rund 3,0 Mrd. € ent-
halten.

 ● Für die Unterstützung der Digitalisierung der 
Verwaltung werden zur Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes zusätzlich 1,4 Mrd. € be-
reitgestellt.

 ● Im Bundeshaushalt 2021 sind zusätzliche Aus-
gaben zur Verstärkung von Maßnahmen zur 
Förderung künstlicher Intelligenz, von Quan-
tentechnologien, Digitalisierung und Kommu-
nikationstechnologien in Höhe von insgesamt 
1,2 Mrd. € vorgesehen.

 ● In Wahrnehmung internationaler Verantwor-
tung sind im Bundeshaushalt 2021 zusätz-
liche Mittel in Höhe von rund 1,6 Mrd. € vorge-
sehen. Diese werden sowohl zur Bekämpfung 
der Pandemie als auch zur Ausweitung der hu-
manitären Hilfe (z. B. Beteiligung an der Son-
derinitiative „Eine Welt ohne Hunger“) und 
der gesundheitlichen Vorsorge sowie dem 

wirtschaftlichen Austausch zwischen Deutsch-
land und den afrikanischen Staaten bereitge-
stellt.

 ● Mit dem SV „Energie- und Klimafonds“ 
werden wesentliche Teile des Klimaschutz-
pakets 2030 finanziert. Im Jahr 2021 belaufen 
sich die vorgesehenen Programmausgaben auf 
rund 26,5 Mrd. €.

 ● Der Bund unterstützt die Länder u. a. bei den 
Themen Kinderbetreuung, Bildung und For-
schung sowie digitale Infrastruktur (s. a. Ab-
schnitt zur Unterstützung der Länder und 
Kommunen).

Hinzu kommen die vom Koalitionsausschuss am 
3.  Februar  2021 beschlossenen ausgabewirksamen 
Maßnahmen wie beispielsweise ein einmaliger Co-
rona-Zuschuss für erwachsene Grundsicherungs-
empfänger und -empfängerinnen (150 € pro Per-
son), und die Unterstützung der Kulturschaffenden 
in der Corona-Krise.

Unterstützung der Länder und 
Kommunen

Der Bund unterstützt die Länder und Kommunen 
auch im Jahr 2021 weiter umfassend bei der Abfe-
derung der Folgen der COVID-19-Pandemie und 
eröffnet damit auch Spielräume für Investitionen 
vor Ort. Hierzu werden viele der im Jahr 2020 be-
schlossenen konjunktur- und zukunftspolitischen 
Maßnahmen 2021 fortgesetzt. Nachfolgend werden 
ausgewählte Entlastungen dargestellt:

Mit dem Gesetz zur finanziellen Entlastung der 
Kommunen und der neuen Länder wurde die 
Beteiligung des Bundes an den Kosten der Un-
terkunft (KdU) ab dem Jahr  2020 dauerhaft um 
25  Prozentpunkte erhöht. Die zusätzliche Entlas-
tung der Kommunen im Jahr 2021 beläuft sich auf 
rund 3,9  Mrd. €; insgesamt beträgt die Bundesbe-
teiligung an den Kosten der Unterkunft  2021 da-
mit rund  11,2  Mrd. €. Zudem übernimmt der 
Bund ab dem Jahr  2021 dauerhaft zusätzlich 
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10  Prozentpunkte der Kosten aus den Zusatzver-
sorgungssystemen der Deutschen Demokratischen 
Republik (Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetz). Die Entlastung der neuen Länder be-
trägt dadurch 2021 rund 340 Mio. €.

Als Teil des Konjunktur- und Krisenbewältigungs-
pakets  2020 hat der Bund seine finanzielle Unter-
stützung für Länder und Kommunen im Bereich 
der Betreuung und Bildung so ausgestaltet, dass die 
ausgeweiteten Entlastungswirkungen die nächs-
ten Jahre fortbestehen. Für den Kapazitätsaus-
bau im Bereich von Kindertagesstätten und Krip-
pen werden dem SV  „Kinderbetreuungsausbau“ 
2021 weitere 0,5 Mrd. € als Teilbetrag des 5. Inves-
titionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzie-
rung  2020-2021“ zugeführt; insgesamt beträgt die 
Zuführung  1  Mrd. €. Für den Ausbau ganztägiger 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Grund-
schulkinder werden dem im Jahr 2020 neu errich-
teten  SV weitere Mittel in Höhe von 1  Mrd. € zu-
geführt. Damit stellt der Bund insgesamt bis zu 
3,5  Mrd. € für den Ausbau der Bildungs- und Be-
treuungsinfrastruktur im Grundschulbereich 
zur Verfügung. Darin enthalten sind 1,5  Mrd. €, 
die  2020 aus dem Konjunkturpaket bereitgestellt 
wurden.

Im Rahmen des Zukunftspakets unterstützt der 
Bund die Kommunen gezielt bei Investitionen, z. B. 
bei der energetischen Sanierung kommunaler Ge-
bäude, bei der Sanierung kommunaler Einrich-
tungen für Sport, Jugend und Kultur oder bei In-
vestitionen in Sportstätten. Bei der Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes unterstützt der Bund die 
Länder und Kommunen im Rahmen des Zukunfts-
pakets allein im Jahr 2021 mit 1,4 Mrd. € und weite-
ren 1,3 Mrd. € im Jahr 2022.

Um das Gesundheitswesen zu stärken und den 
Schutz vor Pandemien zu verbessern, stellt der 
Bund den Ländern und Kommunen in den Jah-
ren 2021 bis 2026 insgesamt 4 Mrd. € für eine bessere 
Personalausstattung, Digitalisierung und Moderni-
sierung der Strukturen des Öffentlichen Gesund-
heitsdiensts zur Verfügung. Für das Jahr 2021 sind 
Bundesmittel in Höhe von 326  Mio. € eingeplant. 

Investitionen in moderne Notfallkapazitäten, die 
Digitalisierung und IT-Sicherheit der Krankenhäu-
ser werden über den neugeschaffenen Kranken-
hauszukunftsfonds gefördert. Hier werden  2021 
zusätzlich 3 Mrd. € an Bundesmitteln gewährt. Zu-
sätzlich sieht der Bundeshaushalt  2021 2  Mrd. € 
für Ausgleichszahlungen an Krankenhäuser für die 
Freihaltung von intensivmedizinischen Kapazitä-
ten zur Behandlung von an COVID-19 erkrankten 
Personen vor.

Zur Abmilderung der pandemiebedingten Einkom-
mensverluste der Bürgerinnen und Bürger wur-
den im Infektionsschutzgesetz Leistungsverbesse-
rungen im Falle eines Verdienstausfalls von Eltern 
bei Schließung von Einrichtungen zur Betreuung 
von Kindern oder Schulen beziehungsweise bei be-
hördlich angeordneter Absonderung von zu be-
treuenden Personen vorgenommen. Der Bund be-
teiligt sich nach 2020 auch im Jahr 2021 zur Hälfte 
an den anfallenden Mehrausgaben der Länder.

Unbenommen der Maßnahmen zur Bewältigung 
der Pandemie setzt der Bund seine vor dem Pan-
demieausbruch bestehenden umfangreichen Ent-
lastungen der Länder und Kommunen im sozialen, 
im Familien- und Bildungs- sowie im Investitions- 
und Verkehrsbereich fort. Beispielhaft hierfür sind 
die folgenden Maßnahmen:

Die Kommunen werden im sozialen Bereich ne-
ben der Beteiligung des Bundes an den Kosten 
der Unterkunft insbesondere durch die vollstän-
dige Übernahme der Ausgaben für die Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung entlastet, 
im Jahr 2021 um rund 8,3 Mrd. €. Zudem setzt der 
Bund seine Beteiligung an den Flüchtlings- und In-
tegrationskosten fort.

Im Bildungsbereich unterstützt der Bund die Länder 
und Kommunen 2021 z. B. durch die Exzellenzstra-
tegie (400 Mio. €), den Zukunftsvertrag Studium und 
Lehre stärken (rund 1,88  Mrd. € inklusive der Aus-
lauffinanzierung Hochschulpakt 2020 1. Säule) oder 
durch die Übernahme der Leistungen nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz (rund 2,2  Mrd. €). 
Ferner stellt der DigitalPakt Schule den Ländern 
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bis Ende 2024 insgesamt 6,5 Mrd. € für IT-gestützte 
Lehr- und Lernstrukturen zur Verfügung.

Im Investitions- und Verkehrsbereich werden 
die Länder und Kommunen  2021 u.  a. beim so-
zialen Wohnungsbau mit rund 1  Mrd. € unter-
stützt und erhalten Regionalisierungsmittel für 
den öffentlichen Personennahverkehr in Höhe 
von rund 9,3 Mrd. €. Weitere Entlastungen in die-
sem Bereich erfolgen beispielsweise im Rahmen 
des Bundesprogramms nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (ab  2021 1  Mrd. € p.  a., 
ab 2025 2 Mrd. € p. a. mit Dynamisierung in Höhe 
von 1,8  Prozent) sowie für die Gemeinschaftsauf-
gaben zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes.

Zur Förderung von Investitionen finanzschwacher 
Kommunen stellt der Bund zudem bereits seit 2015 
den Ländern und Kommunen über den Kommu-
nalinvestitionsförderungsfonds  – verteilt auf die 
zwei Förderprogramme „Infrastrukturprogramm“ 
und „Schulsanierungsprogramm“ – Finanzhilfen in 
Höhe von insgesamt 7 Mrd. € zur Verfügung. Weil 
Kapazitätsengpässe in den kommunalen Bauver-
waltungen und insbesondere in der Bauwirtschaft 
die Umsetzung von kommunalen Investitionspro-
jekten verzögerten, wurden die Förderzeiträume 
für beide Programme im April 2020 jeweils um ein 
Jahr verlängert, sodass auch 2021 die Investitions-
förderung nach beiden Programmen fortbesteht.

Zur weiteren Verbesserung der kommunalen Fi-
nanzlage unterstützt der Bund die Kommunen seit 
dem Jahr 2018 mit weiteren 5 Mrd. € pro Jahr, die 
sowohl durch eine Erhöhung des Länder- und Ge-
meindeanteils an der Umsatzsteuer zulasten des 
Bundes als auch durch eine Erhöhung der Bundes-
beteiligung an den Kosten der Unterkunft gewährt 
werden.

Steuerliche Maßnahmen

Auch abseits der Pandemiebekämpfung gilt es, die 
richtigen Weichen für eine erfolgreiche Zukunft 
zu stellen. Es ist eine Vielzahl an Maßnahmen zum 

Jahreswechsel in Kraft getreten, die das verfügbare 
Einkommen spürbar steigern. Allein die Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags für rund 90 Prozent 
der bisher damit belasteten Lohn- und Einkom-
mensteuerzahler und -zahlerinnen, das gestiegene 
Kindergeld und die höheren Freibeträge sowie die 
Aktualisierung des Einkommensteuertarifs be-
deuten eine steuerliche Besserstellung von deut-
lich über 20 Mrd. € im Jahr. Das ist ein wichtiges Si-
gnal an Familien sowie an Menschen mit geringen 
bis mittleren Einkommen und macht das deutsche 
Steuersystem gerechter. Diese Maßnahmen sind 
angesichts der Pandemie auch ökonomisch rich-
tig, da insbesondere in diesem Einkommensseg-
ment zusätzliches Einkommen überwiegend für 
den Konsum verwendet wird.

Hinzu kommen die steuerlichen Maßnahmen zur 
Unterstützung von Familien und Unternehmen, 
die im Koalitionsausschuss am 3. Februar 2021 be-
schlossen worden sind:

 ● einmaliger Kinderbonus von 150 €,

 ● Mehrwertsteuersenkung für Speisen in der 
Gastronomie über den 30. Juni hinaus befristet 
bis 31. Dezember 2022 auf den ermäßigten 
Steuersatz von 7 Prozent und

 ● Anhebung des geltenden steuerlichen Ver-
lustrücktrags für die Jahre 2020 und 2021 auf 
maximal 10 Mio. € beziehungsweise 20 Mio. € 
(bei Zusammenveranlagung).

Zweites Familienentlastungsgesetz

Mit dem Zweiten Gesetz zur steuerlichen Entlas-
tung von Familien sowie zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen vom 1.  Dezember  2020 
(BGBl  I S.  2616) werden das Kindergeld ab 1.  Ja-
nuar 2021 um weitere 15 € pro Monat angehoben 
und die steuerlichen Freibeträge für Kinder ent-
sprechend angepasst. Zudem werden ab  2021 der 
in den Einkommensteuertarif integrierte Grund-
freibetrag erhöht und zum Ausgleich der kalten 
Progression die übrigen Tarifeckwerte nach rechts 
verschoben. Damit werden das Existenzminimum 
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steuerlich freigestellt und die Effekte der kalten 
Progression ausgeglichen.

Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung 
der Elektromobilität und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förde-
rung der Elektromobilität und zur Änderung wei-
terer steuerlicher Vorschriften vom 12.  Dezem-
ber 2019 (BGBl. I S. 2451) werden weitere steuerliche 
Anreize zur Förderung einer umweltschonenden 
Mobilität gesetzt. Dazu gehört u.  a. eine Sonder-
abschreibung für rein elektrische Nutzfahrzeuge 
und elektrisch betriebene Lastenfahrräder. Zu-
dem werden Anreize bei der Dienstwagenbesteu-
erung gesetzt: Für Fälle der privaten Nutzung ei-
nes betrieblichen Elektro- oder extern aufladbaren 
Hybridelektrofahrzeugs wird die aktuell geltende 
Halbierung der Bemessungsgrundlage verlängert. 
Zusätzlich ist für die private Nutzung emissions-
freier Dienstwagen bis zu einem Bruttolistenpreis 
von 40.000 € nur ein Viertel der Bemessungsgrund-
lage anzusetzen. (Hinweis: Mit dem zweiten Coro-
na-Steuerhilfegesetz wurde der Höchstbetrag des 
Bruttolistenpreises von 40.000 € auf 60.000 € an-
gehoben.) Außerdem wird die Steuerbefreiung 
für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile verlängert, 
wenn private Elektrofahrzeuge im Betrieb des Ar-
beitgebers geladen werden.

Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-
Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen

Mit dem Gesetz zur Erhöhung der Behinder-
ten-Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen vom 9.  Dezember  2020 
(BGBl.  I S.  2770) werden die Behinderten-Pausch-
beträge erhöht und zudem verschiedene Nachweis-
pflichten abgebaut. Dadurch soll in vielen Fällen 
der besonders für Steuerpflichtige mit Behinde-
rungen aufwändige Einzelnachweis von Aufwen-
dungen vermieden werden. Des Weiteren wurden 
der bestehende Pflege-Pauschbetrag nahezu ver-
doppelt und zusätzlich ein Pflege-Pauschbetrag für 
die Pflegegrade  2 und  3 eingeführt. Damit leistet 

das Gesetz neben den Verbesserungen bei den Be-
hinderten-Pauschbeträgen auch einen Beitrag zur 
Anerkennung der häuslichen Pflege.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2021 treten im Ein-
zelnen die folgenden Verbesserungen in Kraft:

 ● die Verdopplung der Behinderten-Pauschbe-
träge inklusive der Aktualisierung der Syste-
matik, wodurch zukünftig bereits ab einem 
Grad der Behinderung von mindestens 20 ein 
Pauschbetrag gewährt wird,

 ● die Einführung einer behinderungsbedingten 
Fahrtkostenpauschale zum Abbau des bislang 
aufwändigen Einzelnachweises,

 ● der Verzicht auf die zusätzlichen Anspruchsvo-
raussetzungen zur Gewährung eines Behinder-
ten-Pauschbetrags bei einem Grad der Behin-
derung kleiner 50,

 ● die annähernde Verdopplung des bisherigen 
Pflege-Pauschbetrags sowie

 ● die Einführung eines Pflege-Pauschbetrags für 
die Pflegegrade 2 und 3.

Für das Lohnsteuerabzugsverfahren ab Januar 2021 
wird die Höhe der Behinderten-Pauschbeträge  – 
soweit die jeweilige Behinderung den Finanzbe-
hörden bekanntgegeben und keine Übertragung 
oder anderweitige Verteilung von Pauschbeträgen 
beantragt worden ist – maschinell angepasst.

Jahressteuergesetz 2020

Das Jahressteuergesetz  2020 vom 21.  Dezem-
ber  2020 (BGBl.  I S.  3096) enthält eine Reihe von 
Maßnahmen, u. a.:

 ● Neugestaltung der Investitionsabzugsbeträge 
nach § 7g Einkommensteuergesetz (EStG); ins-
besondere Anhebung der Grenze abzugsfä-
higer Investitionskosten von 40 Prozent auf 
50 Prozent und Einführung einer einheitli-
chen Gewinngrenze von 200.000 € für alle 
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Einkunftsarten als Voraussetzung der Inan-
spruchnahme,

 ● Erweiterung der steuerrechtlichen Berücksich-
tigung von Aufwendungen bei der verbilligten 
Wohnraumüberlassung gem. § 21 Abs. 2 Satz 1 
EStG,

 ● Umsetzung der zweiten Stufe des sogenannten 
Mehrwertsteuer-Digitalpakets,

 ● Verlängerung der Steuerbefreiung der Zu-
schüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld 
bis 31. Dezember 2021,

 ● Entfristung der Erhöhung des Entlastungsbe-
trags für Alleinerziehende,

 ● Verlängerung der Steuer- und Sozialversiche-
rungsfreiheit von Corona-Beihilfen und Un-
terstützungen an Beschäftigte bis zu einem 
Betrag von insgesamt 1.500 € – nunmehr bis 
30. Juni 2021 –, soweit sie zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt 
werden,

 ● Einführung einer befristeten Homeoffice-Pau-
schale von bis zu 600 € im Jahr,

 ● Anhebung der Steuerpauschalen für das ehren-
amtliche Engagement: Übungsleiterfreibetrag 
von bisher 2.400 € auf 3.000 € und Ehrenamts-
pauschale von 720 € auf 840 € im Jahr.

Finanzlage der 
Sozialversicherungen

Bei der BA ist aufgrund der anhaltenden Coro-
na-Pandemie auch für das Jahr 2021 mit einem De-
fizit von 9,6 Mrd. € zu rechnen, das gegenüber dem 
Defizit von 27,3  Mrd. € im Jahr  2020 jedoch deut-
lich geringer ausfällt. Das Defizit wird voraussicht-
lich durch Entnahmen aus den Rücklagen der BA 
von 6,3 Mrd. € sowie Liquiditätshilfen des Bundes 
von 3,4 Mrd. € finanziert. Die allgemeine Rücklage 
der  BA wäre damit am Jahresende  2021 vollstän-
dig aufgebraucht. Die Liquiditätshilfen des Bundes 

werden am Jahresende 2021 bis zur Höhe der Aus-
gaben der BA für die konjunkturelle Kurzarbeit in 
den Jahren 2020 und 2021 in einen Zuschuss um-
gewandelt, soweit die  BA die Liquiditätshilfen bis 
zum Schluss des Haushaltsjahres nicht zurückzah-
len kann und ihre allgemeine Rücklage vollstän-
dig aufgebraucht ist. Für diesen Fall ist im Bun-
deshaushalt bereits ein Zuschusstitel in Höhe von 
3,4 Mrd. € veranschlagt.

Bis zum Ausbruch der Corona-Pandemie konnten 
die Sozialversicherungen insgesamt auf eine positive 
Einnahmeentwicklung in den vergangenen Jahren 
zurückblicken. Im Zuge der wirtschaftlichen Folgen 
der Corona-Pandemie sind für das Jahr 2020 – und 
je nach Verlauf der Corona-Pandemie auch für das 
Jahr  2021  – mit verringerten Zuwächsen bei den 
Beitragseinnahmen zu rechnen. In ihrem Renten-
versicherungsbericht  2020 stellt die Bundesregie-
rung fest, dass im Jahr 2020 die Beitragseinnahmen 
der allgemeinen Rentenversicherung bis zum Sep-
tember gegenüber dem entsprechenden Vorjahres-
zeitraum nur um rund 1,9  Prozent gestiegen sind. 
Für das Jahr 2021 weist der Rentenversicherungsbe-
richt  2020 einen Zuwachs der Beitragseinnahmen 
gegenüber dem Vorjahr von rund 1,6  Prozent aus. 
Der relativ geringe Zuwachs der Beitragseinnahmen 
spiegelt sich in der Entwicklung der Nachhaltigkeits-
rücklage wider. Diese dient dazu, Defizite und Ein-
nahmenschwankungen unterjährig auszugleichen, 
um kurzfristige Beitragssatzänderungen zu vermei-
den. Der Rentenversicherungsbericht 2020 geht für 
das Jahresende 2021 von einer Nachhaltigkeitsrück-
lage in Höhe von 28,1  Mrd. € aus. Dies entspricht 
1,2  Monatsausgaben. Damit kann der Beitragssatz 
von 18,6  Prozent in der allgemeinen Rentenversi-
cherung für das Jahr  2021 fortgeschrieben werden. 
Insgesamt fließen im Jahr  2021 rund 106,2  Mrd. € 
aus dem Bundeshaushalt aus Steuermitteln als Leis-
tungen an die Rentenversicherung.

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der gesetzli-
chen Krankenversicherung wurde im Jahr 2004 ein 
steuerfinanzierter Bundeszuschuss zum Gesund-
heitsfonds zur pauschalen Abgeltung versiche-
rungsfremder Leistungen in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) eingeführt. Im Jahr  2021 
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beträgt der Bundeszuschuss 14,5 Mrd. €. Er wurde 
ab dem Jahr  2017 auf diesen jährlichen Betrag 
festgeschrieben.

Die positive Entwicklung bei der Beschäftigungs-
zahl sozialversicherter Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Zusammenspiel mit dem kon-
tinuierlichen Zufluss zusätzlicher Mittel aus dem 
Bundeshaushalt trug maßgeblich zu den hohen Re-
serven des Gesundheitsfonds bei.

Infolge der Corona-Pandemie allerdings verzeich-
net die GKV einen geringeren Zuwachs der Bei-
tragseinnahmen bei steigenden Ausgaben, die 
teilweise aus der Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds finanziert werden. Nach Berechnun-
gen des GKV-Schätzerkreises (Stand der Schätzung: 
13.  Oktober  2020) stiegen die Beitragseinnahmen 
der GKV im Jahr 2020 um 2,1 Prozent. Diese stehen 
einer geschätzten Ausgabensteigerung um 4,3 Pro-
zent gegenüber. Dieser Trend wird sich auch 2021 
fortsetzen. Der durchschnittliche GKV-Zusatzbei-
tragssatz von 1,1  Prozent im Jahr  2020 wurde auf 
1,3  Prozent für das Jahr  2021 angehoben. Die Li-
quiditätsreserve des Gesundheitsfonds beträgt 
nach Berechnungen des GKV-Schätzerkreises zu 
Mitte Januar 2021 noch rund 6,4 Mrd. € (am 15. Ja-
nuar 2020 betrug die Liquiditätsreserve 10,2 Mrd. €). 
Darüber hinaus beliefen sich zum Stichtag 30. Sep-
tember  2020 die Finanzreserven der gesetzlichen 
Krankenkassen auf rund 17,8 Mrd. €.

Für  2021 ist zum Ausgleich pandemiebedingter 
Belastungen der GKV ein zusätzlicher Bundeszu-
schuss an den Gesundheitsfonds in Höhe von rund 
7,7 Mrd. € vorgesehen.

Arbeitsmarktpolitik

Im Jahr  2021 sind Ausgaben für das Arbeitslosen-
geld II von 23,7 Mrd. € und für die Bundesbeteili-
gung an den KdU von 11,2 Mrd. € eingeplant. Die 
Ausgaben für passive Leistungen haben sich we-
gen der Auswirkungen der Corona-Pandemie er-
höht. Das liegt zum einen am zeitlich befriste-
ten neugeschaffenen vereinfachten Zugang zur 

Grundsicherung für Arbeitsuchende, der insbeson-
dere für Soloselbstständige eingeführt wurde, um 
deren Einkommenssituation in Zeiten erschwer-
ter wirtschaftlicher Bedingungen abzusichern. 
Zum anderen liegt es an der deutlichen Erhöhung 
der Bundesbeteiligung an den KdU zur Entlas-
tung der Kommunen (s.  a. Abschnitt Länder und 
Kommunen).

Darstellung der 
Ausgabenstruktur des Bundes 
nach Aufgabenbereichen

In § 14 der Bundeshaushaltsordnung ist festgelegt, 
dass dem Haushaltsplan als Anlage eine Funktio-
nenübersicht für Einnahmen und Ausgaben bei-
zufügen ist. Die Zuordnung richtet sich nach dem 
Funktionenplan. Als Teil der Haushaltssystematik 
des Bundes enthält der Funktionenplan die Glie-
derungsmerkmale für eine systematische Darstel-
lung nach einzelnen Aufgabenbereichen. Ermög-
licht wird so eine Auskunft über die Erfüllung der 
öffentlichen Aufgaben, unabhängig von der insti-
tutionellen (ressortorientierten) Darstellungsweise 
im Bundeshaushalt. Abweichungen der Zahlen ge-
genüber anderen Berichten mit anderer Zuord-
nung beziehungsweise anderer Berechnungsme-
thode sind daher möglich.

Tabelle 3 zeigt auszugsweise die Ausgaben des Bun-
des nach Aufgabenbereichen und deren Anteil an 
den Gesamtausgaben. Die Nummerierung und 
Darstellung entspricht der Systematik des Funkti-
onenplans und ist daher nicht mit der Darstellung 
der Ausgaben nach Einzelplänen vergleichbar. Der 
vollständige Bundeshaushalt 2021 ist im Internet-
angebot des BMF verfügbar.2

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210222
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Aufgabenbereich
Soll 2021  
in Mio. € Anteil in % der Ausgaben

Ausgaben zusammen¹ 498.620 100,0 

0. Allgemeine Dienste 103.911 20,8 

Politische Führung und zentrale Verwaltung 22.707 4,6 

Politische Führung 8.402 1,7 

Versorgung einschließlich Beihilfen 11.246 2,3 

Auswärtige Angelegenheiten 19.467 3,9 

Auslandsvertretungen 807 0,2 

Beiträge an internationale Organisationen 792 0,2 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.324 2,5 

Verteidigung 47.019 9,4 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 8.132 1,6 

Polizei 5.867 1,2 

Finanzverwaltung 5.922 1,2 

1. Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, kulturelle Angelegenheiten 30.809 6,2 

Hochschulen 4.839 1,0 

Förderung für Schüler, Studierende, Weiterbildungsteilnehmende 5.162 1,0 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen 18.207 3,7 

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund und Ländern 6.598 1,3 

Zentren der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 3.484 0,7 

Max-Planck-Gesellschaft 1.169 0,2 

Fraunhofer-Gesellschaft 883 0,2 

Forschung und experimentelle Entwicklung 10.890 2,2 

2. Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 253.236 50,8 

Sozialversicherung einschließlich Arbeitslosenversicherung 134.149 26,9 

Leistungen an die Rentenversicherung (ohne knappschaftliche Rentenversicherung) 97.401 19,5 

Knappschaftliche Rentenversicherung 5.268 1,1 

Unfallversicherung 349 0,1 

Krankenversicherung 19.010 3,8 

Alterssicherung der Landwirte 2.487 0,5 

Sonstige Sozialversicherungen 6.285 1,3 

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 11.392 2,3 

Elterngeld, Erziehungsgeld und Mutterschutz 7.494 1,5 

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.269 0,5 

Arbeitsmarktpolitik 45.360 9,1 

Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 23.700 4,8 

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 11.200 2,2 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 5.356 1,1 

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 5.104 1,0 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII 8.300 1,7 

Sonstige soziale Angelegenheiten 48.276 9,7 

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen Tabelle 3

46



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2021

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Sollbericht 2021: Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts

Im Folgenden werden einige ausgewählte Aufga-
benbereiche dargestellt.

Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik

Die Ausgaben für Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik stellen den mit Ab-
stand größten Ausgabenblock des Bundeshaushalts 
dar. Die Sozialleistungsquote – der Anteil der Sozi-
alausgaben an den Gesamtausgaben des Bundes-
haushalts – beträgt 50,8 Prozent. Das bedeutet, dass 
etwa jeder zweite vom Bund ausgegebene Euro in 
den Sozialbereich fließt. Der Bundeshaushalt 2021 
sieht im Bereich Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik Ausgaben in Höhe 
von 253,2 Mrd. € vor. Die Ausgaben in diesem Be-
reich sind um rund 16,0 Prozent beziehungsweise 
34,9 Mrd. € höher als im Ist des Jahres 2020.

Die Ausgaben für die Sozialversicherungen betra-
gen im Bundeshaushalt 2021 rund 134,1 Mrd. €. Das 
sind 4,3 Mrd. € mehr als im Ist des Vorjahres. Dabei 
sind für die Rentenversicherung (+4,4 Mrd. €) und 
die Krankenversicherung (+3,1 Mrd. €) höhere Aus-
gaben veranschlagt. Bei Letzteren handelt sich vor 
allem um Zuweisungen an die Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds für das Zukunftsprogramm 
Krankenhäuser (3,0 Mrd. €). Geringere Aufwendun-
gen in Höhe von 3,6 Mrd. € soll es für die BA geben. 
Im vergangenen Jahr hatte die BA ein überjähriges 
Darlehen über rund 6,9 Mrd. € in Anspruch genom-
men. Im laufenden Jahr erhält die BA voraussicht-
lich einen Zuschuss in Höhe von rund 3,4 Mrd. €.

Die Ausgaben der Position Arbeitsmarktpolitik sind 
um rund 4,5 Mrd. € beziehungsweise 11,0 Prozent 
höher als im vorläufigen Haushaltsabschluss 2020 
veranschlagt. Dabei sind insbesondere höhere Aus-
gaben für das Arbeitslosengeld  II von 3,0  Mrd. € 

Aufgabenbereich
Soll 2021  
in Mio. € Anteil in % der Ausgaben

3. Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 13.923 2,8 

4. Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschaftsdienste 2.972 0,6 

5. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2.611 0,5 

6. Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 14.780 3,0 

Bergbau, verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 1.491 0,3 

Sonstiges im Bereich Gewerbe und Dienstleistungen 7.298 1,5 

Regionale Fördermaßnahmen 2.968 0,6 

7. Verkehrs- und Nachrichtenwesen 33.483 6,7 

Straßen und Kompensationszahlungen an die Länder 9.815 2,0 

Bundesautobahnen 5.770 1,2 

Bundesstraßen 3.879 0,8 

Kompensationszahlungen an die Länder 0 0,0 

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der Schifffahrt 1.831 0,4 

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 16.321 3,3 

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, sonstiges Verkehrswesen 4.099 0,8 

8. Finanzwirtschaft 42.895 8,6 

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 6.194 1,2 

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme 5.787 1,2 

Abweichungen durch Runden der Zahlen möglich.
1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen noch Tabelle 3
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und für die Leistungen des Bundes für Unterkunft 
und Heizung von 1,1 Mrd. € vorgesehen.

Die Ausgaben für Sonstige soziale Angelegenheiten 
verdoppeln sich nahezu gegenüber dem Ist  2020 
auf 48,3 Mrd. € und machen damit etwa ein Fünf-
tel der Ausgaben der Position Soziale Sicherung, 
Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik aus. Darin 
enthalten sind Corona-Unternehmenshilfen, die 
gegenüber dem Ist des Vorjahres um 35,8  Mrd. € 
aufgestockt wurden. Im Ist waren hier unter der 
Bezeichnung Corona-Überbrückungshilfen für 
kleine Unternehmen und Soloselbstständige 
3,7 Mrd. € abgeflossen. Die Corona-Soforthilfen für 
kleine Unternehmen und Soloselbstständige mit 
einem Mittelabfluss von rund 14,1 Mrd. € im Jahr 
2020 sind ausgelaufen und schlagen damit in die-
ser Höhe im Vorjahresvergleich dämpfend zu Bu-
che. Die Leistungen an den Gesundheitsfonds für 
durch die SARS-CoV-2-Pandemie verursachte Be-
lastungen wurden im Bundeshaushalt um rund 
4,1 Mrd. € aufgestockt.

Allgemeine Dienste

Der Bundeshaushalt  2021 sieht Ausgaben für 
den Bereich Allgemeine Dienste in Höhe von 
103,9  Mrd. € vor. Das sind rund 20,8  Prozent der 
Gesamtausgaben im Bundeshaushalt 2021. Im Ver-
gleich zum Haushaltsabschluss des Jahres  2020 
steigen die Ausgaben für Allgemeine Dienste um 
8,8 Prozent beziehungsweise 8,4 Mrd. €.

Dabei wurden für den Bereich Politische Führung 
rund 2,5 Mrd. € mehr veranschlagt als im Ist 2020 
verausgabt. Darin enthalten sind zusätzliche Aus-
gaben für die Digitalisierung der Verwaltung im 
Rahmen des Onlinezugangsgesetzes in Höhe 
von 1,4 Mrd. €.

Ausgaben im Bereich Verteidigung haben einen 
Anteil von 9,4 Prozent an den Gesamtausgaben. In 
diesem Bereich sind in diesem Jahr Ausgaben in 
Höhe von rund 47,0 Mrd. € vorgesehen. Sie sind da-
mit um 3,4 Prozent höher als im Ist 2020.

Bildungswesen, Wissenschaft, 
Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten

Im Bereich Bildungswesen, Wissenschaft, For-
schung, kulturelle Angelegenheiten wurden im 
Bundeshaushalt  2021 rund 30,8  Mrd. € veran-
schlagt. Das sind rund 2,2  Mrd. € beziehungs-
weise 7,6 Prozent mehr als im Jahr 2020 verausgabt 
wurden.

Der Anstieg geht vor allem auf höhere Ausga-
ben für Forschung und experimentelle Entwick-
lung zurück. Hier wurden mit rund 10,9 Mrd. € um 
2,5  Mrd. € höhere Aufwendungen veranschlagt, 
als im vergangenen Jahr abgeflossen sind. Etwa 
die Hälfte davon geht auf zusätzliche Ausgaben 
für Maßnahmen zur Förderung künstlicher Intel-
ligenz, von Quantentechnologien, Digitalisierung 
und von Kommunikationstechnologien zurück.

Gesundheit, Umwelt, Sport und 
Erholung

Für den Bereich Gesundheit, Umwelt, Sport 
und Erholung sind Aufwendungen in Höhe von 
13,9  Mrd. € vorgesehen. Das sind rund 5,1  Mrd. € 
weniger als beim Haushaltsabschluss 2020.

Die geringeren Ausgaben gegenüber dem Ist des 
Vorjahres stehen vor allem mit Aufwendungen 
aufgrund der Corona-Krise im Bereich Gesund-
heit im Zusammenhang, bei denen nicht abgeflos-
sene Mittel des Vorjahres im Bundeshaushalt 2021 
veranschlagt worden sind. So waren für Aus-
gleichszahlungen nach §  21 des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes im vergangenen Jahr von vor-
gesehenen 11,5 Mrd. € rund 9,4 Mrd. € abgeflossen. 
Die verbleibenden rund 2 Mrd. € sind nun im Bun-
deshaushalt  2021 veranschlagt. Zuschüsse zur Be-
kämpfung des Ausbruchs des Coronavirus sind in 
Höhe von 6,1 Mrd. € im Jahr 2020 abgeflossen (ver-
anschlagt 9,1  Mrd. €). Die im vergangenen Jahr 
nicht abgeflossenen Zuschüsse wurden zuzüglich 
1 Mrd. €, also insgesamt rund 4,0 Mrd. €, im Bundes-
haushalt  2021 veranschlagt. Zusätzlich gegenüber 
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dem Jahr  2020 sind Zuschüsse zur zentralen Be-
schaffung von Impfstoffen gegen SARS-CoV-2 in 
Höhe von rund 2,7 Mrd. € vorgesehen. Hinzu kom-
men rund 0,8  Mrd. € zusätzliche Aufwendungen 
für die nationale Reserve Gesundheitsschutz.

Verkehrs- und Nachrichtenwesen

Für den Bereich Verkehrs- und Nachrichtenwe-
sen sieht der Bundeshaushalt  2021 Ausgaben von 
33,5 Mrd. € vor und damit rund 45,8 Prozent bezie-
hungsweise 10,5 Mrd. € höhere Aufwendungen als 
im Ist 2020.

Dabei sind im Bereich Eisenbahnen und öffentli-
cher Personennahverkehr mit 16,3 Mrd. € die Aus-
gaben gegenüber dem Ist 2020 um rund 8,2 Mrd. € 
höher veranschlagt. Dies ist vor allem auf die Erhö-
hung des Eigenkapitals der DB  AG um 7,1  Mrd. € 
zurückzuführen. Davon waren bereits 6,0  Mrd. € 
für 2020 vorgesehen. Wegen der ausstehenden bei-
hilferechtlichen Entscheidungen der EU-Kom-
mission konnten diese Mittel nicht abfließen und 
wurden im Bundeshaushalt 2021 zusätzlich zu der 
ohnehin vorgesehenen Erhöhung des Eigenkapi-
tals der DB AG von 1,1 Mrd. € neu veranschlagt. In 
den insgesamt 7,1 Mrd. € sind 5,0 Mrd. € zur Unter-
stützung der DB AG im Zusammenhang mit durch 
die Corona-Pandemie nachweislich verursachten 
Belastungen enthalten.

Investitionen in Straßen (Bundesautobahnen und 
Bundestraßen) werden in etwa gleicher Höhe fort-
gesetzt wie im vergangenen Jahr.

Finanzwirtschaft

Im Bereich Finanzwirtschaft werden für den Ge-
samthaushalt relevante Ausgaben der Aufgabenbe-
reiche SV, Schulden, Beihilfen, Rücklagen und Glo-
balposten erfasst. Der Bundeshaushalt  2021 sieht 
Ausgaben im Bereich Finanzwirtschaft von rund 
42,9 Mrd. € vor. Das sind rund 5,7 Mrd. € weniger 
als im Ist des vergangenen Jahres.

Der Globalposten 
fasst die globalen Mehr- und Minderausga-
ben sowie die Verstärkungsmittel für Perso-
nalausgaben zusammen. Globale Mehr- und 
Minderausgaben werden vorsorglich ausge-
bracht, wenn für finanzwirksame Vorhaben 
die rechtliche Ausgestaltung noch fehlt, der 
Haushaltsgesetzgeber aber von einer Um-
setzung ausgeht. Ergänzend dazu gibt es für 
den Bereich der Personalausgaben die Mög-
lichkeit, Personalverstärkungsmittel zu ver-
anschlagen. Diese können für Personal-
mehrausgaben beispielsweise infolge von 
Tarifabschlüssen herangezogen werden.

Zum einen wurden im Bundeshaushalt  2021 hö-
here Ausgaben als Globale Mehrausgabe für Kos-
ten im Zusammenhang mit der Bewältigung der 
COVID-19-Pandemie in Höhe von rund 35,0 Mrd. € 
veranschlagt. Zum anderen kommt es zu geringe-
ren Ausgaben im Vergleich zum Ist des vergange-
nen Jahres. So beliefen sich die Zuweisungen an 
den Energie- und Klimafonds im Ist 2020 auf rund 
27,6 Mrd. € und im Bundeshaushalt 2021 sind nun 
rund 2,5  Mrd. € veranschlagt. Für das SV  „Digi-
tale Infrastruktur“ erfolgten 2020 Zuweisungen in 
Höhe von rund 1,7 Mrd. €. Im Jahr 2021 sind Zuwei-
sungen in Höhe von rund 0,6  Mrd. € vorgesehen. 
Darüber hinaus erfolgte im Jahr  2020 ein einma-
liger Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnah-
men der Gemeinden in Höhe von rund 6,1 Mrd. €. 
Dementsprechend ist dieser Ausgleich im Bundes-
haushalt  2021 nicht mehr enthalten und mindert 
die Ausgaben im Bereich Finanzwirtschaft um die-
sen Betrag. Zudem ist im Bundeshaushalt 2021 im 
Einzelplan 60 eine Globale Minderausgabe in Höhe 
von 6,0 Mrd. € eingestellt.

Darstellung der Einnahmen—
struktur des Bundes

Tabelle  4 zeigt die Einnahmen des Bun-
des im Jahr  2021. Diese sind im Bundeshaus-
halt  2021 auf rund 318,6  Mrd. € veranschlagt. Die 
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Einnahmeart

Ist 2020 Soll 2021
Veränderung gegenüber 

dem Vorjahr

in Mio. € in %

Einnahmen zusammen¹ 311.085 318.564 +7.479 +2,4

darunter:

Steuereinnahmen zusammen 283.254 292.794 +9.540 +3,4

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und Gewerbesteuerumlage 235.978 263.358 +27.380 +11,6

Lohnsteuer 89.075 93.840 +4.765 +5,3

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 25.203 +136 +0,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 10.761 9.200 -1.561 -14,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 2.976 2.794 -182 -6,1

Körperschaftsteuer 12.134 12.975 +841 +6,9

Steuern vom Umsatz 94.391 117.557 +23.166 +24,5

Gewerbesteuerumlage 1.574 1.789 +215 +13,7

Bundessteuern 105.632 99.503 -6.129 -5,8

Energiesteuer 37.635 39.850 +2.215 +5,9

Tabaksteuer 14.651 14.190 -461 -3,1

Solidaritätszuschlag 18.676 9.950 -8.726 -46,7

Versicherungsteuer 14.553 14.890 +337 +2,3

Stromsteuer 6.561 6.880 +319 +4,9

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 2.102 -147 -6,5

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 9.545 +19 +0,2

Kaffeesteuer 1.060 1.070 +10 +0,9

Schaumweinsteuer 428 394 -34 -7,9

Luftverkehrsteuer 292 630 +338 +115,8

Sonstige Bundessteuern 1 2 +1 +100,0

Veränderungen aufgrund steuerlicher Maßnahmen und Einnahmeentwicklung .0 -4.118 -4.118 X

Abzugsbeträge 58.355 65.949 +7.594 +13,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 9.179 +428 +4,9

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz zur Regionalisierung des ÖPNV aus 
dem Energiesteueraufkommen

11.457 9.268 -2.189 -19,1

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.473 4.430 +1.957 +79,1

BNE-Eigenmittel der EU 25.616 33.280 +7.664 +29,9

Kompensationszahlungen an die Länder zum Ausgleich der weggefallenen 
Einnahmen aus Kfz-Steuer und Lkw-Maut

8.992 8.992 0 0

Konsolidierungshilfen an Länder 1.067 .800 -267 -25,0

Sonstige Einnahmen 27.831 25.770 -2.061 -7,4

Darunter:

Abführung Bundesbank 2.500 2.500 0 0

Einnahmen aus der Inanspruchnahme von Gewährleistungen, Darlehensrück-
flüsse sowie Privatisierungserlöse

1.342 1.253 -89 -6,6

Abführung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 2.360 2.362 +2 +0,1

Einnahmen aus der streckenbezogenen Lkw-Maut 7.379 7.480 +101 +1,4

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Einnahmen des Bundes Tabelle 4
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Steuereinnahmen bilden mit 292,8 Mrd. € die größte 
Einnahmequelle des Bundes.3

Steuereinnahmen

Basis der Einnahmenplanung des Bundes für 2021 
war die 159.  Sitzung des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ vom 10.  November bis 12.  Novem-
ber  2020. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen 
für die Jahre  2020 bis  2025. Die Schätzung ging 
vom geltenden Steuerrecht aus.4 Der Steuerschät-
zung lagen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte 
der Herbstprojektion  2020 der Bundesregierung 
zugrunde.

Über die Steuerschätzung hinaus wurden im Bun-
deshaushalt  2021 die im Abschnitt Steuerpolitik 

3 In den genannten Steuereinnahmen sind die steuerlichen 
Auswirkungen der Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom 
3. Februar 2021 nicht enthalten.

4 Siehe Monatsbericht des BMF vom Dezember 2020 „Ergebnis-
se der Steuerschätzung vom 10. bis 12. November 2020“.

aufgeführten sowie die folgende Rechtsänderung 
berücksichtigt (vergleiche Tabelle 4): Gesetz zur An-
passung der Ergänzungszuweisungen des Bundes 
nach § 11 Abs. 4 des Finanzausgleichsgesetzes und 
zur Beteiligung des Bundes an den flüchtlingsbezo-
genen Kosten der Länder.

Bundesanteile an den Gemeinschaftsteuern und 
der Gewerbesteuerumlage: Die Bundesanteile an 
den Gemeinschaftsteuern sind die Hauptfinanzie-
rungsquelle des Bundes. Grundlage für die Auftei-
lung des Steueraufkommens ist Art.  106  GG. Die 
Erträge der Gemeinschaftsteuern werden auf Ba-
sis unterschiedlicher Vergabeschlüssel zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden aufgeteilt.

Tabelle 5 zeigt den rechnerischen Anteil der Ge-
bietskörperschaften am Aufkommen der Ge-
meinschaftsteuern und Gewerbesteuerumlage im 
Jahr 2021.

Bundessteuern: Das Steueraufkommen der Bun-
dessteuern steht allein dem Bund zu.

Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 GG Bund Länder Gemeinden

Lohn- und Einkommensteuer  42,5  42,5  15,0

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag  50,0  50,0 -

Steuern vom Umsatz¹  52,8  45,2  2,0

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge  44,0  44,0  12,0

Körperschaftsteuer  50,0  50,0 -

Gewerbesteuerumlage  41,4  58,6 -

1 § 1 Abs. 1 Finanzausgleichgesetz (FAG) zuzüglich der Festbeträge für das Kalenderjahr 2021 nach § 1 Abs. 2 FAG (Bund: -12,2 Mrd. €; 
Länder: +8,5 Mrd. €; Gemeinden: +3,7 Mrd. €).

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Anteil an den Gemeinschaftsteuern und Gewerbesteuerumlage
in %

Tabelle 5
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Sonstige Einnahmen

Als sonstige Einnahmen, die sich aus einer Vielzahl 
von Einzelpositionen zusammensetzen, sind im 
Soll  2021 rund 25,0  Mrd. € eingeplant. Darin ent-
halten ist auch ein erster Anteil Deutschlands an 
den Zuschüssen aus der Aufbau- und Resilienzfazi-
lität (Recovery and Resilience Facility, RRF) der Eu-
ropäischen Union (EU), der als Einnahme in Höhe 
von 2,25 Mrd. € veranschlagt ist.

Die Aufbau- und Resilienzfazilität (RRF) 
ist das zentrale neugeschaffene Ausgabenin-
strument, das von der EU zur Bewältigung 
der sozialen und wirtschaftlichen Folgen der 
COVID-19-Pandemie mit einem Gesamt-
volumen von 750 Mrd. € geschaffen wur-
de. Die RRF ist ausgestattet mit einem Vo-
lumen von 672,5 Mrd. €. Davon können 
312,5 Mrd. € als Zuschüsse und 360 Mrd. € 
als Kredite an die Mitgliedstaaten verge-
ben werden. Die Mittel stehen rückwirkend 
für seit dem 1. Februar 2020 begonnene Re-
form- und Investitionsmaßnahmen der Mit-
gliedstaaten zur Verfügung. Hierfür müssen 
sie bis spätestens 30. April 2021 Pläne vor-
legen. Die Auszahlung der Mittel erfolgt auf 
Antrag in Tranchen.

Darüber hinaus beinhalten die sonstigen Einnah-
men auch den Bundesbankgewinn. Gemäß §  27 
Bundesbankgesetz hat die Deutsche Bundesbank 
den vollen jährlichen Reingewinn an den Bund 
abzuführen. Die Abführung erfolgt nach der Ge-
winnfeststellung im 1. Quartal des dem Geschäfts-
jahr folgenden Jahres (Geschäftsjahr der Bank ist 
das Kalenderjahr). Im Bundeshaushalt sind für das 
Jahr 2021 als Einnahmen aus dem Bundesbankge-
winn 2,5 Mrd. € eingeplant. Nach § 6 Abs. 1 des Ge-
setzes zur Errichtung eines SV  „Investitions- und 
Tilgungsfonds“ (SV  ITF) vom 2.  März  2009 in der 
Fassung vom 24. Mai 2016 (BGBl.  I S. 1217) ist der 
den veranschlagten Betrag von 2,5  Mrd. € über-
steigende Bundesbankgewinn zur Tilgung der Ver-
bindlichkeiten des SV ITF zu verwenden.
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 ● Im Rahmen der bestehenden institutionellen Ordnung der Europäischen Union (EU) sind 
Mehrheitsentscheidungen im Europäischen Rat denkbar, sofern es um die Zusammenarbeit und 
die gegenseitige Unterstützung in Fragen des Steuerbetrugs, der Steuerhinterziehung und um 
administrative Initiativen bei der Unternehmensbesteuerung geht.

 ● Im Hinblick auf eine umfassendere Ausweitung der Mehrheitsabstimmungen in Steuerfragen 
spricht viel dafür, dem Übergang zu Mehrheitsabstimmungen in Steuerfragen eine offene Dis-
kussion über die Verletzung des „One (Wo)Man One Vote“-Prinzips im Europäischen Parlament 
vorausgehen zu lassen.

 ● Gutachten und Stellungnahmen des unabhängigen Wissenschaftlichen Beirats beim BMF sind 
als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendigerweise die Mei-
nung des BMF wieder.

 ● Die vollständige Fassung des Gutachtens „Ende der Einstimmigkeit in Steuerfragen? – Zum Vor-
stoß der EU-Kommission“ wurde auf der Webseite¹ des BMF veröffentlicht.

Die Europäische Kommission hat sich dafür ausge-
sprochen, im Europäischen Rat qualifizierte Mehr-
heitsabstimmungen bei Fragen der Besteuerung 
zuzulassen.  In einem ersten Schritt soll dies bei 
der Zusammenarbeit und der gegenseitigen Un-
terstützung in Fragen des Steuerbetrugs, der Steu-
erhinterziehung und bei administrativen Initiati-
ven in der Unternehmensbesteuerung geschehen. 
In einem zweiten Schritt sollen Mehrheitsabstim-
mungen auch in Bereichen erlaubt werden, in de-
nen Steuern benutzt werden, um politische Ziele 
zu verfolgen, etwa beim Umweltschutz oder bei 
der öffentlichen Gesundheit. Schritt drei sieht nach 
den Vorschlägen der Kommission Mehrheitsab-
stimmungen bei Fragen der indirekten Besteue-
rung vor. In einem letzten und vierten Schritt sol-
len qualifizierte Mehrheitsabstimmungen auch bei 
der Unternehmensbesteuerung und Fragen einer 

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210231

fairen und wettbewerbsorientierten Besteuerung 
Anwendung finden.

Diese Stufen implizieren ganz unterschiedliche 
Ausmaße der Regelungstiefe. Während die erste 
Stufe eher kleinteiligen Korrekturbedarf betrifft, 
könnten über die zweite Stufe qualitativ wie quan-
titativ weitreichende Entscheidungen gefällt wer-
den. Demgegenüber wären die mitgliedstaatlichen 
Souveränitätsvorbehalte hinsichtlich des ohnehin 
weit harmonisierten Mehrwertsteuersystems, d. h. 
bezogen auf die dritte Stufe, wieder eher begrenzt. 
Eine Änderung im vierten Schritt, wenn es um Fra-
gen zur „fairen und wettbewerbsorientierten“ Be-
steuerung geht, dürfte faktisch die gesamte Besteu-
erungskompetenz der Mitgliedstaaten betreffen, da 
Steuerfragen meist untrennbar von Inzidenz- und 
Umverteilungsaspekten sind und damit Fairness-
fragen implizieren.

Kurzfassung der Stellungnahme des 
Wissenschaftlichen Beirats beim BMF zur 
Frage der Einstimmigkeit in Steuerfragen
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Die Kommission schlägt keine Änderung der Ver-
träge vor, sondern hält die „Passerelle-Regelung“ 
(Brückenklausel) in Art. 48 Abs. 7 Vertrag über die 
Europäische Union (EUV) als Grundlage für den 
Übergang zu Mehrheitsentscheidungen für ausrei-
chend. In jüngerer Zeit wird verstärkt über den Ein-
satz von Art. 116 Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) zur Einführung von 
Mehrheitsentscheidungen in Steuersachen dis-
kutiert. Diese bisher bedeutungslose Norm stellt 
der EU ein repressives Verfahren zur Reaktion auf 
Störungen im Binnenmarkt zur Verfügung: Wenn 
vorhandene Rechtsunterschiede die Wettbewerbs-
bedingungen verfälschen und dadurch eine be-
seitigungsbedürftige Verzerrung entsteht, kann  – 
nach erfolglosen Verhandlungen mit dem oder 
den betroffenen Mitgliedstaaten – im Wege des or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahrens, d.  h. unter 
Einbeziehung des Europäischen Parlaments, re-
agiert werden. In der Literatur wird indes vertre-
ten, dass Art. 116 AEUV für den Steuerbereich keine 
Anwendung finden könne. Dieser Artikel soll viel-
mehr verhindern, dass Mitgliedstaaten bestimmte 
(eigene) Unternehmen oder Wirtschaftszweige be-
vorzugen. Hinzu kommt, dass Art. 116 AEUV sub-
sidiär zur Beseitigung des Verstoßes durch andere 
Maßnahmen, wie bei Verstößen gegen Grundfrei-
heiten oder das Beihilfenregime, ist.

Die Europäische Kommission argumentiert, das 
Einstimmigkeitserfordernis erschwere die Kom-
promisssuche ungebührlich. Es begünstige Lö-
sungen auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner. 
Einzelne Staaten könnten aufgrund der Einstim-
migkeit hohe Preise für ihre Zustimmung einfor-
dern. Schließlich gebe es eine Angst, dass aufgrund 
der Einstimmigkeit einmal gefasste Beschlüsse nur 
schwer wieder abzuändern seien. Diese Angst vor 
der Unabänderlichkeit von neuen Steuerregelun-
gen führe zu starker Vorsicht.

Große Vorteile von Mehrheitsabstimmungen wer-
den nach Einschätzung der Kommission dadurch 
begründet, dass die Kosten der Untätigkeit in ver-
schiedenen Bereichen, etwa bei der gemeinsamen 
harmonisierten Körperschaftsbesteuerung, bei Än-
derungen beim System der Mehrwertsteuer, bei der 

Finanztransaktionsteuer sowie bei der Besteue-
rung digitaler Geschäftsmodelle, mit hohen Milli-
ardenbeträgen zu beziffern seien.

Kompetenzverteilung

Die Kommission argumentiert, der Vorstoß be-
deute keine Veränderung der Kompetenzvertei-
lung in Steuerfragen. Bei einem Übergang zu qua-
lifizierten Mehrheitsentscheidungen würde diese 
Kompetenz nur mittels eines anderen Entschei-
dungsverfahrens ausgeübt.

Richtig ist, dass auch heute schon europäische Steu-
erregelungen erlassen werden können, die aktuelle 
und zukünftige nationale Regierungen und die Gel-
tung nationaler Gesetze einschränken. Trotzdem 
erscheint das Argument recht formal. Zwar gibt es 
eine konkurrierende Rechtsetzungskompetenz im 
Bereich der Besteuerung bereits, jedoch impliziert 
bislang die Einstimmigkeit in Steuerfragen, dass 
kein Mitgliedstaat gegen seinen politischen Wil-
len gezwungen werden kann, eine Neuregelung in 
Steuerfragen zu akzeptieren. Die Kompetenzzu-
weisung ist de facto beim Mitgliedstaat und wird 
gegebenenfalls freiwillig abgegeben. Bei Mehr-
heitsentscheidungen ist diese Freiwilligkeit nicht 
mehr sichergestellt. Vor diesem Hintergrund sind 
Kompetenzverteilung und Kompetenzausübung 
stark verzahnt. Das Einstimmigkeitserfordernis 
kann eine bestimmte Kompetenzaufteilung zwi-
schen EU und Mitgliedstaaten legitimieren; entfällt 
sie, muss auch die Kompetenzverteilung unter Um-
ständen neu bedacht werden.

Die Kompetenzausübung wird maßgeblich vom 
jeweils anzuwendenden Gesetzgebungsverfahren 
mitgeprägt. Insbesondere (aber nicht ausschließ-
lich) beim letzten und vierten Schritt, unter dem 
auch die Einführung neuer EU-Steuern möglich 
wäre (und von der Kommission im Falle der Fi-
nanztransaktionsteuer auch gewünscht ist), wer-
den Fragen der angemessenen Vertretung der 
Mitgliedstaaten im Europäischen Parlament auf-
geworfen, weil dort die Regel „One (Wo)Man, One 
Vote“ verletzt ist. Kleine Länder werden nicht nur 
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im Ministerrat überrepräsentiert, sondern wegen 
der nicht gewährleisteten Erfolgswertgleichheit 
auch im Europäischen Parlament.

Diese Inkaufnahme des Verzichts auf Erfolgswert-
gleichheit der Wahlstimmen zum Europäischen 
Parlament weicht von dem in föderalen Gebilden 
üblichen Modus ab, kleine Gebietskörperschaften 
regelmäßig nur in einer Kammer (Senat, Stände-
rat, Bundesrat) zu bevorzugen. Gerade im Bereich 
der Besteuerung ist die adäquate Repräsentation 
seit der amerikanischen Unabhängigkeitsbewe-
gung im 18. Jahrhundert ein wiederkehrendes und 
wichtiges Junktim im demokratischen Zusammen-
hang. Vor diesem Hintergrund kann es angebracht 
erscheinen, einer etwaigen Ausdehnung der Mehr-
heitsentscheidung auf Steuerfragen in der EU eine 
eingehende Debatte vorzuschalten: Ist eine dop-
pelte Abweichung von „One (Wo)Man One Vote“, 
d. h. eine zweimalige Übergewichtung von kleinen 
Staaten in Mehrheitsabstimmungen, gerechtfertigt, 
wenn diese Stimmengewichte auch auf Entschei-
dungen zu weitreichenden Steuerfragen angewen-
det werden?

Vetoposition und Zügigkeit der 
Beschlussfassung

Die Kommission argumentiert durchaus nachvoll-
ziehbar, dass es mitunter misslich ist, wenn wich-
tige Beschlüsse in Steuerfragen an einem einzi-
gen Mitgliedstaat scheitern, weil jedes einzelne 
Land ein Vetorecht hat. Die Ausübung des Veto-
rechts mag besonders dann problematisch erschei-
nen, wenn ein Mitgliedstaat nicht zum Schutz eige-
ner starker Interessen eine Steuerregelung ablehnt, 
sondern stattdessen Zugeständnisse oder Vorteile 
in Verhandlungen erreichen will, die in keinem 
sachlichen Bezug stehen.

Um die Hemmung der Mitgliedstaaten zu redu-
zieren, sich auf neue steuerpolitische Lösungen 
in der  EU einzulassen, könnte man es zwar bei 
der Einstimmigkeit belassen, wenn es um die Ein-
führung neuer Regeln geht. Eine Aufweichung 
der Abstimmungsregeln könnte jedoch für die 

Abschaffung von steuerlichen Richtlinien vorgese-
hen werden. Hier könnte bereits eine qualifizierte 
Mehrheit ausreichen. Damit würde den Mitglied-
staaten die Sorge genommen, einem steuerlichen 
Systemwechsel zuzustimmen, in dem man wegen 
der Einstimmigkeit mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit gefangen ist, selbst wenn sich nachträglich 
schwerwiegende Fehler herausstellen sollten.

Fraglich ist, wie hoch die bisherigen Kosten der Un-
tätigkeit wirklich sind. Bei einigen bedeutsamen 
Vorschlägen, die nach Auffassung der EU-Kom-
mission wegen des Einstimmigkeitserfordernis-
ses gescheitert sind, hat es der Beirat bislang gar 
als begrüßenswert erachtet, dass sie nicht Realität 
wurden, so etwa bei der Digitalsteuer oder der Ge-
meinsamen Konsolidierten Körperschaftsteuer-
bemessungsgrundlage. Auch bei der Finanztrans-
aktionsteuer gibt es von ökonomischer Seite eher 
Vorbehalte dergestalt, ob die verfolgten Ziele, etwa 
die Stabilisierung des Finanzsektors, tatsächlich er-
reicht werden können.

Bei der Finanztransaktionsteuer werden von der 
EU-Kommission die Ausfälle der nicht erhobenen 
Steuer mit 57 Mrd. € kalkuliert und als Kosten ver-
anschlagt. Der Ausfall von Steuereinnahmen ist 
aber in voller Höhe kein volkswirtschaftlicher Kos-
tenfaktor, weil ihm verbliebene Einnahmen des 
privaten Sektors entgegenstehen. Die Darstellung 
der Kommission ist daher so nicht richtig.

Rechtliche Fragen

Staatstheorie und Verfassungsrecht deuten und be-
gründen das Mehrheitsprinzip als Ausdruck glei-
cher politischer Mitwirkungsfreiheit aller Bür-
gerinnen und Bürger. Danach vermag nur das 
Mehrheitsprinzip den Anspruch einzulösen, Ge-
meinschaftsentscheidungen der Gleichen und 
Freien hervorzubringen. Gleichzeitig wird betont, 
dass dieses Mehrheitsprinzip an Voraussetzungen 
gebunden ist. Neben der prinzipiellen Freiheit und 
Offenheit des politischen Prozesses, klaren Ver-
fahrensregeln und der Chance der Minderheit, zur 
Mehrheit zu werden, gehört dazu die Akzeptanz 
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von Mehrheitsentscheidungen. Insofern sind ein 
gewisser Grundkonsens und gewisse Homogeni-
tätsanforderungen unerlässlich, auch wenn die 
Mitwirkungsrechte von Bürgern nicht eins zu eins 
auf die Rechte von Staaten übertragbar sind.

Bei der Akzeptanz von Mehrheitsentscheidungen 
muss auch auf das in seiner Anwendung weitge-
hend leerlaufende Subsidiaritätsprinzip verwie-
sen werden. Bestünde hier eine wirksame Grenze 
der Tätigkeit der Union in deren politischer Praxis, 
könnte dies die Akzeptanz ihres Handelns erhöhen. 
Eine spürbare Wirksamkeit des Prinzips ist jedoch 
kaum zu erkennen.

Demgegenüber stellt es verfassungsrechtlich all-
gemein kein unüberwindliches Problem dar, wenn 
eine heutige Mehrheit auch Entscheidungen in der 
Zukunft bindet, indem etwa das Entscheidungs-
verfahren verändert wird. Das geschieht im Prin-
zip bei jeder Verfassungsgebung. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in seiner Rechtsprechung zu 
den Grenzen der europäischen Integration aus dem 
Grundgesetz hier freilich einige Grenzsteine für die 
europäische Ebene hervorgehoben: So muss durch 
den nationalen Zustimmungsakt klar sein, wel-
che Kompetenzen übertragen wurden und welche 
nicht. In dem Urteil zum Vertrag von Lissabon vom 
30. Juni 2009 hat sich das Bundesverfassungsgericht 
speziell mit den sogenannten Brückenklauseln im 
EU-Recht befasst, die den Übergang von der Ein-
stimmigkeit zur qualifizierten Mehrheitsentschei-
dung oder den Übergang vom besonderen zum or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren ermöglichen. 
Ein solches Vorgehen wurde insoweit gebilligt, als 
zum Zeitpunkt der Zustimmung dem Deutschen 
Bundestag die Folgen hinreichend erkennbar wa-
ren, um seiner Integrationsverantwortung nach-
zukommen. Insbesondere, da nach Art.  48 Abs.  7 
EUV einerseits Einstimmigkeit im Rat erforder-
lich ist, andererseits die nationalen Parlamente ein 

Vetorecht besitzen, mithin nicht gegen deutschen 
Willen der Übergang vollzogen werden kann, müs-
sen einem Übergang zu Mehrheitsentscheidungen 
nicht stets unüberwindliche Hürden des deutschen 
Verfassungsrechts entgegenstehen.

Bei einem generellen Übergang zu Mehrheits-
entscheidungen in der Steuerpolitik der  EU mit 
Zustimmung des Deutschen Bundestags wären 
substanzielle Auswirkungen auf die deutschen 
Haushalte jedoch vorprogrammiert. In diesem Zu-
sammenhang wird relevant, dass das Bundesver-
fassungsgericht die Integrationsverantwortung 
durch mehrere Entscheidungen im Kontext der eu-
ropäischen Verschuldungskrise um die sogenannte 
Budgetverantwortung des Deutschen Bundestags 
erweitert und ergänzt hat. Schon im Lissabonurteil 
wurde die Haushaltsautonomie des Parlaments als 
Integrationsgrenze benannt. Danach läge eine das 
Wahlrecht zum Deutschen Bundestag in seinem 
substanziellen Bestimmungsgehalt und damit das 
Demokratieprinzip des Grundgesetzes verletzende 
Übertragung des Budgetrechts des Bundestags vor, 
wenn die Festlegung über Art und Höhe der den 
Bürger treffenden Abgaben in wesentlichem Um-
fang supranationalisiert würde. Der Deutsche Bun-
destag müsse dem Volk gegenüber verantwortlich 
über die Summe der Belastungen der Bürgerin-
nen und Bürger entscheiden. Dieser Maßstab lässt 
durchaus Spielräume zu. Ein mehr oder weniger 
vollständiger Übergang zu Mehrheitsentscheidun-
gen in der europäischen Steuerpolitik wäre wegen 
der Unabsehbarkeit der haushaltswirtschaftlichen 
Auswirkungen jedoch vermutlich verfassungs-
rechtlich unzulässig, auch wenn das Verfahren 
des Integrationsverantwortungsgesetzes beachtet 
würde.
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Schlussfolgerungen

Bei der ökonomischen wie juristischen Beurtei-
lung des Übergangs vom Einstimmigkeitsprinzip 
zu Mehrheitsentscheidungen in der europäischen 
Steuerpolitik gilt es nach der jeweiligen Ausgestal-
tung des Vorschlags zu differenzieren. Der Kom-
missionsvorschlag möchte eine dauerhafte Abkehr 
von der Einstimmigkeit in vier Stufen erreichen.

Bei vollständiger Verwirklichung des Vorschlags 
wäre die Haushaltsautonomie des Deutschen Bun-
destags unter Umständen nicht länger gewährleis-
tet. Es gäbe andere Möglichkeiten, um die beklag-
ten Nachteile des Einstimmigkeitserfordernisses 
abzuschwächen. Die rechtliche Bewertung entspre-
chender Vorschläge hat sich indes an der Maßgabe 
zu orientieren, dass ein „Weniger“ als der generelle 
Übergang zu Mehrheitsentscheidungen in einem 
konkreten Sachbereich von Art. 48 Abs. 7 EUV ge-
deckt ist.

1. Unterscheidung zwischen generellem und 
punktuellem Übergang zu Mehrheitsentscheidun-
gen: Denkbar wäre, für Einzelfälle vorab festzule-
gen, dass ein bestimmtes konkretes Sachproblem 
mit Mehrheit entschieden werden kann. Das wäre 
von Art. 48 Abs. 7 EUV gedeckt und stellte auch 
mit Blick auf das Grundgesetz kein Problem dar, 
sofern nur die Vorgaben des Integrationsverant-
wortungsgesetzes beachtet werden. Im Bereich 
der Besteuerung kämen administrative Fragen der 
Steuererhebung und grenzüberschreitende Fragen 
in Betracht.

2. Unterscheidung zwischen Schaffung und Ab-
schaffung steuerlicher Regelungen: Denkbar wäre 
auch, an dem Einstimmigkeitserfordernis bei 
Einführung neuer Regelungen festzuhalten, bei 
Änderungen oder gar bei der Abschaffung dieser 
Regelungen aber zu (qualifizierten) Mehrheitsent-
scheidungen überzugehen. Das Problem, dass sich 
einmal mit Einstimmigkeit beschlossene Steuer-
regelungen kaum wieder beseitigen oder nachbes-
sern lassen, wäre entschärft. Probleme könnten 
sich in der Praxis jedoch dadurch ergeben, dass 
sich eine Neuregelung und eine Modifikation nur 

schwer abgrenzen lassen. Solche Abgrenzungspro-
bleme sind den Rechtsordnungen jedoch bekannt 
und könnten bewältigt werden.

3. Opt-out-Möglichkeiten zur Entlastung der 
Einstimmigkeit bei der Einführung steuerlicher 
Regelungen: Ferner könnte das Einstimmigkeits-
erfordernis dadurch abgeschwächt werden, dass 
zwar wie bei der vorherigen Variante Neuregelun-
gen weiterhin nur einstimmig beschlossen wer-
den, dann jedoch in der entsprechenden Richtlinie 
vorgesehen wird, dass einzelne Mitgliedstaaten 
sich davon dispensieren können (sogenannte 
Opt-out-Klausel). Das ist nicht völlig vorbildlos. 
Die Mehrwertsteuersystemrichtlinie enthält in 
Abschnitt XIII zahlreiche zum Teil auf einzelne 
Mitgliedstaaten individualisierte Ausnahmebe-
stimmungen, die Abweichungen von Einzelrege-
lungen erlauben. 
 
Ein solcher Ansatz näherte sich dem Modell des 
Übergangs zu Mehrheitsentscheidungen durch 
eine Gruppe von Mitgliedstaaten im Verfahren 
der verstärkten Zusammenarbeit an und teilte mit 
diesem den Nachteil, dass dann insofern gerade 
keine einheitlichen Regelungen im Binnenmarkt 
vorlägen. Während jedoch bei der verstärkten 
Zusammenarbeit mit einer Teilgruppe der Mit-
gliedstaaten ein Projekt begonnen würde, wäre die 
Opt-out-Lösung eine nachträgliche Abkehr von 
EU-einheitlichen Regelungen. Für die Festlegung 
derartiger Abweichungs- und Opt-out-Möglich-
keiten im Rahmen konkreter steuerrechtlicher 
Richtlinien würde weiterhin das Einstimmig-
keitsprinzip gelten. Der Gefahr fehlender Ernst-
haftigkeit bei der Zustimmung zu einer Richtlinie, 
die nur partiell bindet, ließe sich entgegenwirken, 
indem die Opt-out-Möglichkeit mit dem Vorbe-
halt einer mehrjährigen Erprobungsphase verse-
hen wird. Gleichzeitig muss angemerkt werden, 
dass eine Opt-out-Möglichkeit die unterschied-
lichsten strategischen Anreize mit sich bringen 
kann. Insbesondere bei steuerlichen Regeln, die 
einen aggressiven Steuerwettbewerb einschränken 
sollen, wäre eine Opt-out-Möglichkeit eher nicht 
sachdienlich.
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Gleichzeitig wäre eine solche Regelung nicht Ge-
genstand von Art. 48 Abs. 7 EUV. Die deutsche Zu-
stimmung zu einer solchen Regelung unterläge 
nicht dem Integrationsverantwortungsgesetz.

4. Schließlich könnte man an eine sogenannte 
Sunset Legislation denken, d. h. an eine Rechtset-
zung mit Verfallsdatum. Eine solche wurde früher 
im Zusammenhang mit Geldleistungsgesetzen dis-
kutiert und hätte bedeutet, dass diese lediglich für 
eine begrenzte Zeit gelten würden, sofern sie nicht 
erneuert würden. Hierfür gibt es auf EU-Ebene mit 
dem EU-Schiedsübereinkommen ein erprobtes 
Beispiel aus dem Bereich der Besteuerung. Der 
Nachteil besteht jedoch darin, dass „Verfallsdaten“ 
mit einer auf Langfristigkeit angelegten Politik 
kaum vereinbar sind – man denke nur etwa an die 
Harmonisierungsrechtsakte im Bereich von Mehr-
wert- und Verbrauchsteuern. Im Steuerbereich 
scheint das Instrument grundsätzlich unpassend 
zu sein; das in seinem Anwendungsbereich be-
grenzte Schiedsübereinkommen stellt insofern 
eine Ausnahme dar. Allenfalls für eng begrenzte 
Regelungen mit Experimentiercharakter mag sich 
im Einzelfall eine solche Regelung anbieten.

5. Im Rahmen der bestehenden institutionellen 
Struktur der Europäischen Union wäre unter 
Beachtung der unionsrechtlichen (Art. 48 Abs. 7 
EUV) und der deutschen verfassungsrechtlichen 
Vorgaben allein die erste der von der Kommissi-
on vorgeschlagenen Stufen realisierbar, soweit es 
also um die Zusammenarbeit und die gegenseitige 
Unterstützung in Fragen des Steuerbetrugs, der 
Steuerhinterziehung und um administrative Initi-
ativen bei der Unternehmensbesteuerung geht. 
 
Zu bedenken bleibt im Hinblick auf eine umfas-
sendere Ausweitung der Mehrheitsabstimmungen 
in Steuerfragen, dass sowohl im Europäischen Rat 
als auch im Europäischen Parlament kleine Länder 
doppelt bevorzugt werden. Viel spricht dafür, dem 
Übergang zu Mehrheitsabstimmungen in Steuer-
fragen eine offene Diskussion über die Verletzung 
des „One (Wo)man One Vote“-Prinzips im Europä-
ischen Parlament vorausgehen zu lassen.
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Einleitung

Die Bundesregierung legt gemäß §  2 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft jährlich den Jahreswirtschaftsbe-
richt vor. Sie stellt damit auch gesamtwirtschaftli-
che Orientierungsdaten für das entsprechende Jahr 
zur Verfügung und nimmt zum Jahresgutachten 
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung Stellung.

Der diesjährige Jahreswirtschaftsbericht der Bun-
desregierung trägt den Titel „Corona-Krise über-
winden, wirtschaftliche Erholung unterstützen, 
Strukturen stärken“ und wurde am 27. Januar 2021 
vom Bundeskabinett beschlossen. Vor dem Hin-
tergrund der wirtschaftlichen Herausforderun-
gen durch die Corona-Pandemie werden nachfol-
gend die Haushalts- und Steuerpolitik sowie die 

Jahreswirtschaftsbericht 2021 im Zeichen der 
Corona-Krise

 ● Infolge der Corona-Pandemie geriet die deutsche Wirtschaft im Jahr 2020 in eine schwere 
Rezession. Zwar dürfte sich die zum Jahreswechsel unterbrochene wirtschaftliche Erholung im 
Jahresverlauf 2021 fortsetzen, das Vorkrisenniveau der Wirtschaftsleistung dürfte jedoch erst 
Mitte 2022 wieder erreicht werden.

 ● Die Bundesregierung hat mit umfangreichen Hilfsmaßnahmen auf die Krise reagiert. Dafür 
schöpfte sie die aufgrund der soliden Finanzpolitik der vergangenen Jahre bestehenden 
finanziellen Spielräume voll aus. Zudem wurde die für wirtschaftliche Ausnahmesituationen 
vorgesehene sogenannte Notfallklausel der Schuldenregel aktiviert, um weitere Unterstützung 
zu gewährleisten.

 ● Die Bewältigung der sich aus der Corona-Pandemie ergebenden wirtschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Belastungen steht zurzeit im Fokus der Steuerpolitik. Daher stehen aktuell 
Maßnahmen im Mittelpunkt, die Beschäftigte und ihre Arbeitsplätze sowie Unternehmen 
und Selbstständige vor den wirtschaftlichen Folgen der Pandemie schützen und eine schnelle 
Erholung ermöglichen.

 ● Eine wirksame Bekämpfung der Pandemie und ihrer wirtschaftlichen Auswirkungen kann 
nur gemeinsam in Europa gelingen. Angesichts der historischen Krise hat sich die Europäische 
Union (EU) neben dem regulären Haushaltsrahmen zudem auf das temporäre Aufbauinstru-
ment (Next Generation EU) mit einem Volumen von 750 Mrd. € in Form von Zuschüssen und 
Krediten geeinigt.

 ● Die Finanzmärkte haben sich in der Corona-Pandemie bisher als robust erwiesen; hier zeigen 
nicht zuletzt die konsequenten Reformen der Finanzmarktregulierung nach der globalen 
Finanzkrise 2009 Wirkung.
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Europa- und Finanzmarktpolitik der Bundesregie-
rung in Auszügen dargestellt.1

Die Krise bewältigen, 
Strukturwandel weiter 
angehen

Die Bundesregierung hat auch auf die massiven 
wirtschaftlichen Herausforderungen durch die Co-
rona-Pandemie umfassend und schnell reagiert 
(vergleiche Abbildung  1). Darüber hinaus nimmt 
die Wirtschaftspolitik die transformativen Heraus-
forderungen ebenso in den Blick, um den Struktur-
wandel erfolgreich zu gestalten.

1 Der vollständige Bericht findet sich unter https://www.
bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/
jahreswirtschaftsbericht-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=6

Corona-Pandemie unterbricht 
wirtschaftlichen Aufwärtstrend

Infolge der Corona-Pandemie geriet die deutsche 
Wirtschaft in eine schwere Rezession, deren Aus-
maß vergleichbar mit dem Wirtschaftseinbruch in-
folge der globalen Finanzkrise des Jahres 2009 ist. Im 
Jahr 2020 ging das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 
5 Prozent zurück (-5,7 Prozent im Jahr 2009). Nach 
einem historischen Einbruch der Wirtschaftsleis-
tung im 2. Quartal 2020 nahm die Konjunktur im 
Zuge des geringeren Infektionsgeschehens und der 
schrittweisen Rücknahme der Einschränkungen 
wieder spürbar Fahrt auf. Aufgrund stark steigen-
der Infektionszahlen in den Wintermonaten  2020 
und einer deutlichen Verschärfung der Eindäm-
mungsmaßnahmen kam die Erholung jedoch 
zu einem Halt und dürfte sich erst ab dem Früh-
jahr 2021 bei Stabilisierung der gesundheitspoliti-
schen Lage wieder fortsetzen. Für das laufende Jahr 
wird insgesamt mit einem Wachstum von 3,0 Pro-
zent gerechnet. Das Vorkrisenniveau dürfte die 

1   Im Ersten und Zweiten Nachtragshaushalt 2020 beziehungsweise im Soll 2021 berücksichtigte Belastungen
       ohne steuerliche Maßnahmen.
2    Inklusive steuerlicher Maßnahmen des Konjunkturpakets.
3    Ohne Garantieabsicherung.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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deutsche Wirtschaft jedoch erst zur Mitte des Jah-
res 2022 wieder erreichen. Die weitere Entwicklung 
wird weiterhin maßgeblich vom Pandemieverlauf 
beeinflusst.

Den Schock abfedern

Um geschädigten Unternehmen durch die Krise zu 
helfen, wurde eine Reihe von Zuschuss- und Kredit-
programmen aufgesetzt. Zur Stärkung ihrer Liqui-
dität können Unternehmen durch das KfW-Son-
derprogramm 2020 Kredite im benötigten Umfang 
vergeben werden. Die Bürgschafts- und Garantie-
programme der Bürgschaftsbanken und das Groß-
bürgschaftsprogramm des Bundes wurden erwei-
tert, um Unternehmen die Kreditaufnahme zu 
erleichtern und die Eigenkapitalbasis kleiner und 
mittlerer Unternehmen zu stärken. Zudem hat die 
Bundesregierung mit dem Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds ein Instrument geschaffen, um Liqui-
ditätsengpässen entgegenzuwirken und die Kapi-
talbasis von größeren oder solcher Unternehmen 
zu stärken, deren Bestandsgefährdung erhebli-
che Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort 
Deutschland hätte. Des Weiteren werden Start-ups 
und kleine Mittelständler durch ein zielgerichtetes 
Paket unterstützt.

1,8  Millionen Soloselbstständige und Kleinstun-
ternehmen mit bis zu zehn Beschäftigten haben 
im Rahmen der Soforthilfe schnell und unbüro-
kratisch Zuschüsse von insgesamt über 13,4 Mrd. € 
erhalten. Die auf drei Monate befristete Sofort-
hilfe wurde im Juni 2020 von der Überbrückungs-
hilfe abgelöst, um die von den Auswirkungen der 
Pandemie besonders betroffenen Unternehmen 
und Selbstständigen noch zielgerichteter zu un-
terstützen. In zwei Programmphasen haben vor al-
lem kleine und mittlere Unternehmen sowie Solo-
selbstständige auf Antrag Zuschüsse des Bundes für 
ihre betrieblichen Fixkosten erhalten. In einer drit-
ten Programmphase gewährt die Bundesregierung 

ab Januar  2021 eine neue angepasste Unterstüt-
zung für besonders betroffene Branchen. Im No-
vember  2020 wurden zudem jene Betriebe unter-
stützt, die von erforderlichen Maßnahmen zur 
Eindämmung der Pandemie betroffen waren („No-
vemberhilfe“). Diese außerordentliche Wirtschafts-
hilfe wurde als „Dezemberhilfe“ für die Dauer der 
Schließungen im Dezember verlängert.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung weitere 
Maßnahmen ergriffen, um die Liquidität von Un-
ternehmen zu verbessern und sie damit krisenfes-
ter zu machen. Dazu gehören beispielsweise die 
umfangreichen Maßnahmen des Zweiten Coro-
na-Steuerhilfegesetzes vom 29.  Juni  2020, die Er-
stattung von Sozialversicherungsbeiträgen für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in Kurzarbeit sowie 
auch die befristete Möglichkeit, Steuern und Sozi-
alversicherungsbeiträge vereinfacht zu stunden. 
Durch die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
wurde besonders stark betroffenen Unternehmen 
zusätzliche Zeit eingeräumt, um auf die Krise zu 
reagieren, und ein Zeitfenster geschaffen, um die 
staatlichen Hilfsmaßnahmen wirken zu lassen.

Der starke Rückgang wirtschaftlicher Aktivitäten 
in einzelnen Branchen hat teils zu massiven Ge-
winneinbrüchen von Unternehmen und Einkom-
menseinbußen von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern sowie Selbstständigen geführt. Als 
Reaktion darauf hat die Bundesregierung den Zu-
gang zur Grundsicherung für Arbeitsuchende nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB  II) vo-
rübergehend wesentlich vereinfacht. Davon kön-
nen auch Selbstständige profitieren, sofern ihr Le-
bensunterhalt nicht anderweitig gesichert ist. Um 
die Folgen für sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte abzufedern und einen massiven Anstieg 
der Arbeitslosigkeit zu verhindern, hat die Bundes-
regierung die Bedingungen für die Inanspruch-
nahme von Kurzarbeitergeld spürbar verbessert. 
Dadurch konnten Einkommensverluste in vielen 
Fällen gemindert werden.
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Die wirtschaftliche Belebung 
unterstützen

Mit Beendigung der Ausnahmesituation, die auf-
grund der gesundheitspolitischen Einschränkun-
gen während der Corona-Pandemie im Früh-
jahr  2020 bestanden hatte, unterstützte die 
Bundesregierung die darauffolgende wirtschaftli-
che Belebung durch gezielte Maßnahmen. Dazu hat 
sie im Juni 2020 ein umfangreiches Konjunkturpro-
gramm mit einem Volumen von rund 180  Mrd. € 
beschlossen. Vordringlichste Prioritäten des Kon-
junkturprogramms sind die Sicherung von Arbeits-
plätzen und die Stabilisierung der Wirtschaft. Da-
rüber hinaus enthält das Programm insbesondere 
auch Maßnahmen zur Stärkung von Investitionen, 
um anstehende strukturelle Herausforderungen 
entschlossen anzugehen.

Damit die Maßnahmen zur Krisenbewältigung 
möglichst schnell wirken konnten, hat die Bundes-
regierung in vielen Fällen auf bestehenden Hilfs- 
und Förderprogrammen aufgebaut. Dies beschleu-
nigt nicht nur die Umsetzung, sondern verbessert 
oft auch die Zielgenauigkeit der Hilfe. Durch die 
Befristung vieler Maßnahmen wird zudem ein ge-
zielter Konjunkturimpuls gesetzt.

Zur Stimulierung der Konsumnachfrage hat die 
Bundesregierung mithilfe verschiedener Instru-
mente die verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte gestärkt. Dazu gehörte insbesondere die 
bis Ende des Jahres  2020 befristete Senkung der 
Umsatzsteuersätze. Darüber hinaus wurde für je-
des im Jahr  2020 kindergeldberechtigte Kind ein 
einmaliger Kinderbonus ausgezahlt und der steu-
erliche Entlastungsbetrag für Alleinerziehende er-
höht. Eine zweite Gruppe von Maßnahmen richtet 
sich primär an die Unternehmen. Die Sozialversi-
cherungsbeiträge wurden durch eine Sozialgaran-
tie bis 2021 bei maximal 40 Prozent stabilisiert und 
die EEG-Umlage durch Zuschüsse aus dem Bun-
deshaushalt begrenzt. Um trotz der Krisensituation 
die Investitionsanreize für Unternehmen zu stär-
ken, hat die Bundesregierung die Möglichkeit ei-
ner degressiven Abschreibung beweglicher Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens geschaffen, die 

in den Jahren 2020 und 2021 angeschafft oder her-
gestellt wurden. Zudem wurde die steuerliche For-
schungsförderung ausgeweitet.

Darüber hinaus werden im Rahmen des Konjunk-
turprogramms kleine und mittlere Unternehmen, 
die trotz der finanziellen Belastungen durch die 
Krise weiter Ausbildungsplätze anbieten, mit Prä-
mien belohnt. Die Länder und Kommunen werden 
durch die Folgen der Corona-Pandemie fiskalisch 
belastet; insbesondere entgehen ihnen wichtige 
Einnahmen. Damit sie angesichts der derzeitigen 
Herausforderungen handlungsfähig bleiben und 
wichtige Zukunftsinvestitionen tätigen können, 
wurden Entlastungsmaßnahmen der Vorjahre fort-
geführt und zielgerichtet gestärkt.

Angesichts der globalen Natur der Krise hat sich 
Deutschland auch international – insbesondere im 
Rahmen der  G7 und G20  – für eine gemeinsame 
wirtschaftspolitische Krisenantwort eingesetzt und 
macht sich weiter für eine nachhaltige und digitale 
wirtschaftliche Erholung stark. Die Corona-Pande-
mie kann nur global bekämpft werden. Deswegen 
setzt sich Deutschland für eine weltweite und faire 
Verteilung von Impfstoffen, Therapeutika und Dia-
gnostika ein.

Aktuelle Entwicklungen: Beschlüsse des 
Koalitionsausschusses vom 3. Februar 2021

Die Corona-Pandemie wird die Wirtschaft 
und die privaten Haushalte noch auf ab-
sehbare Zeit belasten. In seiner Sitzung am 
3. Februar 2021 hat sich der Koalitionsaus-
schuss deshalb auf weitere Corona-Hilfen 
für Unternehmen, insbesondere der Gastro-
nomie- und Kulturbranche, sowie für ein-
kommensschwache Haushalte und Fami-
lien verständigt.

Um Unternehmen mit zusätzlicher Liqui-
dität zu versorgen, ist eine Anhebung des 
geltenden steuerlichen Verlustrücktrags 
für die Jahre 2020 und 2021 auf maximal 
10 Mio. € € beziehungsweise 20 Mio. € bei 
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Zusammenveranlagung geplant. Gastrono-
miebetriebe sind von der anhaltenden Krise 
besonders betroffen und können aufgrund 
der gesundheitspolitischen Maßnahmen ihr 
Geschäft nur eingeschränkt betreiben. Der 
Umsatzsteuersatz für Speisen in der Gastro-
nomie soll daher über den 30. Juni 2021 hi-
naus und bis zum 31. Dezember 2022 be-
fristet auf den ermäßigten Steuersatz von 
7 Prozent gesenkt werden. Gleicherma-
ßen ist auch der Kulturbereich von den Ein-
schränkungen durch die Krise besonders 
betroffen. Deshalb sieht der Beschluss des 
Koalitionsausschusses ein Anschlusspro-
gramm für das Hilfsprogramm „Neustart 
Kultur“ in Höhe von weiteren 1 Mrd. € vor.

Auch einkommensschwache Haushalte so-
wie Familien sind durch die Maßnahmen 
zur Eindämmung der Pandemie in beson-
derem Maße belastet. Daher einigte sich 
der Koalitionsausschuss darauf, Erwachse-
nen, welche die Grundsicherung beziehen, 
aufgrund notwendiger pandemiebeding-
ter Mehraufwendungen – etwa für den Kauf 
medizinischer Schutzmasken – eine einma-
lige Sonderzahlung in Höhe von 150 € zu 
gewähren. Darüber hinaus soll Familien ein 
einmaliger Kinderbonus in Höhe von 150 € 
pro kindergeldberechtigtem Kind ausge-
zahlt werden. Dieser Bonus wird mit dem 
steuerlichen Kinderfreibetrag verrechnet 
und nicht auf die Grundsicherung ange-
rechnet. Zudem wird eine Verlängerung des 
vorübergehend vereinfachten Zugangs zur 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach 
dem SGB II bis zum 31. Dezember 2021 an-
gestrebt, um krisenbedingt in Not gerate-
nen Selbstständigen und Beschäftigten mit 
kleinen Einkommen weiterhin eine Absi-
cherung zu bieten.

Die zentralen 
Zukunftsherausforderungen und 
den Strukturwandel angehen

Neben der Bewältigung der Folgen der Coro-
na-Krise sind die langfristigen Herausforderun-
gen Klimawandel, Digitalisierung und demogra-
fischer Wandel im vergangenen Jahr noch stärker 
in den Fokus gerückt. Es gilt zudem, die Resilienz 
der Wirtschaft durch strukturelle Reformen lang-
fristig zu erhöhen. Um diese Herausforderungen 
erfolgreich zu meistern, setzt die Bundesregierung 
darauf, Wachstumskräfte zu stärken, und zwar ins-
besondere durch ein zukunftsorientiertes und fai-
res Steuersystem, flexible Regelungen am Ar-
beitsmarkt bei gleichzeitiger Sicherstellung eines 
hinreichenden Arbeitnehmerschutzes sowie den 
weiteren Abbau von Bürokratie.

Mit der Einführung des nationalen Emissionshan-
dels ab  2021 hat die Bundesregierung in den ver-
gangenen Jahren bereits entscheidende Weichen 
auf dem Weg zu einer klimaneutralen Wirtschaft 
gestellt. Noch dazu beschloss die Bundesregierung 
mit dem Klimaschutzprogramm 2030 im Jahr 2019 
die Bereitstellung von Mitteln für klimaschutzrele-
vante Maßnahmen in Höhe von rund 55 Mrd. € für 
den Zeitraum 2020 bis 2023. Ziel ist es auch weiter-
hin, Anreize für Investitionen in klimafreundliche 
Produkte und Innovationen zu schaffen und die 
deutsche Wirtschaft somit zukunftsfest zu machen.

An den Bestrebungen, den Strukturwandel zu be-
gleiten und zu gestalten, hält die Bundesregie-
rung auch in der gegenwärtigen Krise fest. Mit 
dem Zukunftspaket des Konjunkturprogramms 
mit einem Volumen von rund 50  Mrd. € wur-
den  – ergänzend zu den kurzfristigeren Konjunk-
turmaßnahmen und Krisenhilfen – konkrete Maß-
nahmen für zusätzliche öffentliche Investitionen 
in insbesondere Klimaschutz, Energiewende, Mo-
bilität und Digitalisierung beschlossen. Diese In-
vestitionen stärken die Innovationsfähigkeit mit-
tel- und langfristig und fördern somit die künftige 
wirtschaftliche Entwicklung. Das Zukunftspaket 
enthält weitere zweistellige Milliardenbeiträge für 
den Klimaschutz, u. a. 7 Mrd. € für die Umsetzung 
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der Nationalen Wasserstoffstrategie und insgesamt 
rund 2 Mrd. € für die Aufstockung des CO2-Gebäu-
desanierungsprogramms und des Marktanreizpro-
gramms für Wärme aus erneuerbaren Energien. Die 
Konditionen der klimaschutzrelevanten Förder-
programme wurden für Antragsteller auf kommu-
naler Ebene zudem attraktiver gestaltet, um die In-
anspruchnahme zu erhöhen.

Haushaltspolitisch angemes-
sen und verantwortungsvoll 
auf die Krise reagieren

Die Bundesregierung hat mit umfangreichen fis-
kalischen Maßnahmen auf die Herausforderun-
gen der Corona-Pandemie reagiert und damit auch 
nach Ansicht des Sachverständigenrats zur Stabi-
lisierung der Wirtschaft beigetragen. Sie konnte 
dabei Spielräume nutzen, die sie mit der soli-
den Finanzpolitik der vergangenen Jahre erarbei-
tet hat: Im Jahr 2019 lag die Verschuldung des Ge-
samtstaats erstmals seit  2002 wieder unter dem 
Maastricht-Referenzwert von 60 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts. Die Finanzpolitik zur Stabili-
sierung der Wirtschaft setzt die Bundesregierung 
auch im Jahr 2021 fort, solange es die Corona-Krise 
erforderlich macht.

Im Jahr  2020 hat die Bundesregierung mit zwei 
Nachtragshaushalten die erforderlichen haus-
haltsrechtlichen Voraussetzungen für die Fi-
nanzierung der Maßnahmen zur unmittelbaren 
Krisenbewältigung und der Maßnahmen des Kon-
junkturprogramms geschaffen. Dies führte zu der 
bisher höchsten Nettokreditaufnahme des Bun-
des in Höhe von rund 130 Mrd. €. Mit Beschluss der 
Nachtragshaushalte durch den Deutschen Bundes-
tag musste die Ausnahmeregelung des Grundgeset-
zes für außergewöhnliche Notsituationen aktiviert 
werden. Gleichzeitig hat der Deutsche Bundestag 
auch einen Tilgungsplan verabschiedet. Dieser ver-
pflichtet die Bundesregierung, die über die Grenzen 
der Schuldenregel hinaus aufgenommenen Kredite 
über 20 Jahre ab dem Jahr 2023 zurückzuführen.

Ausnahmeregelung des Grundgesetzes 
Die im Grundgesetz verankerte Schulden-
regel legt die maximal zulässige Netto-
kreditaufnahme des Bundes gemäß dem 
Grundsatz eines (strukturell) ausgegliche-
nen Haushalts fest. Sie enthält eine Ausnah-
meregelung (Art. 115 Abs. 2 Satz 6 und 7 
Grundgesetz (GG); § 6 Art. 115 GG) zur Si-
cherung der Handlungsfähigkeit des Staa-
tes in Sondersituationen. Die verfassungs-
rechtlichen Kreditgrenzen dürfen nur im 
Falle von Naturkatastrophen oder außerge-
wöhnlichen Notsituationen überschritten 
werden, die sich der staatlichen Kontrolle 
entziehen und die staatliche Finanzlage er-
heblich beeinträchtigen. Normale zyklische 
Abschwünge stellen keine Situation dar, die 
eine Ausnahme rechtfertigen. Eine Inan-
spruchnahme der Ausnahmeregelung kann 
ausschließlich der Deutsche Bundestag per 
Mehrheitsbeschluss herbeiführen. Zudem 
muss der Deutsche Bundestag in diesem 
Fall einen Tilgungsplan verabschieden, der 
die Rückführung der oberhalb der Regel-
grenze der Vorgaben der Schuldenregel lie-
genden Nettokreditaufnahme innerhalb ei-
nes angemessenen Zeitraums vorsieht. Für 
weitere Details siehe den Artikel „Sollbe-
richt 2021 – Ausgaben und Einnahmen des 
Bundeshaushalts“ in diesem Monatsbericht.

Auch der Bundeshaushalt  2021 ist von den Erfor-
dernissen der Corona-Pandemie geprägt. Die um-
fangreichen Maßnahmen, die im Hinblick auf die 
Bekämpfung der Pandemie weiterhin geboten sind, 
machen im Haushaltsjahr 2021 erneut eine außer-
gewöhnlich hohe Nettokreditaufnahme in Höhe 
von rund 180 Mrd. € im Soll erforderlich. Auch für 
den Bundeshaushalt  2021 hat der Deutsche Bun-
destag beschlossen, dass nach wie vor eine außer-
gewöhnliche Notsituation besteht, welche das er-
neute Überschreiten der Kreditobergrenze nach 
Art. 115 Abs. 2 GG begründet.
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Um die Grundlagen für künftiges Wachstum lang-
fristig und nachhaltig zu stärken, setzt die Bundes-
regierung weiterhin wichtige investive Akzente vor 
allem für einen grünen und digitalen Wandel. Die 
Investitionsausgaben in haushälterischer Abgren-
zung belaufen sich im laufenden Haushaltsjahr auf 
rund 61,9 Mrd. € (vergleiche Abbildung 2) und wer-
den im Finanzplanungszeitraum auf einem Niveau 
von rund 48 Mrd. € jährlich stabilisiert, das erheb-
lich über dem Vorkrisenniveau liegt. Hürden wie 
Planungs- und Verwaltungskapazitäten sowie Re-
gulierungen, die einer zeitnahen Umsetzung von 
öffentlichen Investitionen entgegenstehen, werden 
sowohl im Konjunktur- und Krisenbewältigungs-
paket als auch im Zukunftspaket adressiert.

Aufgrund der stark expansiven Finanzpolitik und 
der durch die erheblichen Wachstumseinbußen 
bedingten Steuermindereinnahmen wies der Bund 
(einschließlich seiner Extrahaushalte) im vergange-
nen Jahr in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen nach ersten Berechnungen des 
Statistischen Bundesamts ein Finanzierungsdefizit 
in Höhe von 98,3 Mrd. € aus und trug somit deut-
lich zum gesamtstaatlichen Finanzierungsdefizit 

in Höhe von 158,2  Mrd. € bei. Bedingt durch das 
hohe Finanzierungsdefizit des Staatshaushalts, Be-
standsveränderungen durch Garantieübernahmen 
und das niedrigere BIP ist die Maastricht-Schul-
denquote zum Ende des Jahres  2020 auf voraus-
sichtlich 70  Prozent des BIP angestiegen und hat 
damit die Maastricht-Obergrenze von 60  Prozent 
des BIP wieder überschritten.

Die Finanzpolitik bleibt im Jahr 2021 expansiv aus-
gerichtet. Die Bundesregierung geht davon aus, dass 
die Schuldenquote  2021 nochmals steigen wird, 
und zwar auf 72  ½  Prozent des BIP. Die Wirkung 
des hohen Staatsdefizits auf die Schuldenstands-
quote wird dabei zum Teil kompensiert durch das 
erwartete Wirtschaftswachstum. In den folgenden 
Jahren wird die Schuldenquote dann aller Voraus-
sicht nach kontinuierlich zurückgehen. Zu diesem 
erwarteten Rückgang dürften die sich erholende 
wirtschaftliche Entwicklung, die Rückkehr zu ei-
ner geringeren Neuverschuldung und die anhal-
tend niedrigen Zinsen beitragen. Im Jahr 2024 wird 
die Schuldenquote voraussichtlich bei 68  ¾  Pro-
zent des BIP liegen.

Investitionsausgaben des Bundes, 2019 - 2024
Mrd. €                                                                                                                                                                                                                         %

Der Wert für 2021 bildet den Soll-Wert ab.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Gute Rahmenbedingungen für 
die wirtschaftliche Erholung 
sicherstellen

Gezielte steuerliche Maßnahmen tragen dazu bei, 
die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie für Bür-
gerinnen und Bürger, Selbstständige und Unter-
nehmen abzufedern. Sie ergänzen die umfassenden 
steuerlichen Maßnahmen dieser Legislaturperiode, 
die neben Unternehmen insbesondere Familien so-
wie Bürgerinnen und Bürger mit kleinen und mitt-
leren Einkommen finanziell besserstellen. Allein 
durch das Zweite Gesetz zur steuerlichen Entlas-
tung von Familien sowie zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen und die Änderung beim 
Solidaritätszuschlag werden Einkommensteuer-
pflichtige 2021 um gut 17 Mrd. € und 2022 um gut 
22  Mrd. € entlastet. Dies sind die größten unbe-
fristeten Steuersenkungen der vergangenen Jahr-
zehnte. Steuerpolitische Handlungsschwerpunkte 
bleiben u.  a. auch die fortlaufenden Aufgaben im 
Bereich der Steuervereinfachung und der Moderni-
sierung des Steuervollzugs sowie die Stärkung der 
Steuergerechtigkeit im nationalen und internatio-
nalen Rahmen.

Die Bundesregierung hat als unmittelbare Reaktion 
auf die Corona-Pandemie bereits im März  2020 
eine Reihe steuerlicher Maßnahmen ergriffen, um 
Arbeitsplätze zu schützen und Unternehmen zu 
unterstützen. Die Möglichkeiten zur Stundung von 
Steuerzahlungen wurden verbessert und die Herab-
setzung von Ertragsteuer-Vorauszahlungen wurde 
erleichtert. Mit dem Gesetz zur Umsetzung steuer-
licher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Coro-
na-Pandemie („Corona-Steuerhilfegesetz“) werden 
besonders betroffene Akteure unterstützt. Arbeit-
geberzuschüsse zum Kurzarbeitergeld und zum 
Saison-Kurzarbeitergeld werden unter bestimm-
ten Bedingungen bei den Beschäftigten steuer-
frei gestellt. Darüber hinaus können Arbeitgeber 
ihren Beschäftigten Beihilfen und Unterstützun-
gen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastun-
gen im Zusammenhang mit der Corona-Pande-
mie bis zu einem Betrag von 1.500 € in der Zeit 
vom 1. März 2020 bis 30. Juni 2021 steuer- und so-
zialversicherungsfrei auszahlen oder als Sachlohn 

gewähren, sofern die Beihilfen und Unterstützun-
gen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn geleistet werden.

Das Zweite Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Coro-
na-Pandemie („Zweites Corona-Steuerhilfegesetz“) 
bündelt überwiegend kurzfristig wirksame steu-
erliche Maßnahmen zur Stärkung der Kaufkraft 
und konjunkturellen Erholung. Hervorzuheben 
sind insbesondere die befristete Senkung des Um-
satzsteuersatzes von 19 Prozent auf 16 Prozent be-
ziehungsweise des ermäßigten Satzes von 7  Pro-
zent auf 5 Prozent, der einmalige Kinderbonus von 
300 € und die befristete Erhöhung des Entlastungs-
betrags für Alleinerziehende um 2.100 € auf 4.008 €. 
Diese Maßnahme wurde durch das Jahressteuer-
gesetz 2020 entfristet. Darüber hinaus wurden die 
Höchstbeträge für den steuerlichen Verlustrück-
trag für die Jahre  2020 und  2021 angehoben und 
ein Mechanismus eingeführt, um den Verlustrück-
trag für 2020 schon mit der Steuererklärung 2019 
unmittelbar nutzbar und finanzwirksam zu ma-
chen. Weitere zentrale Maßnahmen sind die befris-
tete Einführung einer degressiven Abschreibung 
für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens, die in den Jahren 2020 und 2021 angeschafft 
oder hergestellt werden, sowie die Ausweitung der 
steuerlichen Forschungszulage bis  2026. Dauer-
haft werden die Steuerermäßigung bei Einkünften 
aus Gewerbebetrieb (§ 35 Einkommensteuergesetz) 
verbessert, der Freibetrag für die Hinzurechnungs-
tatbestände bei der Gewerbesteuer verdoppelt und 
die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer zeitlich 
hinausgeschoben.

Mit dem Zweiten Gesetz zur steuerlichen Entlas-
tung von Familien sowie zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen („Zweites Familienent-
lastungsgesetz“) werden das Kindergeld ab dem 
1. Januar 2021 um weitere 15 € pro Kind und Mo-
nat angehoben und der steuerliche Kinderfreibe-
trag entsprechend angepasst. Damit wird die im 
Koalitionsvertrag für diese Legislaturperiode be-
schlossene Erhöhung des Kindergelds um insge-
samt 25 € pro Kind und Monat abschließend um-
gesetzt. Ferner wird der Einkommensteuertarif ab 

66



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2021

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Jahreswirtschaftsbericht 2021 im Zeichen der Corona-Krise

dem Jahr 2021 durch Anhebung des Grundfreibe-
trags und Verschiebung der übrigen Tarifeckwerte 
angepasst. Damit wird die verfassungsrechtlich ge-
botene Freistellung des steuerlichen Existenzmi-
nimums gewährleistet und Effekte der kalten Pro-
gression auf tariflicher Ebene werden ausgeglichen.

Das Jahressteuergesetz  2020 umfasst steuerli-
che Maßnahmen zur Kurzarbeit und verbillig-
ten Wohnraumüberlassung. Investitionen kleine-
rer und mittlerer Unternehmen werden durch eine 
verbesserte und zielgenauere Ausgestaltung der 
Investitionsabzugsbeträge und Sonderabschrei-
bungen steuerlich stärker gefördert. Darüber hi-
naus ist mit diesem Gesetz u. a. auch eine befristete 
Home office-Pauschale eingeführt worden. Für die 
Jahre 2020 und 2021 kann für jeden Tag, an dem die 
oder der Steuerpflichtige ausschließlich zu Hause 
betrieblich oder beruflich tätig wird, ein pauscha-
ler Betrag von 5 € – maximal 600 € im Jahr – als Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen 
werden.

Darüber hinaus wird die Bundesregierung für In-
vestitionen in bestimmte digitale Wirtschaftsgü-
ter ab dem Veranlagungszeitraum 2021 die steuer-
lichen Abschreibungsmöglichkeiten verbessern.

Europa auf einen nachhaltigen 
Wachstumspfad führen, 
Finanzmärkte stabil gestalten

Die Bewältigung der Auswirkungen der Coro-
na-Krise erfordert auch auf europäischer Ebene 
eine abgestimmte und solidarische Herangehens-
weise. Dabei ist wichtig, dass die europäischen Mit-
gliedstaaten gestärkt aus der Krise hervorgehen.

Wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie gemeinsam begegnen

Konfrontiert mit den großen wirtschaftlichen He-
rausforderungen der Corona-Pandemie haben 
die  EU und ihre Mitgliedstaaten umgehend und 

solidarisch gehandelt. Die Bundesregierung hat 
sich dabei für ein gemeinsames Vorgehen einge-
setzt und daran mitgewirkt, dass die EU wirksame 
Kriseninstrumente aufgebaut hat. Die EU-Kom-
mission hat den Rechtsrahmen für staatliche Bei-
hilfen angepasst, die allgemeine Ausweichklausel 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts wurde akti-
viert, Mitgliedstaaten können Hilfe aus dem Solida-
ritätsfonds der Europäischen Union erhalten und 
der Rechtsrahmen für die Europäischen Kohäsi-
onsfonds wurde angepasst, um den Mitgliedstaaten 
sofortige Liquidität bereitzustellen. Auf die Sofort-
maßnahmen folgte der Schutzschild für Staaten, 
Unternehmen und Arbeitnehmer. Er umfasst drei 
Elemente:

1. die Schaffung einer angepassten vorsorglichen 
Kreditlinie (Pandemic Crisis Support Instrument, 
PCSI) beim Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM),

2. den Paneuropäischen Garantiefonds der Euro-
päischen Investitionsbank (EIB) und

3. das neue Instrument zur vorübergehenden 
Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslo-
sigkeitsrisiken in Ausnahmesituationen (Support 
to mitigate Unemployment Risks in an Emergen-
cy, SURE).

Mit einem Gesamtvolumen von über 500  Mrd. € 
stellen diese Maßnahmen eine kraftvolle gemein-
same europäische Antwort auf die Pandemie dar.

Im Dezember 2020 wurde der Mehrjährige Finanz-
rahmen (MFR) der EU 2021-2027 mit einem Volu-
men von 1.074,3  Mrd. € verabschiedet. Dabei sol-
len 30  Prozent der Ausgaben in den Klimaschutz 
investiert werden. Ebenfalls im Dezember  2020 
hat der Rat der Europäischen Union die Verord-
nung für das temporäre Aufbauinstrument Next 
Generation  EU (NGEU) erlassen, dessen Finanzie-
rung im Eigenmittelbeschluss vom 14.  Dezem-
ber 2020 geregelt ist. Über NGEU sollen EU-Ausga-
beprogrammen bis Ende 2023 Mittel in Höhe von 
insgesamt 750  Mrd. € (390  Mrd. € Zuschüsse und 
360  Mrd. € Kredite) zugewiesen werden. Zentrales 
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NGEU-Ausgabeprogramm ist die Aufbau- und Resi-
lienzfazilität (Recovery and Resilience Facility, RRF) 
mit einem Volumen von 672,5 Mrd. € (312,5 Mrd. € 
Zuschüsse und 360 Mrd. € Kredite). Impulse für die 
regionale Strukturpolitik leisten ferner die Pro-
gramme ReactEU mit einem Anteil von 47,5 Mrd. € 
am NGEU sowie der Fonds für einen gerechten 
Übergang mit einem Anteil von 10  Mrd. € zuzüg-
lich 7,5 Mrd. € aus dem MFR. Mit dem Programm 
InvestEU, das zusätzlich zu den 5,6  Mrd. € aus 
NGEU mit 4,2 Mrd. € aus dem MFR ausgestattet ist, 
werden zusätzliche private und öffentliche Investi-
tionen mobilisiert.2

Das Aufbauinstrument NGEU wird einen wichti-
gen Beitrag zur Widerstandsfähigkeit und Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaf-
ten leisten und soll insbesondere Investitionen in 
Digitalisierung und Klimaschutz unterstützen. In-
nerhalb des Aufbauinstruments wird die RRF das 
Schlüsselinstrument sein, um durch Reformen und 
Investitionen nachhaltiges und inklusives Wachs-
tum zu fördern und die Widerstandsfähigkeit der 
EU-Volkswirtschaften zu stärken. Um Mittel aus 
der Fazilität erhalten zu können, müssen die Mit-
gliedstaaten sogenannte Aufbau- und Resilienz-
pläne (ARP) vorlegen. Diese sollen kohärente Pa-
kete aus Investitionen und Reformen darstellen, 
die insbesondere die grüne und digitale Wende vo-
ranbringen und zur Umsetzung der länderspezifi-
schen Empfehlungen im Europäischen Semester 
beitragen. Die Bundesregierung hat am 23.  De-
zember  2020 einen Entwurf des deutschen ARP 
an die Europäische Kommission übersandt. Er 
ist die Grundlage für einen intensiven Dialog mit 
der Kommission über noch zu definierende Ziele 
und Meilensteine der einzelnen im ARP enthal-
tenen Maßnahmen. Bis April  2021 wird die Bun-
desregierung den abgestimmten ARP übermit-
teln. Die Mittel aus der RRF sollen für vom Bund 
zu finanzierende Vorhaben des Konjunktur- und 
Zukunftspakets eingesetzt werden. Zudem sol-
len zusätzlich eine digitale Bildungsoffensive und 

2 Alle Finanzvolumina des Absatzes beziehen sich auf konstante 
Preise von 2018.

deutsch-französische Technologieprojekte aus der 
RRF finanziert werden.

Finanzmarktstabilität sicherstellen

Die Finanzmärkte haben sich den Herausfor-
derungen der Corona-Pandemie bisher gut ge-
stellt. Im Unterschied zur globalen Finanzkrise der 
Jahre  2008 und  2009 ist die Finanzwirtschaft von 
der Corona-Pandemie bislang nur mittelbar be-
troffen. Die deutschen, europäischen und globalen 
Anstrengungen zur Stabilisierung der Volkswirt-
schaften sind eine zentrale Grundlage für eine fort-
bestehende Stabilität der Finanzmärkte. Zugleich 
müssen die Herausforderungen in der Realwirt-
schaft weiter im Blick behalten werden, um Rück-
wirkungen auf die Finanzmärkte zu vermeiden. Für 
eine abschließende Einschätzung der Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie auf die deutsche Wirt-
schaft und die Finanzmärkte ist es noch zu früh.

Durch die konsequenten Reformen der Finanz-
marktregulierung war die Widerstandsfähigkeit 
der Banken bei Ausbruch der Corona-Pandemie 
deutlich höher als zu Beginn der globalen Finanz-
krise. Die deutschen Banken haben infolge der Re-
formen u.  a. ihr Eigenkapital deutlich erhöht und 
Liquiditätspuffer aufgebaut (vergleiche Abbil-
dung  3). Kapitalpuffer sollen in Stressphasen ge-
nutzt werden, um Verluste abzufedern und die Fi-
nanzierung der Realwirtschaft sicherzustellen. Am 
29.  Juli 2020 hat das Bundeskabinett den Entwurf 
eines Gesetzes zur Reduzierung von Risiken und 
zur Stärkung der Proportionalität im Bankensektor 
verabschiedet. Es dient zur fristgerechten Umset-
zung des EU-Bankenpakets aus dem Jahr 2019 und 
ist am 28. Dezember 2020 in Kraft getreten. Zur Ri-
sikoreduzierung werden die Kapital- und Liquidi-
tätsanforderungen für Banken im Einklang mit in-
ternationalen Standards weiter gestärkt. Dadurch 
sollen Banken in Stressphasen noch besser abge-
sichert sein. Außerdem wird ein internationaler 
Standard zu Verlustpuffern umgesetzt, um die Ab-
wicklung von Banken zu verbessern und die Steu-
erpflichtigen besser zu schützen.
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Die Liquiditätslage im Investmentfondsbereich hat 
sich während der Corona-Pandemie nach anfäng-
lichen Schwierigkeiten in einigen Segmenten im 
Einklang mit der allgemeinen Beruhigung der Fi-
nanzmärkte insgesamt als entspannt erwiesen. Mit 
der zum 28.  März  2020 in Kraft getretenen Ände-
rung des Kapitalanlagegesetzbuchs wurden der 
Branche zusätzliche Instrumente zur Steuerung 
von Liquiditätsrisiken von Investmentfonds zur 
Verfügung gestellt.

Die Bundesregierung setzt sich auf europäischer 
und internationaler Ebene für die Schaffung eines 
angemessenen Regulierungsrahmens bei digitalen 
Finanzdienstleistungen ein. Sie begleitet das Digi-
talpaket der EU-Kommission vom September 2020 
und trägt aktiv zu einer Stärkung des Regulie-
rungsrahmens u.  a. für Krypto-Assets sowie der 
Cyber-Sicherheit im Finanzbereich bei. Auf natio-
naler Ebene hat sie zum 1. Januar 2020 einen soli-
den Rechtsrahmen für das Kryptoverwahrgeschäft 

geschaffen. Zudem hat die Bundesregierung ei-
nen Gesetzentwurf zur Einführung elektronischer 
Wertpapiere beschlossen.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass dem 
Finanzsektor bei der Mobilisierung von Kapi-
talflüssen für nachhaltige Investitionen eine be-
deutende Rolle zukommt. Zudem entstehen durch 
Nachhaltigkeitsrisiken neue Herausforderungen 
für Finanzmärkte, die sich auch auf deren Stabili-
tät auswirken können. Politikmaßnahmen, die den 
Finanzmarkt in diesem Sinne stärken, werden auf 
europäischer wie auch auf nationaler Ebene er-
griffen. Zum Thema Sustainable Finance besteht 
nach wie vor umfassender Forschungs- und Inno-
vationsbedarf. Die Bundesregierung nimmt sich 
dieses Themas u.  a. im Rahmen des Klimaschutz-
programms  2030 und der nationalen Biodiversi-
tätsstrategie an, um zu einem besseren Risikoma-
nagement in Finanzinstituten beizutragen und 
somit die Finanzmarktstabilität zu erhöhen.

Eigenkapitalquoten und Eigenkapital deutscher Banken (Kernkapital, Tier 1)
Kernkapitalquote in %

Kernkapital
 in Mrd. €

Quellen: Darstellung Bundesministerium der Finanzen, Datenquelle: Statistical Data Warehouse der Europäischen Zentralbank
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Bilanzkontrolle und Vertrauen in 
den Finanzmarkt stärken

Die Geschehnisse rund um die Insolvenz der 
Wirecard  AG haben dem Vertrauen in den deut-
schen Finanzmarkt geschadet. Die Bundesregie-
rung hat sich auf einen Aktionsplan zur Bekämp-
fung von Bilanzbetrug und zur Stärkung der 
Kontrolle über Kapital- und Finanzmärkte verstän-
digt. Die Maßnahmen sollen u. a. dafür sorgen, die 
Bilanzkontrolle zu stärken und die bestehenden 
Schutzmechanismen weiter zu verbessern.

Zur Umsetzung hat das Bundeskabinett den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Stärkung der Finanz-
marktintegrität beschlossen. Der Entwurf enthält 
umfassende Maßnahmen, um das System der Bi-
lanzkontrolle sowie die Abschlussprüfung und 
die Corporate Governance zu verbessern. So sieht 
der Gesetzentwurf u. a. vor, der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mehr Kom-
petenzen in Bilanzkontrollverfahren und bei der 
Aufsicht komplexer Konzernstrukturen einzuräu-
men und die Unabhängigkeit der Abschlussprüfer 
zu stärken. Darüber hinaus sollen die Haftungsre-
geln bei Abschlussprüfungen verschärft sowie die 
unternehmensinternen Aufsichtssysteme gestärkt 
werden, insbesondere der Prüfungsausschuss. Um 
bereits dem Anschein eines Interessenskonflikts 
der Aufsicht vorzubeugen, wird außerdem der pri-
vate Handel mit Finanzinstrumenten für Beschäf-
tigte der BaFin weitgehend eingeschränkt. Zudem 
werden die Befugnisse der Zentralstelle für Fi-
nanztransaktionsuntersuchungen erweitert, um 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung effekti-
ver bekämpfen zu können. Parallel zu den gesetz-
lichen Maßnahmen wurden im Auftrag des BMF 
die Strukturen der BaFin geprüft und Reformvor-
schläge entwickelt, damit sie ihren Aufgaben noch 
wirksamer nachgehen kann.
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Einleitung

Spätestens seit der letzten globalen Finanzkrise ist 
der breiten Öffentlichkeit bekannt, welche Risiken 
aus dem Zusammenspiel von Preisblasen und Im-
mobilienkrediten für das Finanzsystem entstehen 
können. In Deutschland sind über die Hälfte aller 
ausstehenden Bankkredite an inländische Privat-
haushalte und Unternehmen Wohnungsbaukre-
dite. Seit  2009 steigen die Preise für Wohnimmo-
bilien stark an; auch die Corona-Pandemie scheint 
daran nichts zu ändern. Das frühzeitige Einschät-
zen von entstehenden Risiken erfordert eine gute 
Datenbasis. Hier hat Deutschland auch im euro-
päischen Vergleich deutlichen Nachholbedarf. Die 
unzureichende Datenlage wurde auch vom Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF), dem Finanz-
stabilitätsrat (Financial Stability Board, FSB), dem 
Sachverständigenrat und dem Europäischen Aus-
schuss für Systemrisiken (European Systemic Risk 
Board, ESRB) kritisiert. Mit der Finanzstabilitätsda-
tenerhebungsverordnung (FinStabDEV) ermäch-
tigt das BMF die Deutsche Bundesbank dazu, regel-
mäßig relevante Daten zu erheben.

Risiken für die Finanzstabilität 
aus Immobilienkrediten – gute 
Daten zur Risikoeinschätzung 
sind notwendig

Die Vergangenheit zeigt, dass Überbewertungen 
auf Immobilienmärkten zusammen mit einem 
starken Ansteigen von Immobilienkrediten eine 
systemische Finanzkrise auslösen können; ein Bei-
spiel hierfür ist die Subprime-Krise  2007/2008 in 
den USA. Grund ist häufig ein sich selbst verstär-
kender Mechanismus von steigenden Immobilien-
preisen und einer zunehmenden Kreditvergabe der 
Banken, die auch mit einer höheren Verschuldung 
der Kreditnehmerinnen und Kreditnehmer ein-
hergehen. In Erwartung weiter steigender Preise 
erhöht sich der Anteil der durch Fremdkapital fi-
nanzierten Wohnimmobilien. Das wiederum führt 
zu steigenden Immobilienpreisen. Oft werden da-
bei auch die Standards für die Kreditvergabe gelo-
ckert. Das bedeutet, in die Bonitätsprüfung fließen 
(über-)optimistische Erwartungen der Werthaltig-
keit der finanzierten Immobilien oder der finan-
ziellen Leistungs- und Schuldentragfähigkeit der 
Kreditnehmer ein. Kommt es dann zur Korrektur 
der Überbewertungen, bei der die kreditfinanzierte 
Preisblase platzt, können sich diese Erwartungen 

Stabilitätsrisiken aus der Finanzierung von 
Wohnimmobilien besser abschätzen

 ● Wohnimmobilienkredite haben eine große Bedeutung für das deutsche Finanzsystem und für 
die Finanzstabilität.

 ● Die Finanzstabilitätsdatenerhebungsverordnung des BMF schließt Datenlücken zur Finan-
zierung von Wohnimmobilien. Entstehende Risiken für die Finanzstabilität können dadurch 
besser erkannt und bewertet werden.

 ● Damit kann zielgerichteter eingegriffen werden, wenn Risiken für die Finanzstabilität drohen. 
Das schützt auch die Verbraucherinnen und Verbraucher.
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als unrealistisch erweisen. Sind Kreditnehmer hoch 
verschuldet, steigt die Gefahr, dass sie ihren finan-
ziellen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen 
können und Banken die gestellten Immobilien-
sicherheiten verwerten müssen. Das verstärkt die 
Preiskorrektur am Immobilienmarkt und führt 
zu hohen Abschreibungen bei Banken und ande-
ren Kreditgebern. In der Folge kann dies deren Fä-
higkeit einschränken, Kredite zu vergeben, und 
damit die Finanzstabilität insgesamt gefährden. 
Dies kann in eine langanhaltende wirtschaftliche 
Schwächephase münden.

Finanzstabilität

bezeichnet einen Zustand, in dem das Fi-
nanzsystem seine volkswirtschaftlichen 
Funktionen erfüllt – und zwar gerade auch 
im Fall von unvorhersehbaren Ereignissen, in 
Stresssituationen sowie in strukturellen Um-
bruchphasen. Die zentralen Funktionen um-
fassen sowohl die Allokation der finanziellen 
Mittel und Risiken als auch die Abwicklung 
des Zahlungsverkehrs. Nur ein stabiles Fi-
nanzsystem kann seine volkswirtschaftli-
chen Funktionen erfüllen und dadurch zu 
einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum 
beitragen. Damit bezieht sich das Ziel der Fi-
nanzstabilität auf das gesamte Finanzsystem 
und umfasst mehr als die Stabilität einzel-
ner Akteure wie beispielsweise Banken und 
Versicherer.

Die beschriebenen Wirkmechanismen sind kom-
plex. Um entstehende Risiken für die Finanzstabi-
lität besser erkennen und bewerten zu können, ist 
daher eine gute Datenbasis erforderlich. Deutsch-
land hat hier im europäischen Vergleich Nachhol-
bedarf. Bisher werden in Deutschland kaum Da-
ten zu Wohnimmobilienfinanzierungen erfasst. 
Deutschland gehört bislang zu den fünf EU-Mit-
gliedstaaten mit der schlechtesten Datenlage.

Bereits im Juni 2015 empfahl der Ausschuss für Fi-
nanzstabilität (AFS), die Datenverfügbarkeit bei 
Immobilienkrediten deutlich zu verbessern.1 Es 
bestand die Aussicht, dass Daten absehbar auf eu-
roparechtlicher Grundlage durch die Europäische 
Zentralbank (EZB) und die nationalen Notenban-
ken erhoben werden. Die Analytical Credit Datasets 
(AnaCredit)  – die Kreditdatenstatistik der EZB  – 
sollte Angaben zu Gewerbeimmobilien und Wohn-
immobilien umfassen. Allerdings werden im Kre-
ditregister AnaCredit derzeit nur Informationen 
zur Finanzierung von Gewerbeimmobilien erfragt. 
Mittelfristig ist keine vergleichbare Erhebung zu 
den Wohnimmobilienkrediten privater Haushalte 
zu erwarten. Damit ist eine nationale Lösung erfor-
derlich geworden.

Die unzureichende Datenverfügbarkeit in Deutsch-
land wurde wiederholt z.  B. vom Internationalen 
Währungsfonds kritisiert. Auch der aktuelle Coun-
try Peer Review für Deutschland des Financial 

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210251
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Stability Board empfiehlt, die Datenlücken zu 
schließen.2 Der Sachverständigenrat kommt in sei-
nem Jahresgutachten 2018/2019 zum Schluss, dass 
die ungenügende Datenlage die makroprudenzi-
elle Überwachung wie auch den wirksamen Einsatz 
entsprechender makroprudenzieller Instrumente 
erschwert, um Risiken für die Finanzstabilität ab-
zuwehren. Gleiches gilt für die Evaluierung der 
Wirkung solcher Instrumente.

Makroprudenzielle Überwachung 
versus mikroprudenzielle Aufgabe: Gefah-
ren für die Finanzstabilität können nur er-
kannt werden, wenn das gesamte Finanz-
system in den Blick genommen wird. Dies 
ist die Aufgabe der makroprudenziellen Auf-
sicht. Dagegen ist die Aufsicht über einzel-
ne Finanzintermediäre, z. B. einzelne Banken 
oder Versicherungen, eine mikroprudenziel-
le Aufgabe. Die makroprudenzielle Aufsicht 
verfolgt das Ziel, die Widerstandsfähigkeit 
des Finanzsystems zu stärken und systemi-
sche Risiken zu mindern. Dabei stützt sie 
sich auf die Analysen der makroprudenziel-
len Überwachung.

Zu berücksichtigen ist auch, dass der Europäische 
Ausschuss für Systemrisiken am 31. Oktober 2016 
eine Empfehlung an die nationalen makropruden-
ziellen Behörden erlassen hat3, welche die Finanz-
stabilität in ihrem Land überwachen. Die Empfeh-
lung des ESRB zielt darauf ab, dass diese Behörden 
datengestützt für die Finanzstabilität bedeutsame 
Entwicklungen im Immobiliensektor überwachen 
können.

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210252

3 Empfehlung des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken 
vom 31. Oktober 2016 zur Schließung von Lücken bei 
Immobiliendaten (ESRB/2016/14).

Warnungen und Empfehlungen des ESRB 
Die Finanzkrise 2008 hat gezeigt, dass es er-
hebliche Defizite bei der Finanzaufsicht gab. 
Daher wurde in der Europäischen Union 
(EU) eine neue Aufsichtsarchitektur geschaf-
fen. Der Europäische Ausschuss für Sys-
temrisiken (European Systemic Risk Board, 
ESRB) ist Teil davon und hat Anfang 2011 
seine Arbeit aufgenommen. Der ESRB ist zu-
ständig für die makroprudenzielle Über-
wachung des gesamten Finanzsystems in 
der EU. Er trägt dazu bei, Systemrisiken zu 
erkennen und abzuwenden, und beugt der 
Ausbreitung von finanziellen Notlagen vor. 
Identifiziert der ESRB signifikante Risiken 
oder Ungleichgewichte im europäischen Fi-
nanzsystem oder einzelnen Ländern, kann er 
Warnungen und Empfehlungen gegenüber 
der EU, den EU-Mitgliedstaaten oder den 
europäischen und nationalen Aufsichtsbe-
hörden aussprechen. Warnungen und Emp-
fehlungen können entweder vertraulich oder 
öffentlich kommuniziert werden. Empfeh-
lungen umfassen konkrete Maßnahmen ge-
gen festgestellte Risiken oder Ungleich-
gewichte. Solche Empfehlungen sind zwar 
nicht rechtsverbindlich, die Ablehnung der 
empfohlenen Maßnahmen muss vom Adres-
saten aber überzeugend begründet werden 
(„comply or explain“). Der ESRB überwacht 
die Umsetzung der Empfehlungen.

Die für die Risikoüberwachung erforderlichen Da-
ten liegen in Deutschland nur sehr eingeschränkt 
vor. Dies hat unter anderem den ESRB veran-
lasst, 2019  eine Warnung gegenüber Deutschland 
zur mittelfristigen Anfälligkeit des Wohnimmo-
biliensektors auszusprechen. Der ESRB stufte am 
27. Juni 2019 die Unsicherheit bei der Beurteilung 
der Kreditvergabestandards aufgrund von Daten-
lücken als ein mögliches Risiko ein und empfahl, 
die Datenlücken zu schließen.

Bisher musste auf Sonderumfragen zurückgegrif-
fen werden, um relevante Daten für die Risiko-
einschätzung abzufragen. Die Rückmeldung der 
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Banken war, dass dies für sie sehr aufwändig sei. 
Auch ist die Qualität der durch einzelne Sonder-
umfragen erhobenen Daten schlechter als bei ei-
ner regelmäßigen Meldung und die Daten liegen 
nicht regelmäßig, sondern nur für den Zeitpunkt 
der Sonderumfrage vor.

Finanzstabilitätsdaten-
erhebungsverordnung 
(FinStabDEV)

Diese Umstände haben das BMF dazu bewogen, 
eine Verordnung zu erlassen, mit deren Umsetzung 
die bestehenden Datenlücken geschlossen werden. 
Die FinStabDEV ermächtigt die Deutsche Bundes-
bank, sich bestimmte Daten zu Wohnimmobilien-
finanzierungen regelmäßig melden zu lassen. Mel-
depflichtig sind nicht nur Banken, sondern auch 
Fonds und Versicherer, sofern sie solche Finan-
zierungen vergeben. Der Entwurf der Verordnung 
wurde bis Februar 2020 konsultiert und – soweit er-
forderlich – angepasst. Sie trat am 3. Februar 2021 
in Kraft.4 Mit dieser Verordnung werden auch die 
einschlägigen Empfehlungen des ESRB umgesetzt.

Im Kern schafft die FinStabDEV ein Meldewesen 
für neu vergebene Kredite zur Finanzierung von 
Wohn immobilien. Sämtliche Informationen wer-
den in anonymisierter und teilaggregierter Form er-
hoben. Wichtig sind u. a. Angaben zu Marktwerten 
finanzierter Immobilien und zu den Charakteris-
tika neu vergebener Darlehen, z. B. zur Darlehens-
höhe und zur Tilgung. Erfasst werden soll auch die 
Darlehensvolumen-Immobilienwert-Relation, das 
ist das Verhältnis zwischen dem gesamten Fremd-
kapitalvolumen einer Wohnimmobilienfinanzie-
rung und dem Marktwert der hiermit finanzier-
ten Wohnimmobilien. Zudem werden Daten zur 
Schuldendienstfähigkeit und zum Verhältnis zwi-
schen der Gesamtverschuldung und dem Einkom-
men des Darlehensnehmers zum Zeitpunkt der 
Kreditvergabe erfasst. Diese Angaben spiegeln die 
Fähigkeit der Kreditnehmer wider, eingegangene 

4 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20210254

finanzielle Verpflichtungen dauerhaft bedienen zu 
können. Damit lässt sich ein Aufbau von Risiken 
bei den Darlehensnehmern beziehungsweise die 
Lockerung von Kreditvergabestandards abschät-
zen. In wirtschaftlichen Schwächephasen mit sta-
gnierenden oder sinkenden Einkommen verstär-
ken eine hohe Verschuldung der Darlehensnehmer 
und hohe laufende Schuldendienstlasten die Ge-
fahr, dass diese ihren Verpflichtungen nicht mehr 
nachkommen können. In der Folge könnte es bei 
zunehmenden Darlehensausfällen zu Belastun-
gen der Bankbilanzen und daraufhin des gesamten 
Finanzsystems kommen. Zudem können höhere 
Schuldendienstbelastungen zu einer Einschrän-
kung des Konsums führen und damit zu negati-
ven gesamtwirtschaftlichen Rückkopplungseffek-
ten. Einkommensbezogene Kennziffern sind im 
Rahmen der aufsichtsrechtlich und zivilrechtlich 
erforderlichen Kreditwürdigkeitsprüfung ohnehin 
zu erheben; die Angaben liegen den Mitteilungs-
pflichtigen aufgrund der von ihnen vorzunehmen-
den Kreditwürdigkeitsprüfung daher grundsätzlich 
vor oder lassen sich in diese integrieren.

Eine wichtige Prämisse war die proportionale und 
verhältnismäßige Ausgestaltung der FinStabDEV. 
Daher werden für bestehende Kredite nur ein-
zelne Informationen auf der sogenannten Best-Ef-
fort-Basis erfragt, um eine gute Risikoeinschätzung 
vornehmen zu können. Die Meldepflichtigen müs-
sen also nicht aufwändig Informationen nacherfas-
sen. Damit werden Bürokratiekosten für die Mel-
depflichtigen erheblich begrenzt. Die FinStabDEV 
schafft kein Kreditregister. Die Meldung der Daten 
erfolgt in teilaggregierter Form, um eine Balance 
zwischen dem Informationsbedürfnis der Aufsicht, 
den entstehenden Bürokratiekosten und den An-
forderungen des Datenschutzes herzustellen.

Darüber hinaus enthält die FinStabDEV eine ab-
schließende Auflistung der Daten, welche die Deut-
sche Bundesbank anfordern kann, sowie Regelun-
gen zu Form, Format und zeitlichen Vorgaben der 
Datenübermittlung. Damit wird ein klarer Rah-
men für die Entscheidungsbefugnisse der Deut-
schen Bundesbank geschaffen. Innerhalb die-
ses Rahmens hat die Deutsche Bundesbank einen 
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gewissen Spielraum, damit sie ihre gesetzlichen 
Aufgaben bei der Überwachung der Finanzstabili-
tät ausführen kann. Weitere Elemente zur Stärkung 
der Proportionalität und Verhältnismäßigkeit sind, 
dass die Bundesbank die Anzahl, Granularität und 
Häufigkeit der zu meldenden Daten in Abhängig-
keit vom Umfang der Geschäftstätigkeit differen-
zieren wird. Das bedeutet, wenn nur wenige rele-
vante Geschäfte getätigt werden, verringert sich 
auch der Berichtsaufwand.

Um die Umsetzungskosten bei den Meldepflichti-
gen möglichst gering zu halten, werden bekannte 
Konzepte genutzt. So orientieren sich die Defini-
tionen der geforderten Daten eng an bekannten 
Definitionen beziehungsweise an europäischen 
Standards (beispielsweise in der ESRB-Empfeh-
lung  ESRB/2016/14 zur Schließung der Datenlü-
cken, in der EU-Bankenregulierung und in Son-
derumfragen). Dies erleichtert in Zukunft die 
Überführung in eine europäische Lösung. Sollte 
zukünftig eine vergleichbare Datenerhebung auf 
der Grundlage europäischen Rechts vorgenom-
men werden, nach der die Deutschen Bundesbank 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Finanz-
stabilitätsgesetz erforderlichen Daten anfordern 
kann, kann die FinStabDEV aufgehoben werden, 
um Doppelerhebungen zu vermeiden.

Fazit und Ausblick

Mit der FinStabDEV werden bestehende Daten-
lücken geschlossen, sodass zukünftig Stabilitätsri-
siken aus der Finanzierung von Wohnimmobilien 
besser erkannt werden können. Zur Abwehr von 
Risiken für die Finanzstabilität stehen der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Instrumente zur Verfügung, die sie einsetzen kann. 
So kann die BaFin nach §  48u Kreditwesengesetz 
die Relation der Darlehenshöhe zum Beleihungs-
wert beschränken oder Vorgaben zur Rückzahlung 
(Amortisation) von Darlehen erlassen. Die bessere 
Datenlage wird eine sachgerechte Justierung die-
ser Instrumente unterstützen. Sie erlaubt auch die 
Evaluierung der Wirksamkeit, wenn Instrumente 
eingesetzt werden. Mit der Datenerhebung werden 
zudem die Vorgaben des Europäischen Ausschusses 
für Systemrisiken erfüllt.

Die Deutsche Bundesbank wird auf Basis der 
BMF-Rechtsverordnung eine Allgemeinverfügung 
zur Konkretisierung der Datenübermittlung erlas-
sen. Nach Erlass der Allgemeinverfügung haben 
die Meldepflichtigen 18  Monate Zeit für die Um-
setzung. Eine erste Datenlieferung mit Daten für 
Ende 2022 ist im Februar 2023 zu erwarten.

75



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2021

76

Verfassungsmäßiger Auftrag: 
bundeseinheitliche Ausbildung

Die BFA ist eine einzigartige Einrichtung, die in be-
sonderer Weise das Zusammenwirken von Bund 
und Ländern im Bundesstaat widerspiegelt. Sie 
wurde am 15.  Januar  1951 vom ersten Bundesfi-
nanzminister Fritz Schäffer in Siegburg als Aus- 
und Fortbildungsstätte für die Angehörigen des hö-
heren Dienstes der Steuerverwaltung eröffnet. Sie 
ist damit die älteste Bildungseinrichtung im Ver-
antwortungsbereich des Bundes. Ausschlaggebend 
für ihre Gründung war die übereinstimmende Auf-
fassung von Bund und Ländern, dass es für die Ge-
währleistung einer gleichmäßigen Rechtsanwen-
dung im Steuerrecht einheitlich ausgebildeter und 
fortgebildeter Führungskräfte bedarf und dies sich 
am besten und auch am wirtschaftlichsten durch 
eine zentrale Bildungseinrichtung verwirklichen 
lässt.

In den nunmehr sieben Jahrzehnten ihres Beste-
hens haben sich das Steuerrecht und die Finanz-
verwaltung enorm gewandelt. Aktuell geht es vor 
allem um Fragen der Organisation und Digitalisie-
rung der Arbeitsabläufe sowie um die zunehmende 
Internationalisierung der Steuer(-fälle). An den 
Notwendigkeiten einer kompetent, effizient und 
nach einheitlichem Verständnis handelnden Steu-
erverwaltung hat sich allerdings nichts geändert. 
Sie ist auch eine Grundvoraussetzung für Steuer-
gerechtigkeit und Steuerehrlichkeit und damit ele-
mentar für die Akzeptanz von Steuern bei den Bür-
gerinnen und Bürgern. Dazu braucht es gerade in 
einer großen Verwaltung wie der Steuerverwaltung 
Führung, und die gelingt nicht ohne qualifizierte 
Führungskräfte. Um diese kümmert sich die BFA 
seit 70 Jahren mit Erfolg, wie es gerade aus Sicht der 
Länder die Vorsitzende der Finanzministerkon-
ferenz, die rheinland-pfälzische Finanzministe-
rin Doris Ahnen, in der gerade erschienenen Fest-
schrift zum Jubiläum der BFA erneut bestätigt hat.1

1 Vgl. 70 Jahre Bundesfinanzakademie, Festschrift, 
Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), Köln 2021.

70 Jahre Bundesfinanzakademie

● Am 15. Januar 1951 wurde die Bundesfinanzakademie (BFA) im BMF vom ersten Finanzminis-
ter der Bundesrepublik Deutschland Fritz Schäffer in Siegburg gegründet.

● Die BFA hat den verfassungsmäßigen Auftrag zur einheitlichen Ausbildung (Art. 108 Grund-
gesetz) der Führungskräfte der Steuerverwaltung sowie derjenigen Steuerbeamtinnen und
-beamten, für welche die Bund-Länder-übergreifende Zusammenarbeit und der Erfahrungs-
austausch besonders bedeutsam sind (z. B. Außenprüfung, Steuerfahndung).

● Die BFA bietet aktuell jährlich mit 16 hauptamtlichen Lehrkräften und rund 800 Gastdozentin-
nen und -dozenten aus der Praxis für rund 9.000 Beschäftigte Seminare zu allen Gebieten des
Steuerrechts und zur Führung in der Finanzverwaltung an.

● Die BFA hat sich mit ihrem Leitspruch „Vivant Sequentes“ – Zum Wohle der Nachfolgenden – 
auf die Zukunft verpflichtet: In Präsenz- und Online-Seminaren erwerben die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer die notwendige Handlungssicherheit für den gleichmäßigen und gerech-
ten Vollzug der Steuergesetze in der Praxis.
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© BFA

Die Finanzbehörden müssen die Steuern nach 
Maßgabe der Steuergesetze gleichmäßig erhe-
ben. Das besagt der in Art.  3 Abs.  1 Grundge-
setz (GG) verankerte Grundsatz der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung. Die Verwaltung der Steuern, 
d.  h. ihre Ermittlung, Festsetzung und Erhebung, 

ist nach der Kompetenzordnung des Grundgeset-
zes auf Bundes- und Landesfinanzbehörden ver-
teilt. Bei den in der Praxis bedeutsamsten Steuern, 
den sogenannten Gemeinschaftsteuern (Einkom-
men-, Körperschaft- und Umsatzsteuer), die mehr 
als zwei Drittel des gesamten Steueraufkommens 

Abbildung 1
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ausmachen, werden die Landesfinanzbehörden im 
Auftrag des Bundes tätig (Art.  108 Abs.  3  GG). Die 
Finanzbehörden der Länder bearbeiten mit ihren 
rund 106.000 Beschäftigten in circa 500 Finanzäm-
tern jedes Jahr mehr als 40 Mio. Steuerfälle. Damit 
die Landesfinanzbehörden die Steuergesetze, die 
fast ausschließlich Bundesgesetze sind, in der Pra-
xis einheitlich anwenden können, ist der Bund er-
mächtigt, die einheitliche Ausbildung der Steuer-
beamtinnen und -beamten durch Bundesgesetz zu 
regeln (Art. 108 Abs. 2 Satz 2 GG). Mit dem Steuer-
beamten-Ausbildungsgesetz (StBAG) und der Steu-
erbeamtenausbildungs- und -prüfungsordnung 
(StBAPO) hat der Bund von seiner Ermächtigung 
Gebrauch gemacht. In diesem institutionellen Ge-
füge hat die BFA die Aufgabe, als eine föderale 
Klammer zu wirken und zur Realisierung des Ver-
fassungsauftrags der Rechtsanwendungsgleich-
heit im Steuerrecht und – damit im engen Zusam-
menhang stehend – zur Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse sowie der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit in der Bundesrepublik Deutschland 
(Art. 72 Abs. 2 GG) beizutragen.

Zielgruppen: Führungskräfte 
und Spezialisten

Um die Nachwuchskräfte auf ihre Führungsaufga-
ben in der Finanzverwaltung handlungsorientiert 
vorzubereiten, nehmen sie im ersten Jahr der Ein-
stellung neben der praktischen Einweisung am Fi-
nanzamt für drei Monate an ergänzenden Studien 
und im Folgejahr an der BFA für einen Monat an 
fortführenden Studien teil. So bestimmt es bundes-
einheitlich das maßgebliche Regelwerk, das StBAG 
und die StBAPO, für alle angehenden Führungs-
kräfte. Aktuell absolvieren jährlich rund 700 Nach-
wuchsführungskräfte dieses Studienprogramm 
und legen damit den Grundstein für eine erfolg-
reiche Tätigkeit in der Steuerverwaltung. Viele, die 
zum Berufseinstieg von den Schulungen und Kur-
sen der BFA profitierten, haben im Laufe ihrer Tä-
tigkeit das Steuerrecht und den Steuervollzug 
maßgeblich geprägt und es auch zu Spitzenpositi-
onen in Verwaltung, Finanzgerichtsbarkeit und Po-
litik gebracht.

Über die zuvor beschriebene Basisqualifizierung 
hinaus unterstützt die BFA mit dem Ziel eines (be-
rufs-)lebenslangen Lernens die Führungskräfte der 
Steuerverwaltung auch bei ihrer weiteren berufli-
chen Entwicklung mit einem vielfältigen Angebot 
an steuerfachlichen Fortbildungen, Seminaren zu 
Führung und Selbstmanagement oder Workshops 
und Foren zu aktuellen Themen. Bei allen Veran-
staltungen der BFA wird der länderübergreifende 
Austausch und die Möglichkeit zur Bildung von 
bundesweiten Netzwerken großgeschrieben.

Auch wenn der Fokus auf den Führungskräften 
liegt, reicht der gesetzliche Auftrag der BFA über 
diesen Personenkreis hinaus. Denn gemeinsam 
mit den Führungskräften werden auch Spezial-
bereiche der Steuerverwaltung fortgebildet, wie 
z.  B. Beschäftigte in der Außenprüfung sowie der 
Steuerfahndung. Für diese Funktionen sind die 
Bund-Länder-übergreifende Zusammenarbeit und 
der Erfahrungsaustausch von hoher Bedeutung. 
Stark nachgefragt sind dabei etwa die Grundlagen- 
und Expertenschulungen auf dem Gebiet des Inter-
nationalen Steuerrechts oder die Schulungen zur 
Prüfung von datenverarbeitungsgestützten Rech-
nungswerken, die im Bereich der deutschen Steu-
erverwaltung wohl exklusiven Charakter haben.

Jenseits ihres gesetzlichen Kernauftrags ist die BFA 
auch innerhalb des Geschäftsbereichs des BMF tä-
tig, vorrangig für die Angehörigen des Ministe-
riums selbst sowie des Bundeszentralamts für 
Steuern (BZSt). Aufgrund des gestiegenen Fortbil-
dungsbedarfs erweitert die BFA ihr diesbezügli-
ches Angebot und bietet neben der steuerfachli-
chen Fortbildung u.  a. auch Veranstaltungen zum 
Projektmanagement an, um die für die ministeri-
elle Tätigkeit so notwendige Arbeit in fachübergrei-
fend besetzten Projektteams zu unterstützen.

Tradition an der BFA haben auch die Lehrgänge für 
Angehörige der Justizverwaltungen, etwa für Rich-
terinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
die mit Wirtschafts- und Steuerstrafsachen befasst 
sind, und für die Finanzgerichtsbarkeit.

78



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2021

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

70 Jahre Bundesfinanzakademie

Die BFA ist darüber hinaus eine gern genutzte 
Plattform zur Austragung wissenschaftlicher oder 
steuerpolitischer Debatten. Neu ist in diesem Zu-
sammenhang die im Jahr  2019 aufgenommene, 
gemeinsam mit der Steuerabteilung des BMF 
ausgerichtete Fachtagung „Steuerforum für die Fi-
nanzverwaltung“, die sich im Schwerpunkt aktuel-
len Entwicklungen des Unternehmensteuerrechts 
widmet.

Zudem pflegt die BFA nationale und internationale 
Kooperationen mit anderen Bildungseinrichtun-
gen (z. B. Führungsakademie der Bundeswehr) so-
wie projektbezogen mit ausländischen Steuerver-
waltungen, aktuell mit Frankreich und mit Polen.

Wirkungsvolle Organisation: 
(Gast-)Lehrende und 
Lehrverwaltung

Die BFA ist Teil des BMF und organisatorisch als 
eigene Unterabteilung in die Zentralabteilung 
eingegliedert.

Nach ihrer Gründung im Jahr  1951 war die BFA 
mehr als vier Jahrzehnte in Siegburg in einem Be-
nediktinerkloster untergebracht, bevor sie 1994 ei-
nen Neubau in Brühl bezog. Aufgrund des Kom-
plettumzugs der Gesetzgebungsorgane folgt die 
BFA, nachdem das BMF seinen ersten Dienstsitz in 
Berlin bezogen hatte, seit 2010 mit der Verlagerung 
von Lehrbereichen aus Brühl in mehreren Schrit-
ten. Der letzte Schritt zur Zusammenführung der 
BFA in Berlin soll in einigen Jahren vollzogen sein. 
Als die zentrale Akademie für die Führungskräfte 
der Steuerverwaltung ist es für die Attraktivität 
und die Weiterentwicklung der BFA essenziell, dass 
sie ihren Standort in der Nähe zum politischen Ge-
schehen hat  – dort, wo steuerpolitische Entschei-
dungen vorbereitet und beschlossen sowie Zwei-
felsfragen des Steuervollzugs diskutiert und geklärt 
werden.

Die BFA ist unter der Leitung ihres Präsidenten 
untergliedert in sechs Lehrbereiche, die vorran-
gig nach steuerfachlichen Schwerpunkten organi-
siert sind und darüber hinaus auch eng bei Quer-
schnittsaufgaben zusammenarbeiten.

Die hauptamtlichen Lehrkräfte (derzeit 16  Perso-
nen, zu denen der Präsident der BFA hinzukommt, 
der selbst auch in der Lehre tätig ist) bestehen zur 
Gewährleistung eines hohen Praxisbezugs der Ver-
anstaltungen aus didaktisch geschulten und pra-
xiserfahrenen Beschäftigten mit mehrjähriger 
Berufserfahrung in der Steuerverwaltung bezie-
hungsweise Ministerialverwaltung des BMF. Ihr 
Schwerpunkt ist neben der eigenen Lehre die Steu-
erung und Weiterentwicklung des breitgefächerten 
Seminarangebots der BFA in personeller, inhaltli-
cher und zeitlicher Hinsicht.

Die Gastdozentinnen und -dozenten aus der Praxis, 
welche die BFA neben den hauptamtlichen Kräf-
ten vor allem in der Fortbildung einsetzt, rekru-
tieren sich aus den Steuerverwaltungen der Län-
der, aus der Bundesfinanzverwaltung (BMF, BZSt, 
zum Teil auch Bundeszollverwaltung) und in ge-
ringerem Umfang aus der Beraterschaft, der Wirt-
schaft, der Gerichtsbarkeit, der Wissenschaft sowie 
aus ausländischen Steuerverwaltungen und inter-
nationalen Einrichtungen. Zusammengenommen 
sind jährlich über 800 qualifizierte und engagierte 
Gastlehrende für die BFA im Einsatz.

Mit ihren hauptamtlichen Lehrkräften und unter-
stützt von Gastdozentinnen und -dozenten führt 
die BFA Veranstaltungen für jährlich fast 9.000 Per-
sonen durch – in Präsenz oder online. 

Damit all dies reibungslos geschehen kann, steht an 
der BFA eine leistungsfähige Verwaltung zur Verfü-
gung, die Infrastruktur und Ausstattung bereitstellt 
und die hauptamtlichen Lehrkräfte bei der Pla-
nung, Organisation und Durchführung der Lehr-
gänge unterstützt. Beschäftigte des Informations-
technikzentrums Bund (ITZBund) sorgen für das 
Funktionieren der IT in den (virtuellen) Hörsälen.
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Folgerungen für die BFA aus 
zukünftigen Entwicklungen in 
der Finanzverwaltung

In den sieben Jahrzehnten ihres Bestehens hat 
sich die BFA immer wieder auf veränderte Rah-
menbedingungen eingestellt und bei Bedarf auch 
neu erfunden. Aktuell wird das durch die Heraus-
forderungen der Corona-Pandemie und der Not-
wendigkeit besonders deutlich, umfassend in die 
digitale Lehre einzusteigen. Herausgehoben wer-
den sollen drei Schlüsselhandlungsfelder, die zur-
zeit bei der Weiterentwicklung der BFA im Vorder-
grund stehen.

Einstieg in die digitale Lehre und 
Fortentwicklung zum „Blended 
Learning“

Als im Zuge der Corona-Krise das öffentliche Le-
ben in Deutschland schlagartig heruntergefahren 
werden musste, stellte die BFA kurzerhand ihre 
Präsenz- auf Online-Veranstaltungen um. Mit ei-
ner großen Kraftanstrengung wurde der Einstieg 
in die digitale Lehre vorangetrieben: Lernmateri-
alien wurden für den Unterricht in einer digitalen 
Welt angepasst, eine digitale Lernplattform breit 
zum Einsatz gebracht, die notwendigen Lizenzen 
für virtuelle Hörsäle erworben, welche die Sicher-
heitsanforderungen der Steuerverwaltung erfül-
len, und eine zeitgemäße digitale Ausstattung aller 
Lehrkräfte beschafft.

Dies machte es möglich, bei Einhaltung der ge-
setzlichen Vorgaben für jeden Lehrgangsteil der 
ergänzenden Studien anzubieten, diesen entwe-
der als vierwöchigen Onlinekurs zu absolvieren, in 
dem sich Phasen des Selbststudiums mit dem Un-
terricht im virtuellen Hörsaal abwechselten, oder 
aber als kombinierten Kurs mit einer vorgeschalte-
ten Selbststudienphase von zwei Wochen sowie da-
rauf aufbauend einer zweiwöchigen Präsenzphase 
bei reduzierter Anzahl der Teilnehmenden. Im Er-
gebnis wurden bislang überwiegend die Online-
kurse gewählt, die ohnehin unter den gegenwärtig 

erneut verschärften Bedingungen wieder zur ein-
zig umsetzbaren Möglichkeit geworden sind.

Die vorliegenden Rückmeldungen zu den Online-
kursen der BFA zeigen eine hohe Zufriedenheit mit 
dem digitalen Lernangebot. Aufgrund dieser Er-
fahrungen wird die Onlinelehre auch unter wie-
der normaleren Bedingungen einen festen Platz in 
der BFA haben und aus ihrem Angebot nicht mehr 
wegzudenken sein. Präsenz wird sie aber nicht 
vollumfänglich ersetzen können. Vor diesem Hin-
tergrund arbeitet die BFA bereits an einem Konzept 
des „Blended Learning“, das die besten Elemente 
aus den verschiedenen Lehr- und Lernmethoden 
der Präsenz- und Online-Veranstaltungen verbin-
det und kombiniert.

Kompetenzorientierung als 
didaktisch-methodisches Lehr- 
und Lernprinzip

Die Zukunft der Finanzverwaltung wird wohl vor 
allem gekennzeichnet sein durch

 ● fortschreitende Automatisierung (weit mehr 
Steuerfälle als bisher werden maschinell ab-
schließend bearbeitet),

 ● Internationalisierung (weit mehr Steuerfälle 
als bisher werden internationale Bezüge auf-
weisen),

 ● Spezialisierung und arbeitsteiliges Zusammen-
arbeiten, auch über Landesgrenzen hinweg 
(Gebot der Wirtschaftlichkeit und Zweckmä-
ßigkeit),

 ● verstärkte Einbeziehung der Außenprüfung in 
die Ermittlung,

 ● flexible Arbeitszeiten und Arbeitsorte der An-
gehörigen der Finanzämter,

 ● zunehmende Schwierigkeit, geeignete Nach-
wuchskräfte zu rekrutieren.
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Die Angehörigen der Finanzbehörden werden sich 
zunehmend auf schwierigere Fälle konzentrieren 
und sich die dafür notwendigen Sachverhalte und 
Rechtsgrundlagen jeweils in kurzer Zeit erschlie-
ßen müssen. Das dafür notwendige Wissen kann 
nicht gewissermaßen auf Vorrat in der Ausbildung 
erworben werden. Zudem veraltet das steuerfachli-
che Wissen mitunter schnell. Deshalb wird die Aus-
bildung sich stärker auf den Erwerb von Struktur-
wissen und Kompetenzen konzentrieren müssen, 
die Führungskräfte befähigen, selbstständig im Fi-
nanzamt handeln zu können. Bei fortschreiten-
der automatisierter Übernahme von Bearbeitungs-
schritten in der Finanzverwaltung geht es dabei 
letztlich auch um das Verhältnis von Mensch und 
Maschine.

Die Folgerung zieht die BFA mit der kompetenzori-
entierten Gestaltung der Ausbildung. Sie basiert auf 
dem Grundverständnis einer konsequenten Aus-
richtung der Ausbildung an den Handlungen der 
Führungskräfte in der Praxis der Finanzverwal-
tung. Es geht nicht mehr darum, Lernziele zu er-
reichen, sondern umfassende Handlungsfähigkeit 
zu gewinnen. Dazu werden steuerrechtliche Berei-
che und Führungskräfteschulungen in handlungs-
orientierte Lernfelder aufgeteilt, welche die für 
die berufliche Tätigkeit bedeutsamen Handlungen 
beschreiben.

Innerhalb der Lernfelder werden von den Lehr-
kräften Lernsituationen gestaltet, die Probleme 
und Fragestellungen aus der beruflichen Praxis 
nachbilden. Die Teilnehmenden erwerben das für 
die Lösung notwendige strukturelle Wissen, das die 
Lehrenden auf den Erwerb der Kompetenzen und 
damit auf die Belange der Berufspraxis abstimmen.

Ziel ist es, durch diese Form des Lernens die Selbst-
ständigkeit sowie das gezielte Einbeziehen und 
Ausbauen von Vorwissen und Vorerfahrungen zu 
fördern, um das „lebenslange Lernen“ selbst erfolg-
reich in die Hand nehmen zu können.

Unterstützung der 
Finanzverwaltungen bei der 
Strategieentwicklung und bei 
Veränderungsprozessen

Im Zuge der grundlegenden Veränderungen, wel-
che die Finanzverwaltungen durch ihren digitalen 
Umbau gerade erfahren, hat die BFA den zuneh-
menden Bedarf dafür erkannt, über die Schulung 
von Führungskräften hinaus die Kompetenz auf-
zubauen, Arbeitseinheiten oder sogar ganze Ver-
waltungen durch den Einsatz besonderer Metho-
den bei der Entwicklung von Strategien und bei 
der Begleitung von Veränderungsprozessen zu un-
terstützen. Der besondere Vorteil für die Finanz-
verwaltungen liegt darin, dass die Lehrkräfte der 
BFA über eine gute Kenntnis der Verwaltung und 
ihrer Abläufe verfügen. Zudem sprechen sie eine 
„gemeinsame Sprache“, sodass es dadurch, wie die 
bisherigen Erfahrungen zeigen, weniger Berüh-
rungsängste und Vorbehalte als bei Einschaltung 
verwaltungsexterner Moderatorinnen und Mode-
ratoren gibt.

Mit LEGO® Serious Play® bietet die BFA für die Fi-
nanzverwaltungen eine ungewöhnliche, aber sehr 
effektive Methode u.  a. zur Strategieentwicklung 
oder zur Bildung von Teams an, die sich in der Wirt-
schaftswelt bereits etabliert hat. Von der Wirksam-
keit dieser Methode konnten sich u. a. die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer an der vom Bayerischen 
Landesamt für Steuern ausgerichteten „Zukunfts-
konferenz der Steuerverwaltung“ oder die Dienst-
stellenleiterinnen und Dienststellenleiter der Fi-
nanzverwaltung Nordrhein-Westfalens bei ihrer 
Klausurtagung überzeugen. Eine ganze Reihe wei-
terer Anfragen zur Unterstützung mit dieser Me-
thode liegt bereits vor, auch von außerhalb der 
Finanzverwaltung.
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Ausblick

Die fiskalischen Grundlagen Deutschlands werden 
auch in Zukunft mit den gemeinsamen Anstren-
gungen und im Zusammenwirken von Bund und 
allen Ländern gesichert werden. Das mag manch-
mal kompliziert sein, aber der Erfolg spricht seit 
Jahrzehnten für sich. Die BFA wird weiter ihren Teil 
dazu beitragen, die Steuerbeamtinnen und Steuer-
beamten zu diesem Zweck hochwertig und mit den 
jeweils zeitgemäßen Methoden aus- und fortzubil-
den, in Präsenz und mit elektronischen Mitteln. Im 
Mittelpunkt steht dabei unverrückt der Mensch.

Die BFA wird all das absehbar in einigen Jahren von 
Berlin aus leisten, wenn sich die angestellten Über-
legungen realisieren, auch baulich unter dem Dach 
des BMF.

Sie wirkt mit allen Kräften darauf hin, ein Garant 
für die Einheitlichkeit der steuerrechtlichen Aus- 
und Fortbildung und für die Netzwerkbildung der 
Steuerbeamtinnen und Steuerbeamten zu bleiben. 
Die dazu notwendige Arbeit wird auch in Zukunft 
ganz unter dem Leitspruch der BFA stehen: „Vivant 
Sequentes“ – zum Wohle der Nachfolgenden!
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

 ● Gemäß der Schnellmeldung des Statistischen Bundesamts vom 29. Januar 2021 konnte die deutsche 
Wirtschaft im Schlussquartal 2020 trotz deutlicher Verschärfung der COVID-Eindämmungsmaßnahmen 
seit November ihr Vorquartalsniveau insgesamt behaupten (+0,1 Prozent).

 ● Während für den Industriebereich die Indikatoren eine fortgesetzte, wenngleich etwas abgeschwächte 
Erholung im Dezember anzeigten, hatten der Dienstleistungssektor und weite Teile des stationären Ein-
zelhandels unter der Pandemie und den damit verbundenen Maßnahmen zu leiden. Der Arbeitsmarkt 
zeigte sich, auch aufgrund des Instruments der Kurzarbeit, zum Jahresende verglichen mit den Vormo-
naten stabil.

 ● Die wegen des Pandemieverlaufs fortbestehenden Maßnahmen zur Eindämmung der Virusverbreitung 
sowie die Stimmungsindikatoren am aktuellen Rand deuten darauf hin, dass für die nächsten Wochen 
insgesamt weiterhin mit einer gebremsten konjunkturellen Entwicklung zu rechnen ist.

Finanzen

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Januar 2021 auf rund 17,1 Mrd. €. Damit sind die 
Einnahmen um 16,3 Prozent (rund -3,3 Mrd. €) niedriger als im Januar des Vorjahres, was insbesondere 
auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und steuerlichen Hilfsmaßnahmen zu deren Bewälti-
gung beruht. Die Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmittelabflüsse) sanken um 15,5 Prozent (rund 
-2,8 Mrd. €) gegenüber der Vorjahresperiode.

 ● Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich im Januar 2021 auf 54,2 Mrd. € und lagen damit um 
33,9 Prozent (rund +13,7 Mrd. €) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Ein Großteil der höheren 
Ausgaben wurde für laufende Zuweisungen an Sozialversicherungen aufgewendet. Diese überstiegen 
das entsprechende Vorjahresergebnis um 9,1 Mrd. € (+51,1 Prozent). Darin enthalten sind Leistungen an 
den Gesundheitsfonds für die von der SARS-CoV-2-Pandemie verursachten Belastungen in Höhe von 
rund 5,5 Mrd. €. Im Januar 2021 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 37,1 Mrd. € auf.

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sind im Januar 2021 um 11,1 Prozent gegen-
über dem Januar 2020 gesunken. Die konjunkturellen Auswirkungen der Corona-Krise belasteten wei-
terhin das Steueraufkommen. Das Aufkommen aus den Bundessteuern lag im Januar 2021 um 7,7 Pro-
zent unter dem Steueraufkommen des Vorjahresmonats.

Europa

 ●  Der Monatsbericht Februar beinhaltet einen Rückblick auf die Videokonferenzen der Eurogruppe und 
des ECOFIN-Rats am 18./19. Januar 2021. Schwerpunkte der Sitzungen waren u. a. die Diskussion um na-
tionale Aufbau- und Resilienzpläne der Mitgliedstaaten, die künftige Zusammenarbeit mit der neuen 
US-Administration sowie der Stand beim Abbau notleidender Kredite in Europa.
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Wirtschaftsleistung im 
4. Quartal 2020 stabil

Gemäß der Schnellmeldung des Statistischen Bun-
desamts vom 29. Januar konnte die deutsche Volks-
wirtschaft im 4. Quartal 2020 trotz seit November 
in verschiedenen Bereichen zunehmender Ein-
dämmungsmaßnahmen zur Pandemiebekämp-
fung ihr Vorquartalsniveau des preis-, saison- und 
kalenderbereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
behaupten (+0,1 Prozent gegenüber dem Vorquar-
tal nach -9,7 Prozent im 2. Quartal und +8,5 Prozent 
im 3. Quartal 2020). Gegenüber dem 4. Quartal 2019 
lag das reale BIP damit um 2,9 Prozent niedriger.

In seiner Schnellmeldung hat das Statistische Bun-
desamt noch keine Detailergebnisse veröffent-
licht. Qualitativ berichtet das Statistische Bundes-
amt aber, dass die wirtschaftliche Entwicklung im 
4. Quartal durch Warenexporte und Bauinvestitio-
nen gestützt wurde, während die Erholung vor al-
lem beim privaten Konsum gebremst wurde.

Entstehungsseitig konnte insbesondere die Indus-
trieproduktion, für die nun Daten bis einschließ-
lich Dezember vorliegen, einen kräftigen Zuwachs 
im Vorquartalsvergleich verzeichnen. Der Dienst-
leistungssektor (vor allem Gastgewerbe, Kultur und 
Unterhaltung) war demgegenüber von den Ein-
schränkungsmaßnahmen besonders betroffen, so-
dass die Entwicklung im 4. Quartal hier deutlich ge-
dämpft ausgefallen sein dürfte. Mit der Schließung 
des stationären Einzelhandels in weiten Teilen seit 
Mitte Dezember war in den betroffenen Bereichen 
im letzten Monat des Jahres 2020 ein deutliches Mi-
nus gegenüber den Vormonaten zu verzeichnen.

Die Steuereinnahmen lagen im Januar  2021 um 
11,0  Prozent niedriger als im Vorjahresmonat. 
Der spürbare Rückgang im Vorjahresvergleich 
dürfte aber nicht nur auf die wirtschaftlichen 

Auswirkungen der Pandemie zurückzuführen sein, 
sondern ist insbesondere auch durch die Verschie-
bung des Fälligkeitstermins für die Einfuhrum-
satzsteuer zu erklären (vergleiche auch Bericht zu 
Steuereinnahmen im Januar). Im Lohnsteuerauf-
kommen, das um 6,4 Prozent niedriger ausfiel, zei-
gen sich zwar weiterhin die Auswirkungen der im 
Vergleich zum Vorjahr gesunkenen Erwerbstätig-
keit sowie auch die wieder höhere Zahl der Perso-
nen, die Kurzarbeitergeld beziehen. Die Binnen-
umsatzsteuer verzeichnete dagegen ein Plus von 
1,7  Prozent. Dies könnte im Vorjahresvergleich 
ein Hinweis auf Vorzieheffekte des privaten Kon-
sums angesichts der zum Jahresende ausgelaufe-
nen Umsatzsteuersatzsenkung sein. Denn das im 
Januar aufgelaufene Umsatzsteueraufkommen be-
zieht sich auf Umsätze im November. Die Zunahme 
spiegelt sich auch im Anstieg der nominalen Ein-
zelhandelsumsätze gegen Jahresende 2020 wider.

Die wirtschaftliche Entwicklung dürfte sich gemäß 
den Frühindikatoren zunächst weiterhin zweige-
teilt zeigen. Während von der Industrieproduktion 
anhaltend stützende Impulse zu erwarten sind, 
dürfte der Dienstleistungsbereich inklusive Handel 
weiterhin stark vom Pandemiegeschehen und den 
Lockdown-Maßnahmen beeinflusst bleiben.

Außenhandel zum Jahresende 
nahezu unverändert

Die nominalen Warenexporte legten zum Jahres-
ende eine Verschnaufpause ein und verblieben im 
Dezember nahezu auf Vormonatsniveau (saison-
bereinigt +0,1  Prozent gegenüber dem Novem-
ber). Im Vergleich zum Vorjahresmonat realisierte 
sich damit eine Steigerung von 2,7 Prozent. Für das 
4. Quartal insgesamt ergibt sich jedoch ein kräftiger 
Anstieg von 5,0  Prozent gegenüber dem Vorquar-
tal. In EU-Länder wurden im Jahr 2020 insgesamt 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/
Einkommen¹

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

2.Q 20 3.Q 20 4.Q 20 2.Q 20 3.Q 20 4.Q 20

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 101,5 -5,0 -9,7 +8,5 +0,1 -11,3 -3,9 -2,9

Jeweilige Preise 3.329 -3,5 -9,3 +7,6 +0,7 -9,2 -3,1 -2,1

Einkommen

Volkseinkommen 2.500 -2,5 -9,3 +7,2 . -8,6 -2,8 .

Arbeitnehmerentgelte 1.836 -0,5 -5,0 +3,9 . -3,2 -0,7 .

Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen

664 -7,5 -20,7 +17,9 . -23,5 -7,8 .

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.985 +0,8 -1,0 +3,1 . -0,9 +0,7 .

Bruttolöhne und -gehälter 1.505 -1,1 +0,3 -6,7 . +3,2 -4,4 .

Sparen der privaten Haushalte 334 +51,4 +71,3 -21,0 . +95,2 +47,7 .

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Nov 20 Dez 20
Dreimonats-
durchschnitt Nov 20 Dez 20

Dreimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.205 -9,3 +2,3 +0,1 +5,0 -1,2 +2,7 -1,9

Waren-Importe 1.025 -7,1 +5,4 -0,1 +5,8 +0,5 +3,6 -0,8

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

93,8 -8,5 +1,5 +0,0 +6,2 -2,5 -1,0 -2,3

Industrie³ 90,7 -10,8 +1,6 +0,9 +6,7 -3,7 -1,5 -3,3

Bauhauptgewerbe 115,6 +2,6 +2,4 -3,2 +4,0 +3,8 +2,2 +3,1 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 93,1 -10,1 +1,1 +1,9 +5,7 -2,2 -0,3 -2,0

Inland 91,8 -8,1 +1,6 +2,0 +5,7 -1,8 +0,6 -1,3

Ausland 94,3 -11,9 +0,7 +1,9 +5,7 -2,6 -1,3 -2,6

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 94,5 -7,1 +2,7 -1,9 +7,0 +6,7 +6,4 +5,1 

Inland 91,4 -5,8 +2,4 -0,9 +7,2 +6,5 +4,1 +5,1 

Ausland 96,8 -8,0 +2,9 -2,6 +6,8 +6,9 +7,8 +5,1 

Bauhauptgewerbe . . +2,0 . +4,5 -6,1 . -1,3

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

115,1 +3,9 +1,1 -9,6 -1,2 +5,0 +1,5 +5,0 

Handel mit Kfz . . -0,8 . +5,6 +6,2 . +6,5 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Waren im Wert von 634,4  Mrd. € exportiert. Dies 
entspricht einem Rückgang um 9,2 Prozent gegen-
über dem Vorjahr. In den Euroraum wurde dabei 
um 10,5 Prozent weniger exportiert. Ausfuhren in 
EU-Länder außerhalb des Euroraums gingen um 
6,0  Prozent zurück. Die Ausfuhren in Drittländer 
außerhalb der Europäischen Union (EU) sind um 
9,4 Prozent gesunken.

Die nominalen Warenimporte lagen im Dezem-
ber saisonbereinigt um 0,1  Prozent niedriger im 
Vergleich zum Vormonat. Gegenüber dem Vor-
jahresmonat stiegen die Importe um 3,5  Prozent 
an. Auch bei den nominalen Warenimporten ist 
im Vorquartalsvergleich ein deutlicher Zuwachs 
von 5,8 Prozent zu verzeichnen. Im Jahr 2020 wur-
den insgesamt Waren im Wert von 547,6  Mrd. € 
aus EU-Ländern importiert, was einem Rückgang 
von 7,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr entspricht. 
Im Vergleich zum Vorjahr sanken die Importe aus 
Ländern des Euroraums am stärksten (-9,0  Pro-
zent). Einfuhren aus EU-Ländern außerhalb des 

Euroraums fielen um 4,7 Prozent. Aus Drittländern 
außerhalb der  EU wurde um 6,4  Prozent weniger 
importiert.

Die Bilanz des Warenhandels (nach Ursprungswer-
ten, mit Ergänzungen zum Außenhandel) lag im 
Jahr  2020 mit 194,6  Mrd. € um 27,2  Mrd. € merk-
lich unter dem Vorjahresniveau. Der Leistungs-
bilanzüberschuss betrug 236,2  Mrd. € und damit 
8,6 Mrd. € weniger als im Vorjahr.

Die Stimmungsindikatoren zum Außenhandel sind 
zu Jahresbeginn grundsätzlich aufwärtsgerichtet. 
So haben sich laut dem ifo  Institut die Exporter-
wartungen im Verarbeitenden Gewerbe im Januar 
merklich verbessert und erreichten den besten 
Wert seit Oktober. Die Auslandsaufträge waren im 
Dezember gegenüber dem Vormonat zwar rück-
läufig, verzeichneten im 4. Quartal aber insgesamt 
einen kräftigen Anstieg. Die außenwirtschaftlichen 
Risiken bleiben angesichts der globalen Pandemie-
entwicklung jedoch weiterhin sehr hoch.

Arbeitsmarkt

2020 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Nov 20 Dez 20 Jan 21 Nov 20 Dez 20 Jan 21

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,70 +18,9 -42 -40 -41 +519 +480 +475 

Erwerbstätige, Inland 44,78 -1,1 -26 +10 . -766 -756 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

. . +57 . . -74 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2020 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Nov 20 Dez 20 Jan 21 Nov 20 Dez 20 Jan 21

Importpreise 97,3 -4,3 +0,5 +0,6 . -3,8 -3,4 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 103,8 -1,0 +0,2 +0,8 . -0,5 +0,2 .

Verbraucherpreise 105,8 +0,5 -0,8 +0,5 +0,8 -0,3 -0,3 +1,0 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Jun 20 Jul 20 Aug 20 Sep 20 Okt 20 Nov 20 Dez 20 Jan 21

Klima -11,7 -3,3 +1,7 +3,9 +2,4 -1,2 +1,4 -3,0

Geschäftslage -14,4 -7,3 +0,4 +3,4 +6,0 +5,1 +8,2 +3,2 

Geschäftserwartungen -9,0 +0,9 +3,1 +4,4 -1,1 -7,4 -5,1 -9,0

1 Stand: Februar 2021.
2 Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Leichter Zuwachs der 
Industrie produktion zum 
Jahresende

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe lag im 
Dezember 2020 saisonbereinigt auf dem Niveau des 
Vormonats. Im Vergleich zum Vorjahresmonat lag 
die Produktion damit um 1,0 Prozent niedriger und 
gegenüber dem Februar 2020, dem letzten „Vorkri-
senmonat“, um 3,6 Prozent niedriger.

Die Industrieproduktion (ohne Energie und Bauge-
werbe) stieg im Dezember gegenüber dem Vormo-
nat um saisonbereinigt 0,9 Prozent. Innerhalb der 
Industrie nahmen dabei die Produktion von Vor-
leistungsgütern um 2,0 Prozent und die Produktion 
von Konsumgütern um 2,6  Prozent zu. Die Pro-
duktion von Investitionsgütern ging um 0,5  Pro-
zent zurück. Im Vorjahresvergleich lag die Indus-
trieproduktion im Dezember noch um 1,1 Prozent 
niedriger. Im Quartalsvergleich ergibt sich für das 
4 Quartal 2020 ein kräftiger Anstieg von 6,7 Prozent 
gegenüber dem 3. Quartal.

Die Umsätze der Industrie lagen im Dezember sai-
sonbereinigt 1,9  Prozent höher als im Vormonat. 
Gegenüber dem „Vorkrisenmonat“ Februar 2020 
lag der Umsatz damit noch um 1,8  Prozent nied-
riger. Der Zugang an Aufträgen im Verarbeiten-
den Gewerbe ist dagegen im Dezember um 1,9 Pro-
zent gegenüber dem Vormonat zurückgegangen. 
Ohne Großaufträge lag das Ordervolumen dabei 
um 2,0 Prozent niedriger als im November. Die In-
landsaufträge gingen um 0,9  Prozent zurück; die 
Aufträge aus dem Euroraum nahmen deutlich, 
nämlich um 7,5 Prozent ab. Die Aufträge aus dem 
restlichen Ausland stiegen hingegen leicht um 
0,5  Prozent gegenüber dem November. Insgesamt 
betrachtet lag der Auftragseingang weiterhin spür-
bar über dem Vorjahresniveau (im Dezember um 
6,4 Prozent).

Alles in allem sind von der Industrieproduktion 
auch zu Jahresbeginn grundsätzlich stützende 

Effekte für die konjunkturelle Entwicklung zu er-
warten. Auf Basis der aktuellen Indikatoren ist al-
lerdings unklar, ob die Entwicklung gegenüber 
dem Jahresende  2020 etwas verhaltener ausfallen 
wird. Einerseits hellten sich die ifo Produktionser-
wartungen der Industrie im Januar etwas auf; An-
stiege gab es insbesondere in der Autoindustrie und 
in der Pharmazie. Andererseits mussten die Auf-
tragseingänge im Dezember, wenngleich sie weiter-
hin spürbar über dem Vorjahresniveau lagen, einen 
Dämpfer hinnehmen, der u. a. auf deutlich rückläu-
fige Auftragseingänge aus dem Euroraum zurück-
zuführen ist. Pandemiebedingt bleibt die weitere 
Entwicklung der Nachfrage nach Industriegütern 
aus dieser Region mit hoher Unsicherheit behaftet.

Verschlechterung des 
ifo Geschäftsklimas zu 
Jahresbeginn

Nach einem leichten Zugewinn im Vormonat 
musste das ifo  Geschäftsklima im Januar einen 
Dämpfer hinnehmen. Der Index fiel von  92,2 auf 
90,1  Punkte. Dieser Rückgang spiegelt zum einen 
(verspätet) die veränderten Pandemiemaßnahmen 
wider, da die meisten Unternehmen im Dezember 
schon vor dem Beschluss zu den verschärften Lock-
down-Maßnahmen auf den ifo Fragebogen geant-
wortet hatten. Zum anderen scheinen nun weniger 
Unternehmen von einer schnellen Eindämmung 
der Pandemie auszugehen. Nach Wirtschaftsberei-
chen waren teils unterschiedliche Signale zu ver-
zeichnen. Während der Geschäftsklimaindikator 
im Verarbeitenden Gewerbe bei sogar etwas ver-
besserter aktueller Lageeinschätzung nur leicht 
nachgab, schlug insbesondere im Handel ein er-
heblicher Einbruch zu Buche. Laut dem ifo Institut 
verschlechterte sich die Stimmung hierbei in na-
hezu allen Einzelhandelssparten, teilweise massiv. 
Anders als im Dezember zeigten diesmal auch im 
Großhandel viele Indikatoren nach unten.
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Erneute Dämpfung des 
Konsumklimas

Die realen Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) lagen 
im Dezember 2020 um saisonbereinigt 9,6 Prozent 
niedriger als im Vormonat. In diesem Rückgang 
dürften sich vor allem die erneut notwendigen 
Lockdown-Maßnahmen widerspiegeln, die eine 
Teilschließung des Einzelhandels ab dem 16.  De-
zember  2020 bedeuteten. Innerhalb der Branche 
ergaben sich dabei weiterhin starke Unterschiede 
in der Entwicklung. Während z.  B. der Internet- 
und Versandhandel im Dezember ein Umsatzplus 
gegenüber dem Vorjahresmonat von 31,0  Prozent 
zu verzeichnen hatte, lag der Umsatz im Handel 
mit Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwa-
ren 39,6  Prozent unterhalb des Niveaus zum Vor-
jahreszeitpunkt. Im Jahr  2020 stiegen die realen 
Umsätze insgesamt um 3,9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr an.

Der Konsumklimaindex ist laut Gesellschaft für 
Konsumforschung (GfK) im Januar auf -7,5 Punkte 
gesunken. Vor dem Hintergrund des Pandemie-
geschehens und der Eindämmungsmaßnahmen 
zeigte sich im Vormonatsvergleich insbesondere 
ein deutlicher Einbruch bei der Anschaffungs-
neigung. Der Rückgang dieses Indikators fiel da-
bei ähnlich stark aus wie im April  2020. Laut GfK 
hat damit die deutliche Verschärfung der Eindäm-
mungsmaßnahmen Mitte Dezember 2020 die Kon-
sumneigung ähnlich hart getroffen wie beim ers-
ten Lockdown im Frühjahr des vergangenen Jahres.

Für den Monat Februar prognostiziert die GfK ei-
nen weiteren erheblichen Rückgang des Konsum-
klimas um 8,1  Punkte auf -15,6  Zähler. Mit einer 
Erholung des Konsumklimas ist erst zu rechnen, 
wenn von einer zeitnahen und nachhaltigen Lo-
ckerung der Eindämmungsmaßnahmen ausgegan-
gen werden kann.

Arbeitslosenzahl bleibt stabil – 
Anstieg der Kurzarbeit zum 
Jahresende 2020

Mit den wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise 
hatten sich Erwerbstätigkeit und Beschäftigung im 
Frühjahr deutlich verringert, zuletzt war – trotz der 
erneuten Zuspitzung der pandemischen Lage – in 
der Tendenz eher eine Seitwärtsbewegung zu be-
obachten. Die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem 
Inlandskonzept) ist nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamts im Dezember saisonbereinigt 
gegenüber November um 10.000  Personen gestie-
gen. Mit 44,68 Millionen Personen lag sie dabei um 
756.000 Personen oder 1,6 Prozent niedriger als im 
Vorjahr. Die sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung, für die aktuell nur Daten bis November vor-
liegen, nahm laut der Bundesagentur für Arbeit in 
diesem Monat saisonbereinigt um 57.000 Personen 
auf 33,89  Millionen Beschäftigte zu. Im Vergleich 
zum Vorjahr lag die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung im November dabei nach Hoch-
rechnungen der Bundesagentur um 74.000 Perso-
nen niedriger.

Die Arbeitslosenzahlen blieben trotz der pande-
mischen Lage zum Jahresanfang tendenziell sta-
bil. Mit 2,901 Millionen Personen lag die Zahl der 
Arbeitslosen im Januar zwar um 193.000 Personen 
höher als im Vormonat. Saisonbereinigt entspricht 
dies jedoch sogar einer leichten Verringerung. Die 
Arbeitslosenquote stieg im Januar um 0,4 Prozent-
punkte auf 6,3 Prozent. Im Vergleich zum Januar des 
vorigen Jahres lag die Arbeitslosenzahl um 475.000 
höher. Die Arbeitslosenquote verzeichnete im Vor-
jahresvergleich ein Plus von einem Prozentpunkt.

Auswirkungen von Pandemie und Eindämmungs-
maßnahmen sind jedoch in den seit November wie-
der deutlich gestiegenen Anzeigen auf Kurzarbeit 
zu beobachten. Diese kamen im Januar nach An-
gaben der Bundesagentur für Arbeit insbesondere 
aus dem Handel sowie personennahen Dienstleis-
tungen. Nach den aktuellen Hochrechnungen der 
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                                                                    in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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Bundesagentur stieg im November auch die Anzahl 
der Beschäftigten in Kurzarbeit erstmals seit April 
wieder (etwas) an, bei gleichzeitig im Durchschnitt 
höherer Ausnutzung des Instruments.

Hinsichtlich der weiteren Entwicklung haben sich 
die Frühindikatoren etwas eingetrübt, deuten aber 
eher auf eine weitere Seitwärtsbewegung als eine 
deutliche Verschlechterung der Situation am Ar-
beitsmarkt hin. Das umfragebasierte ifo  Beschäf-
tigungsbarometer ist im Januar gegenüber dem 

Vormonat etwas zurückgegangen. Einem sich fort-
setzenden leichten Aufwärtstrend im Verarbeiten-
den Gewerbe steht dabei ein deutlicher Rückgang 
im Handel gegenüber. Das Arbeitsmarktbarome-
ter des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur für Arbeit ist im Januar 
ebenfalls gefallen, verbleibt aber im leicht positi-
ven Bereich und deutet so prinzipiell auf eine Seit-
wärtsbewegung am Arbeitsmarkt in den nächsten 
Monaten hin.
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Inflationsrate im Januar 
wieder deutlich im positiven 
Bereich

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts lag 
die Inflationsrate (Veränderung des Verbrau-
cherpreisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) 
im Januar  2021 bei 1,0  Prozent, nachdem sie seit 
September durchgehend jeweils leicht negativ ge-
wesen war. Gegenüber dem Vormonat entsprach 
dies einer Steigerung des Verbraucherpreisniveaus 
um 0,8 Prozent. Im Einzelnen betrug die Inflations-
rate im Januar 2021 beim Gesamtindex für Waren 
0,6  Prozent (nach -1,8  Prozent im Dezember), für 
Dienstleistungen lag sie mit 1,5 Prozent etwas hö-
her (1,1 Prozent im Dezember).

Auf Seiten der Produzenten nahmen die Erzeuger-
preise gewerblicher Produkte im Dezember  2020 
um 0,2 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmonat 
zu. Im Jahresdurchschnitt 2020 lagen die Erzeuger-
preise damit um 1,0 Prozent niedriger als im Vor-
jahr. Die Preise importierter Güter lagen im Dezem-
ber 2020 um 3,4 Prozent niedriger als im Dezember 

des Vorjahres. Gegenüber dem Vormonat legten sie 
dabei um 0,6  Prozent zu. Ein maßgeblicher Ein-
flussfaktor auf die Jahresraten waren weiterhin die 
Einfuhrpreise für Energie, welche 23,9 Prozent un-
ter ihrem Vorjahresniveau lagen. Gegenüber dem 
Vormonat legten die Einfuhrpreise für Energie al-
lerdings spürbar zu, und zwar um 7,1 Prozent. Im 
Jahresdurchschnitt  2020 lagen die Preise impor-
tierter Güter 0,7 Prozent niedriger als im Jahr 2019.

Der deutliche Anstieg der Inflationsrate zu Jahres-
beginn ist im Wesentlichen durch das Auslaufen 
der temporären Umsatzsteuersatzsenkung sowie 
die Teuerung bei Energieträgern bedingt. Zu Letz-
terer dürften u. a. weitere Maßnahmen des Klima-
pakets beigetragen haben, die zu Beginn des Jahres 
für sich genommen die Preise für Mineralölpro-
dukte und Gas erhöht hatten. Insgesamt legte der 
Teilpreisindex für Energie um 5,4  Prozent gegen-
über dem Vormonat zu (und damit deutlich stär-
ker als der Gesamtindex). Aufgrund all dieser Fak-
toren ist in den nächsten Monaten weiterhin mit 
positiven Inflationsraten in ähnlicher Größenord-
nung zu rechnen.
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Steuereinnahmen im Januar 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) sind im Januar  2021 um 11,1  Prozent 
gegenüber dem Januar  2020 gesunken. Die kon-
junkturellen Auswirkungen der Corona-Krise be-
lasteten weiterhin das Steueraufkommen. Wie in 
den vorangegangenen Monaten beeinflussten da-
neben auch die Auswirkungen untergesetzlicher 
Maßnahmen in Verbindung mit dem Coronavirus 
(Stundungen, Absehen von Vollstreckungsmaß-
nahmen, Herabsetzung der Vorauszahlungen) die 
Steuereinnahmen. Die Einnahmen aus den Ge-
meinschaftsteuern lagen insgesamt um 11,7  Pro-
zent unter dem Niveau des Vorjahresmonats. Das 
Umsatzsteueraufkommen wird weiterhin auf-
grund der temporären Absenkung der Umsatzsteu-
ersätze für das 2. Halbjahr 2020 beeinträchtigt. Be-
trächtliche Aufkommensminderungen ergaben 
sich hier zudem durch die Verschiebung der Fällig-
keitstermine der Einfuhrumsatzsteuer um mehr als 
einen Monat. Die nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag hatten ebenfalls erhebliche Mindereinnah-
men zu verzeichnen. Bei den Bundessteuern ergab 
sich im Januar ein Einnahmerückgang um 7,7 Pro-
zent. Die Einnahmen aus den Ländersteuern wei-
sen einen Rückgang um 4,2 Prozent auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Januar  2021 lagen die Zahlun-
gen von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle um 
14,0 Prozent unter dem Ergebnis vom Januar 2020. 
Die monatlichen Anforderungen der Europäi-
schen Union (EU) schwanken aufgrund des jewei-
ligen Finanzierungsbedarfs der EU. Sie orientieren 
sich grundsätzlich an dem gültigen Jahreshaushalt 
der EU des betreffenden Jahres.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im Januar  2021 einen Rückgang um 
12,8  Prozent gegenüber dem Ergebnis im Ja-
nuar 2020. Die Einnahmen des Bundes aus den Ge-
meinschaftsteuern verringerten sich um 12,6 Pro-
zent aufgrund deutlich geringerer Einnahmen aus 
diesen Steuerarten. Zudem verzeichnete der Bund 
deutlich geringere eigene Einnahmen aus den Bun-
dessteuern (-7,7  Prozent). Demgegenüber positiv 
wirkten deutlich geringere EU-Eigenmittelabfüh-
rungen des Bundes an die  EU (14,0  Prozent ge-
genüber Vorjahresmonat). Auch waren gegenüber 
Januar  2020 geringere Bundesergänzungszuwei-
sungen an die Länder zu leisten.

Die Länder verbuchten im Januar  2021 einen 
deutlichen Rückgang ihrer Steuereinnahmen um 
10,0  Prozent. Die Ländereinnahmen aus den Ge-
meinschaftsteuern verringerten sich insgesamt um 
11,8  Prozent. Ebenso wie beim Bund ist dies auf 
den teils beträchtlichen Rückgang der Einnahmen 
bei verschiedenen Gemeinschaftsteuern zurückzu-
führen. Der Wegfall der erhöhten Gewerbesteuer-
umlage minderte zusätzlich die Steuereinnahmen 
der Länder. Zudem war bei den Ländersteuern ein 
deutliches Minus von 4,2  Prozent zu verzeichnen. 
Die Einnahmen der Gemeinden aus ihrem Anteil 
an den Gemeinschaftsteuern verringerten sich um 
6,7 Prozent.
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Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer verringerte 
sich im Januar 2021 um 4,0 Prozent gegenüber dem 
Januar  2020. Das Kassenaufkommen in diesem 
Monat beinhaltete die für Dezember  2020 abge-
führte Lohnsteuer. Die seit Anfang November 2020 
in Kraft getretenen und zum 16.  Dezember  2020 

verstärkten Lockdown-Maßnahmen führten zu ei-
nem Anstieg der Anzeigen für Kurzarbeit mit ent-
sprechenden Auswirkungen auf die Lohnsteuer-
einnahmen. Das aus dem Lohnsteueraufkommen 
gezahlte Kindergeld stieg aufgrund der mit dem 
Zweiten Familienentlastungsgesetz beschlossenen 
Kindergelderhöhung um 15 € pro Kind um 9,7 Pro-
zent. Im Ergebnis ergab sich ein deutlich, nämlich 
um 6,4 Prozent rückläufiges kassenmäßiges Lohn-
steueraufkommen im Vergleich zum Januar 2020.

2021

Januar

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Januar 

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 18.029  -6,4 18.029  -6,4 220.800 +5,5

Veranlagte Einkommensteuer 1.616  -1,4 1.616  -1,4 59.300 +0,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.626  -37,1 1.626  -37,1 18.400  -14,4

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge (einschließlich 
ehemaligem Zinsabschlag)

988 +1,3 988 +1,3 6.350  -6,1

Körperschaftsteuer 1.519 +41,8 1.519 +41,8 25.950 +6,9

Steuern vom Umsatz 15.895  -18,0 15.895  -18,0 248.100 +13,0

Gewerbesteuerumlage 53 +185,7 53 +185,7 4.318 +13,7

Erhöhte Gewerbesteuerumlage -1 X -1 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 39.725  -11,7 39.725  -11,7 583.218 +7,2

Bundessteuern

Energiesteuer 332  -9,8 332  -9,8 39.850 +5,9

Tabaksteuer 598 +30,1 598 +30,1 14.190  -3,1

Alkoholsteuer 44  -77,6 44  -77,6 2.100  -6,2

Versicherungsteuer 843  -0,3 843  -0,3 14.890 +2,3

Stromsteuer 585 +0,4 585 +0,4 6.880 +4,9

Kraftfahrzeugsteuer 864  -12,2 864  -12,2 9.545 +0,2

Luftverkehrsteuer 10  -72,6 10  -72,6 630 +115,7

Solidaritätszuschlag 1.274  -10,3 1.274  -10,3 9.950  -46,7

Übrige Bundessteuern 104  -28,7 104  -28,7 1.468  -2,1

Bundessteuern insgesamt 4.653  -7,7 4.653  -7,7 99.503  -5,8

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 624 +0,2 624 +0,2 7.900  -8,1

Grunderwerbsteuer 1.431  -6,2 1.431  -6,2 16.100 +0,3

Rennwett- und Lotteriesteuer 201  -1,1 201  -1,1 2.115 +3,5

Biersteuer 39  -17,5 39  -17,5 606 +7,0

Übrige Ländersteuern 25 +8,8 25 +8,8 522 +2,4

Ländersteuern insgesamt 2.320  -4,2 2.320  -4,2 27.243  -1,9

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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Körperschaftsteuer

Das Körperschaftsteueraufkommen brutto stieg 
im Veranlagungsmonat Januar um 42,3  Prozent 
auf rund 1,5 Mrd. €. Die Mehreinnahmen resultie-
ren vor allem aus der laufenden Veranlagungstä-
tigkeit für die Jahre  2019 und  2020. Die Investiti-
onszulage hatte aufgrund ihres geringen Volumens 
nahezu keinen Einfluss auf das Aufkommen, sodass 
das kassenmäßige Körperschaftsteueraufkommen 
ebenfalls deutlich um 41,8 Prozent gegenüber dem 
Januar 2020 anstieg.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto sank im Veranlagungsmonat Ja-
nuar um 7,7  Prozent gegenüber dem Januar  2020. 
Nach Abzug der Arbeitnehmererstattungen, die 
sich um 20,7  Prozent gegenüber dem Januar  2020 

verringerten, und der nur noch unbedeutenden In-
vestitions- und Eigenheimzulagen, ergab sich per 
saldo im Januar  2021 ein leichter Rückgang des 
kassenmäßigen Steueraufkommens an veranlag-
ter Einkommensteuer um 1,4 Prozent im Vergleich 
zum Januar 2020.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Januar 2021 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um 33,8  Prozent 
unter der Vorjahresbasis. Die aus dem Aufkom-
men geleisteten Erstattungen durch das Bundes-
zentralamt für Steuern lagen bei rund 133  Mio. € 
(+78,3 Prozent gegenüber dem Januar 2020). Insge-
samt ergibt sich ein Rückgang des Kassenaufkom-
mens der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 
37,1 Prozent gegenüber dem Januar 2020.

94

2021

Januar

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Januar 

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 225  -27,9 225  -27,9 4.950 +5,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 480 +10,8 480 +10,8 4.430 +79,1

BNE-Eigenmittel 3.402  -15,6 3.402  -15,6 33.280 +29,9

EU-Eigenmittel insgesamt 4.107  -14,0 4.107  -14,0 42.660 +30,1

Bund³ 16.257  -12,8 16.257  -12,8 296.912 +4,9

Länder³ 22.870  -10,0 22.870  -10,0 323.938 +2,4

EU 4.107  -14,0 4.107  -14,0 42.660 +30,1

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

3.689  -6,7 3.689  -6,7 51.404 +2,6

Steueraufkommen insgesamt  
(ohne Gemeindesteuern)

46.923  -11,1 46.923  -11,1 714.914 +4,8

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2020.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge blieb im Vergleich zum 
Januar 2020 mit einem leichten Anstieg um 1,3 Pro-
zent nahezu unverändert.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ver-
zeichnete im Januar  2020 einen Rückgang von 
18,0 Prozent gegenüber dem Januar 2020. Aufgrund 
der den meisten Unternehmen gewährten Dauer-
fristverlängerung für die Anmeldung und Abfüh-
rung der Umsatzsteuer beinhaltet das Kassenauf-
kommen der Binnenumsatzsteuer im Januar 2021 
überwiegend die von den Unternehmen im No-
vember  2020 vereinnahmte Umsatzsteuer. Das 
Aufkommen stieg trotz der temporären Umsatz-
steuersatzsenkung für das 2.  Halbjahr  2020 leicht 
um 1,7  Prozent. Die Einnahmen aus der Einfuhr-
umsatzsteuer verringerten sich im Januar  2021 
um 88,0 Prozent gegenüber dem Januar 2020. Die-
ser starke Einnahmerückgang wurde überwiegend 
durch die mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfege-
setz verabschiedete Verschiebung des Fälligkeits-
termins der Einfuhrumsatzsteuer für Einfuhren im 
Dezember 2020 vom 16. Januar 2021 auf den 26. Fe-
bruar 2021 verursacht.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern lag im Ja-
nuar  2021 um 7,7  Prozent unter dem Steuerauf-
kommen des Vorjahresmonats. Bei verschiedenen 
Steuerarten führten die steuerlichen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Liquidität der Unternehmen 
zu einem Einnahmerückgang. Bei der Alkohol-, 

Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuer wur-
den im Januar fällige Beträge bereits im Dezem-
ber 2020 gezahlt. Dies führt nunmehr im Steuerauf-
kommen des Januars 2021 bei diesen Steuerarten zu 
hohen Rückgängen gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum (Alkoholsteuer -77,6  Prozent; Schaumwein-
steuer -95,9  Prozent; Zwischenerzeugnissteuer 
-82,0  Prozent). Des Weiteren verringerten sich die 
Einnahmen aus der Energiesteuer um 9,8 Prozent 
sowie aus der Kraftfahrzeugsteuer um 12,2 Prozent. 
Auch die Luftverkehrsteuer (-72,6  Prozent) hatte 
Rückgänge im Vorjahresvergleich zu verzeichnen. 
Das Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag ver-
ringerte sich um 10,3  Prozent. Dies ist allerdings 
nur zum kleineren Teil auf die Abschaffung des So-
lidaritätszuschlags für rund 90  Prozent der Lohn- 
und Einkommensteuerzahler zurückzuführen. 
Vielmehr resultieren die Mindereinnahmen über-
wiegend aus dem Rückgang bei den Bemessungs-
grundlagen – insbesondere bei der Lohnsteuer und 
bei den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag. Ein 
höheres Steueraufkommen gegenüber dem Ja-
nuar 2020 war bei der Tabaksteuer (+30,1 Prozent) 
sowie der Kaffeesteuer (+10,0 Prozent) zu beobach-
ten. Die Veränderungen bei den übrigen Steuerar-
ten hatten betragsmäßig nur geringen Einfluss auf 
das Gesamtergebnis der Bundessteuern.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Ja-
nuar 2021 um 4,2 Prozent unter dem Ergebnis vom 
Januar  2020. Ursächlich hierfür waren hauptsäch-
lich deutlich geringere Einnahmen aus der Grund-
erwerbsteuer (6,2  Prozent) und der Biersteuer 
(-17,5 Prozent). Zudem zeigten die Rennwett- und 
Lotteriesteuer einen Rückgang um 1,1  Prozent. 
Zuwächse gegenüber dem Januar  2020 zeigten 
die Feuerschutzsteuer (+8,8  Prozent) und die Erb-
schaftsteuer (+0,2 Prozent).
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Entwicklung des Bundeshaushalts im 
Januar 2021

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
im Januar 2021 auf rund 17,1 Mrd. €. Damit waren 
die Einnahmen um 16,3 Prozent (rund -3,3 Mrd. €) 
niedriger als im Januar des Vorjahres, was insbeson-
dere auf den Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie und auf den steuerlichen Hilfsmaßnahmen 
zu deren Bewältigung beruhte. Die Steuereinnah-
men (inklusive der EU-Eigenmittelabflüsse) san-
ken um 15,5 Prozent (rund -2,8 Mrd. €) gegenüber 
der Vorjahresperiode. Besonders betroffen waren 
die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz (rund 
-2,0  Mrd. €) sowie die Einkommen- und Körper-
schaftsteuer (rund -1,1 Mrd. €).

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichtsmonat 
um 22,8 Prozent (rund -0,5 Mrd. €) unter dem ent-
sprechenden Vorjahresergebnis. Dies war vor allem 
auf geringere an das Bundeskartellamt gezahlte 
Geldbußen zurückzuführen.

Ausgaben

Im Jahr  2020 wurden außerordentliche Anstren-
gungen unternommen, um die Corona-Pan-
demie und ihre wirtschaftlichen, sozialen und 
gesellschaftlichen Folgen zu bekämpfen bezie-
hungsweise einzudämmen. Auch der Vollzug des 
Haushalts  2021 wird ganz wesentlich von der Be-
wältigung der Pandemie und ihrer Folgen geprägt 
sein.

Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich 
im Januar  2021 auf 54,2  Mrd. € und lagen damit 
um 33,9 Prozent (rund +13,7 Mrd. €) über dem ent-
sprechenden Vorjahresniveau. Nach ökonomi-
schen Arten gegliedert resultierte der Anstieg der 
Ausgaben im betrachteten Zeitraum vor allem aus 
höheren konsumtiven Ausgaben (+28,6  Prozent 

beziehungsweise rund 10,9  Mrd. €). Ein Großteil 
der höheren Ausgaben wurde für laufende Zu-
weisungen an Sozialversicherungen aufgewendet. 
Diese überstiegen das entsprechende Vorjahres-
ergebnis um 9,1 Mrd. € (+51,1 Prozent). Darin ent-
halten waren Leistungen an den Gesundheitsfonds 
für von der SARS-CoV-2-Pandemie verursachte 
Belastungen in Höhe von rund  5,5  Mrd. €. Damit 
wurden rund drei Viertel der veranschlagten Mit-
tel (rund 7,7 Mrd. €) ausgezahlt. Weiterhin enthal-
ten waren Zuweisungen an die Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds für das Zukunftsprogramm 
Krankenhäuser, die in der für das Jahr veranschlag-
ten Höhe von 3,0  Mrd. € ausgezahlt wurden. Ge-
dämpft wurde die Zunahme der konsumtiven Aus-
gaben durch die Zinsausgaben, die um 21,1 Prozent 
(rund -1,0 Mrd. €) unter dem entsprechenden Vor-
jahresniveau lagen.

Die investiven Ausgaben beliefen sich im betrachte-
ten Zeitraum auf rund 5,4 Mrd. €. Damit wurde das 
Niveau vom Januar  2020 um 115,5  Prozent (rund 
2,9 Mrd. €) übertroffen. Dies war vor allem auf un-
terjährige Liquiditätshilfen an die Bundesagentur 
für Arbeit (rund 2,9  Mrd. €) zurückzuführen. Die 
Sachinvestitionen gingen aufgrund geringerer Aus-
gaben für Baumaßnahmen um 55,2 Prozent (rund 
-0,4 Mrd. €) zurück.

Finanzierungssaldo

Im Januar 2021 wies der Bundeshaushalt ein Finan-
zierungsdefizit von 37,1 Mrd. € auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2020 Soll 2021
Ist-Entwicklung¹ 

Januar 2021

Ausgaben (Mrd. €)² 441,8 498,6 54,2

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +33,9

Einnahmen (Mrd. €)³ 311,1 318,6 17,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -16,3

Steuereinnahmen (Mrd. €) 283,3 292,8 15,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -15,5

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) -130,7 -180,1 -37,1

Deckung/Verwendung: 130,7 180,1 37,1

Kassenmittel (Mrd. €) - - 88,6

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,2 0,0

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. €) 130,5 179,8 -51,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Buchungsergebnisse.
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen. Dies 
gilt zum Beginn eines Jahres und unter den der-
zeit obwaltenden Umständen noch in verstärktem 
Maße.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2020 Soll 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung ge-
genüber Vorjahr

Januar 
2020

Januar 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 95.479  21,6 103.911  20,8 7.789 8.350 +7,2

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.127  2,7 12.324  2,5 1.048 1.226 +17,0

Verteidigung 45.471  10,3 47.019  9,4 3.801 3.823 +0,6

Politische Führung, zentrale Verwaltung 19.199  4,3 22.707  4,6 1.821 1.903 +4,5

Finanzverwaltung 5.342  1,2 5.922  1,2 395 455 +15,2

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.645  6,5 30.809  6,2 1.263 1.350 +6,9

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

6.045  1,4 5.162  1,0 466 521 +11,8

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

15.236  3,4 18.207  3,7 577 560  -3,0

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 218.365  49,4 253.236  50,8 22.563 37.227 +65,0

Sozialversicherungen einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

129.829  29,4 134.149  26,9 17.418 23.836 +36,8

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 93.004  21,1 97 401  19,5 14.149 14.743 +4,2

Krankenversicherung 15.884  3,6 19 010  3,8 1.279 4.208 +228,9

Arbeitslosenversicherung 6.913  1,6 3 350  0,7 0 2.888 -

Arbeitsmarktpolitik 40.876  9,3 45.360  9,1 2.938 3.353 +14,1

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.658  4,7 23.700  4,8 1.876 1.994 +6,3

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung 
nach dem SGB II

10.097  2,3 11.200  2,2 435 719 +65,3

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 10.343  2,3 11.392  2,3 905 933 +3,2

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

2.039  0,5 2.269  0,5 341 389 +13,9

Sonstige soziale Angelegenheiten 24.149  5,5 48.276  9,7 19 7.915 X

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 19.001  4,3 13.923  2,8 262 1.287 +391,9

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

1.783  0,4 2.972  0,6 57 60 +4,7

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 893  0,2 1.675  0,3 52 50  -4,0

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.469  0,3 2.611  0,5 16 49 +204,1

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.509  1,2 14.780  3,0 2.027 789  -61,1

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.400  0,3 2.968  0,6 1 1  -35,9

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 2.316  0,5 1.491  0,3 1.955 285  -85,4

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22.961  5,2 33.483  6,7 1.458 1.054  -27,7

Straßen 9.791  2,2 9.815  2,0 596 88  -85,3

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 8.156  1,8 16.321  3,3 466 440  -5,6

Allgemeine Finanzwirtschaft 48.585  11,0 42.895  8,6 5.045 4.054  -19,7

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

6.457  1,5 5.787  1,2 4.762 3.756  -21,1

Ausgaben insgesamt¹ 441.798  100,0 498.620  100,0 40.480 54.218 +33,9

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2020 Soll 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar 
2020

Januar 
2021

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 391.450 88,6 410.463 82,3 37.983 48.837 +28,6

Personalausgaben 35.409 8,0 35.959 7,2 3.809 3.936 +3,3

Aktivbezüge 26.249 5,9 26.816 5,4 2.715 2.852 +5,0

Versorgung 9.160 2,1 9.144 1,8 1.094 1.084  -0,9

Laufender Sachaufwand 36.370 8,2 44.827 9,0 1.908 1.965 +3,0

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.801 0,4 1.164 0,2 106 40  -62,3

Militärische Beschaffungen 16.833 3,8 18.155 3,6 745 745 +0,0

Sonstiger laufender Sachaufwand 17.736 4,0 25.507 5,1 1.057 1.181 +11,7

Zinsausgaben 6.413 1,5 5.781 1,2 4.762 3.756  -21,1

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 312.053 70,6 322.303 64,6 27.235 38.845 +42,6

an Verwaltungen 75.607 17,1 38.170 7,7 1.798 2.770 +54,1

an andere Bereiche 236.446 53,5 284.133 57,0 25.437 36.075 +41,8

darunter:

Unternehmen 49.569 11,2 76.283 15,3 4.011 4.717 +17,6

Renten, Unterstützungen u. a. 30.735 7,0 36.535 7,3 2.870 3.042 +6,0

Sozialversicherungen 134.613 30,5 147.660 29,6 17.749 26.816 +51,1

Sonstige Vermögensübertragungen 1.205 0,3 1.593 0,3 269 334 +24,2

Investive Ausgaben 50.348 11,4 61.852 12,4 2.497 5.381 +115,5

Finanzierungshilfen 38.756 8,8 53.751 10,8 1.800 5.070 +181,7

Zuweisungen und Zuschüsse 30.652 6,9 39.366 7,9 1.763 1.743  -1,1

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 7.630 1,7 6.680 1,3 35 3.327 +9.405,7

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 473 0,1 7.704 1,5 2 0  -100,0

Sachinvestitionen 11.592 2,6 8.101 1,6 697 312  -55,2

Baumaßnahmen 8.192 1,9 4.554 0,9 556 151  -72,8

Erwerb von beweglichen Sachen 2.816 0,6 3.410 0,7 107 153 +43,0

Grunderwerb 585 0,1 137 0,0 34 8  -76,5

Globalansätze 0 0,0 26.305 5,3 0 0 X

Ausgaben insgesamt 441.798 100,0 498.620 100,0 40.480 54.218 +33,9

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2020 Soll 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar  
2020

Januar 
2021

in Mio. 
€

Anteil 
in %

in Mio. 
€

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 283.254 91,1 292.794 91,9 18.174 15.361  -15,5

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 235.978 75,9 259.240 81,4 18.330 15.363  -16,2

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge)

140.012 45,0 140.708 44,2 9.178 8.123  -11,5

davon:

Lohnsteuer 89.075 28,6 90.673 28,5 6.238 5.490  -12,0

Veranlagte Einkommensteuer 25.067 8,1 25.066 7,9 695 686  -1,3

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 10.761 3,5 9.200 2,9 1.280 753  -41,2

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge 

2.976 1,0 2.794 0,9 429 435 +1,4

Körperschaftsteuer 12.134 3,9 12.975 4,1 536 759 +41,6

Steuern vom Umsatz 94.391 30,3 116.743 36,6 9.134 7.182  -21,4

Gewerbesteuerumlage 1.574 0,5 1.789 0,6 19 58 +205,3

Energiesteuer 37.635 12,1 39.850 12,5 368 332  -9,8

Tabaksteuer 14.651 4,7 14.190 4,5 459 598 +30,3

Solidaritätszuschlag 18.676 6,0 9.950 3,1 1.420 1.274  -10,3

Versicherungsteuer 14.553 4,7 14.890 4,7 845 843  -0,2

Stromsteuer 6.561 2,1 6.880 2,2 583 585 +0,3

Kraftfahrzeugsteuer 9.526 3,1 9.545 3,0 984 864  -12,2

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.249 0,7 2.102 0,7 206 44  -78,6

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.070 0,3 92 102 +10,9

Luftverkehrsteuer 292 0,1 630 0,2 37 10  -73,0

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 428 0,1 394 0,1 45 2  -95,6

Sonstige Bundessteuern 1 0,0 2 0,0 0 0 -

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 1.067 X 800 X 0 0 -

Ergänzungszuweisungen an Länder 8.751 X 9.179 X 0 0 -

BNE-Eigenmittel der EU 25.616 X 33.280 X 4.029 3.402  -15,6

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.473 X 4.430 X 433 480 +10,9

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 11.457 X 9.268 X 734 772 +5,2

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 0 0 -

Sonstige Einnahmen 27.831 8,9 25.770 8,1 2.313 1.785  -22,8

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 7.263 2,3 7.852 2,5 51 25  -51,0

Zinseinnahmen 364 0,1 365 0,1 15 28 +86,7

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapital-
rückzahlungen, Gewährleistungen

1.342 0,4 1.253 0,4 34 96 +182,4

Einnahmen insgesamt¹ 311.085 100,0 318.564 100,0 20.487 17.147  -16,3

1 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie fiel der Finanzierungssaldo der Länderge-
samtheit erneut deutlich schlechter aus als im ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum. Ende Dezember 
betrug der Finanzierungssaldo -38,7  Mrd. €. Ge-
genüber dem Vormonat stieg das Defizit damit um 
rund 1,8 Mrd. €. Während die meisten Länder zum 
Jahresende ein geringeres Finanzierungsdefizit als 
noch im November auswiesen, verzeichneten ei-
nige Länder im Dezember einen erheblichen An-
stieg des Defizits, der vor allem auf Zuführungen an 
die im Zuge der Pandemie-Bewältigung geschaffe-
nen Extrahaushalte zurückzuführen ist.

Die Ausgaben der Länder wuchsen im Vergleich 
zum Vorjahr deutlich, und zwar um 18,0  Prozent. 
Die Zuweisungen an Gemeinden erhöhten sich im 
selben Zeitraum um 20,4 Prozent.

Die Einnahmen stiegen um 4,9 Prozent. Dieser An-
stieg beruhte wie in den Vormonaten auf dem Zu-
wachs der Zuweisungen von Verwaltungen, in 
denen sich vor allem die vom Bund geleisteten Zah-
lungen an die Länder im Rahmen der Corona-Hilfs-
pakete und die Zahlungen aus den eingerichteten 
Sondervermögen der Länder widerspiegeln. Die 
Steuereinnahmen waren weiterhin rückläufig. Sie 
verringerten sich bezogen auf die Ländergesamt-
heit um 4,8 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum. Bei den einzelnen Ländern sind sie aufgrund 
der Umstellung des Bund-Länder-Finanz ausgleichs 
nicht mit dem Vorjahr vergleichbar. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Dezember 2020 sind im statistischen 
Anhang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis 
einschließlich Dezember 2020

Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2020, Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2020, Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2020, Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finanzie-
rung des Bundeshaushalts und seiner Sonderver-
mögen. Sondervermögen werden unterschieden 
in solche Sondervermögen, die über den Bundes-
haushalt oder andere Einnahmen mitfinanziert 
werden, und Sondervermögen mit eigener Kredit-
ermächtigung (Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) und 
Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) sowie Re-
strukturierungsfonds). Die Kreditaufnahme für die 
Sondervermögen FMS und WSF dient dabei zum 
einen der Finanzierung von Aufwendungen für 
Stabilisierungsmaßnahmen (gemäß § 9 Abs. 1 Sta-
bilisierungsfondsgesetz (StFG)) oder der Rekapita-
lisierung von Unternehmen (gemäß § 22 StFG). Des 
Weiteren nimmt der Bund für FMS und WSF auch 
Kredite auf, die dann als konditionsgleiche Darle-
hen an Anstalten des öffentlichen Rechts durchge-
leitet werden (gemäß § 9 Abs. 5 und § 23 StFG). Die 
Aufnahme dieser Kredite über den Bund dient der 
Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich 
in einem ersten Schritt auf die gesamte Kreditauf-
nahme des Bundes. Anschließend erfolgt eine Auf-
gliederung in

 ● die Kreditaufnahme beziehungsweise Ver-
schuldung des Bundeshaushalts und der mit-
finanzierten Sondervermögen sowie der Kre-
ditaufnahme beziehungsweise Verschuldung 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts, 
und

 ● die Kreditaufnahme für FMS und WSF zur Fi-
nanzierung von an Anstalten des öffentli-
chen Rechts durchzuleitende Darlehen (im Fol-
genden „Darlehensfinanzierung“).

Nähere Erläuterungen zu FMS und WSF sowie ei-
nen Rückblick auf das Jahr  2020 gibt der Artikel 

„Kreditaufnahme des Bundes in Zeiten der Co-
rona-Krise“. Weitergehende Informationen zu al-
len Sondervermögen des Bundes finden sich im 
Kreditaufnahmebericht.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember  2020 Kredite 
in Höhe von 1.272,0  Mrd. € aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31.  Januar  2021 
auf 1.286,9 Mrd. €. Der Anstieg der Kreditaufnahme 
um 14,9 Mrd. € geht auf den Finanzierungsbedarf 
des Bundes für den Haushalt und die Sonderver-
mögen einschließlich der Bedarfe von FMS und 
WSF zur Durchleitung von Darlehen an Anstalten 
des öffentlichen Rechts zurück. Vor dem Hinter-
grund der Maßnahmen, welche die Bundesregie-
rung zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen 
der COVID-19-Pandemie beschlossen hat, ist auch 
im Jahr  2021 mit einer erhöhten Kreditaufnahme 
zu rechnen, insbesondere durch eine gegenüber 
dem Vorjahr nochmals höher geplante Nettokre-
ditaufnahme des Bundeshaushalts.

Der Anstieg der Kreditaufnahme gegenüber dem 
31.  Dezember  2020 resultiert aus neuen Aufnah-
men im Volumen von 47,5 Mrd. € bei Fälligkeiten 
im Volumen von 32,6 Mrd. €. Im Monat Januar 2021 
wurden für die Verzinsung aller auch in früheren 
Jahren aufgenommenen bestehenden Kredite sal-
diert 3,5 Mrd. € aufgewendet.

Im Januar wurden 43,1 Mrd. € an Bundeswertpapie-
ren emittiert. Der Schwerpunkt der Emissionen lag 
mit 42,5 Mrd. € bei den konventionellen Bundeswert-
papieren. Sie verteilten sich auf 1,5 Mrd. € 30-jährige 
Bundesanleihen, 9  Mrd. € an 10-jährigen Bundes-
anleihen, 5 Mrd. € an Bundesobligationen, 6 Mrd. € 
an Bundesschatzanweisungen und 21 Mrd. € an Un-
verzinslichen Schatzanweisungen des Bundes. In 

Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen
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inflationsindexierten Bundeswertpapieren wurden 
0,6 Mrd. € begeben. Im Januar erfolgten keine Emis-
sionen in Grünen Bundeswertpapieren.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswert-
papieren verringerten sich im Januar  2021 um 
4,3  Mrd. € auf  178,7  Mrd. €. Die Veränderung re-
sultiert aus Sekundärmarktverkäufen in Höhe von 
12,9  Mrd. € und Tilgungen von Eigenbeständen 
über 4,8  Mrd. €, denen Käufe von 2,7  Mrd. € und 
die Erhöhung von Eigenbeständen durch bei Emis-
sionen zurückbehaltenen Emissionsanteilen um 
10,8 Mrd. € gegenüberstanden.

Am 31. Januar 2021 entfielen 94,5 Prozent der Kre-
ditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes 
für Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung. 5,5 Prozent der Kreditaufnahme 
dienten der Finanzierung von FMS und WSF für 
durchgeleitete Kredite an Anstalten des öffentli-
chen Rechts.

Entwicklung der Kreditaufnahme 
des Bundes (Haushalt und 
Sondervermögen) ohne 
Darlehensfinanzierung

Im Januar  2021 wurden für den Bund (Haushalt 
und Sondervermögen) 45 Mrd. € an Krediten auf-
genommen. Gleichzeitig wurden 32,6 Mrd. € fällige 
Kredite getilgt. Für die Verzinsung der Kredite des 
Bundes (Haushalt und Sondervermögen) fielen im 
Januar Zinsen in Höhe von 3,7 Mrd. € an.

Am 31. Januar 2021 betrug die Kreditaufnahme des 
Bundes (Haushalt und Sondervermögen) insge-
samt 1.216,4 Mrd. €. Damit erhöhte sie sich gegen-
über dem 31. Dezember 2020 um 12,4 Mrd. €. Der 
größte Teil der Erhöhung entfiel mit 11,9 Mrd. € auf 
den Bundeshaushalt, dessen Kreditaufnahme auf 
1.175,2 Mrd. € anstieg.

Der ITF hat gegenüber der Meldung zum 31. Dezem-
ber 2020 unverändert einen Bestand von 16,0 Mrd. € 
zu verzeichnen. Die Kreditaufnahme des FMS für 
Kredite für Aufwendungen gemäß §  9 Abs.  1  StFG 

reduzierte sich im Januar 2021 durch Einnahmen in 
geringem Umfang um 3 Mio. € auf nun 22,7 Mrd. €. 
Die Kreditermächtigungen des WSF für Kredite für 
Rekapitalisierungsmaßnahmen gemäß §  22  StFG 
wurden im Januar  2021 über weitere 0,5  Mrd. € 
in Anspruch genommen, sodass sich per 31.  Ja-
nuar 2021 ein Bestand von 2,3 Mrd. € ergibt.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes zur 
Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanzierung von an die FMS Wertmanagement 
(FMS-WM) durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 
Abs. 5 StFG aufgenommen. In ähnlicher Weise er-
folgt seit dem Jahr  2020 eine Kreditaufnahme für 
den WSF zur Gewährung von Darlehen an die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau zur Finanzierung von 
Krisenmaßnahmen gemäß § 23 StFG.

Im Januar  2021 wurden für den FMS zu diesem 
Zweck Kredite im Volumen von 2,5  Mrd. € aufge-
nommen, per 31.  Januar  2021 betrug der Bestand 
somit  32,5  Mrd. €. Der Bestand von Krediten zur 
Darlehensfinanzierung für den WSF veränderte 
sich im Laufe des Januar 2021 nicht und betrug am 
31. Januar 2021 wie im Vormonat 38,0 Mrd. €. Seit 
Jahresbeginn stieg der Bestand der Kredite zur Dar-
lehensfinanzierung damit auf 70,5 Mrd. €.

Weitere Einzelheiten für den Monat Januar  2021 
können folgenden Tabellen entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen) ohne Darle-
hensfinanzierung

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den Januar  2021, 
die nach Restlaufzeitklassen gruppierte Kreditauf-
nahme des Bundes sowie die monatliche Historie 
zur Kreditaufnahme, dem Bedarf der Kreditauf-
nahme, Tilgungen und Zinsen für die Kreditauf-
nahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im Januar 2021 als 
auch für den gesamten Bestand per 31. Januar 2021. 
Den größten Anteil der Kreditaufnahme im Ja-
nuar  2021 machen mit 21,5  Mrd. € beziehungs-
weise 45,2  Prozent die (teils unterjährig fälligen) 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes 
aus, gefolgt von den 10-jährigen Bundesanleihen 
mit 12,8  Mrd. € beziehungsweise 26,9  Prozent. Zu 

diesem Segment werden hier auch die im Jahr 2020 
erstmals begebene 7-jährige und die 15-jährige 
Bundesanleihe gezählt. Per 31.  Januar  2021 waren 
über 99 Prozent des Bestands der Kreditaufnahmen 
des Bundes in Form von Inhaberschuldverschrei-
bungen verbrieft, bei denen die konkreten Gläubi-
ger dem Bund nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Januar 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Dezember 
2020  Januar  Januar 

31. Januar 
2021 Januar Januar 

Insgesamt 1.271.984 47.496 -32.555 1.286.925 14.941 -3.533

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.163.306 44.495 -32.555 1.175.246 11.940 -3.654

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.774 -3 - 22.771 -3 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

30.000 2.500 - 32.500 2.500 121

Investitions- und Tilgungsfonds 16.043 - - 16.043 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß § 22 StFG)

1.828 504 - 2.333 504 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

38.032 - - 38.032 - -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.193.154 46.925 -32.555 1.207.525 14.371 -3.704

30-jährige Bundesanleihen 252.394 1.285 - 253.679 1.285 -3.704

10-jährige Bundesanleihen 549.517 12.779 -19.000 543.296 -6.221 -247

Bundesobligationen 179.560 4.684 - 184.244 4.684 152

Bundesschatzanweisungen 98.543 6.696 - 105.239 6.696 81

Unverzinsliche Schatzanweisun-
gen des Bundes

113.141 21.482 -13.555 121.068 7.927 14

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

58.279 550 - 58.829 550 171

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.347 165 - 9.512 165 85

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

48.932 385 - 49.317 385 86

Grüne Bundeswertpapiere 9.876 20 - 9.896 20 1

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 - - 6.390 - -

Grüne Bundesobligationen 3.486 20 - 3.506 20 1

Schuldscheindarlehen 6.202 - - 6.202 - -1

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen)  
ohne Darlehensfinanzierung im Januar 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Dezember 
2020 Januar Januar 31. Januar 2021 Januar Januar 

Insgesamt 1.203.952 44.996 -32.555 1.216.393 12.441 -3.654

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.163.306 44.495 -32.555 1.175.246 11.940 -3.654

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.774 -3 - 22.771 -3 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.043 - - 16.043 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnah-
men gemäß § 22 StFG)

1.828 504 - 2.333 504 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.125.122 44.425 -32.555 1.136.993 11.871 -3.825

30-jährige Bundesanleihen 252.394 1.285 - 253.679 1.285 -3.704

10-jährige Bundesanleihen 532.017 11.179 -19.000 524.196 -7.821 -334

Bundesobligationen 155.660 3.784 - 159.444 3.784 119

Bundesschatzanweisungen 77.543 6.696 - 84.239 6.696 81

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

107.509 21.482 -13.555 115.436 7.927 14

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 58.279 550 - 58.829 550 171

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.347 165 - 9.512 165 85

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

48.932 385 - 49.317 385 86

Grüne Bundeswertpapiere 9.876 20 - 9.896 20 1

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.390 - - 6.390 - -

Grüne Bundesobligationen 3.486 20 - 3.506 20 1

Schuldscheindarlehen 6.202 - - 6.202 - -1

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere¹

3.692 3.508 -184 -

Rücklagen gemäß Schlusszahlungs-
finanzierungsgesetz (SchlussFinG)²

3.554 3.585 31 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbeding-

ten Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
2 Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  

(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestandsänderung 
(Saldo) Zinsen

31. Dezember 
2020

Januar 
2021

 Januar 
2021

31. Januar 
2021 Januar 2021

Januar 
2021

Insgesamt 68.032 2.500 - 70.532 2.500 121

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)¹

30.000 2.500 - 32.500 2.500 121

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)²

38.032 - - 38.032 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
1 Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. € aufzunehmen, damit 

nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie 
die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundes-
wertpapieren.

2 Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von 
bis zu 100 Mrd. € aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung 
als Reaktion auf die so genannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im Januar 2021 
in Mio. €
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Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Januar 2021 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

31. Dezember 2020 Januar Januar 31. Januar 2021 Januar

Umlaufvolumen insgesamt 1.443.700 43.100 -32.500 1.454.300 10.600

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.370.000 42.500 -32.500 1.380.000 10.000

30-jährige Bundesanleihen 303.000 1.500 - 304.500 1.500

10-jährige Bundesanleihen 635.500 9.000 -19.000 625.500 -10.000

Bundesobligationen 210.500 5.000 - 215.500 5.000

Bundesschatzanweisungen 107.500 6.000 - 113.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

113.500 21.000 -13.500 121.000 7.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 62.200 600 - 62.800 600

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.800 200 - 10.000 200

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

52.400 400 - 52.800 400

Grüne Bundeswertpapiere 11.500 - - 11.500 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 6.500 - - 6.500 -

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -182.982 - - -178.718 4.264

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Rückblick auf die Video-
konferenzen der Eurogruppe 
am 18. Januar 2021 und des 
ECOFIN-Rats am 19. Janu-
ar 2021

Eurogruppe
Bei dem virtuellen Treffen der Eurogruppe am 
18.  Januar  2021 standen die Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie auf die makroökonomischen 
Ungleichgewichte im Euroraum auf der Tagesord-
nung und darauf aufbauend die politische Debatte, 
wie Konvergenz und Widerstandsfähigkeit des Eu-
roraums mithilfe von nationalen Aufbau- und Resi-
lienzplänen gezielt zu stärken sind.

Im Mittelpunkt des Austauschs der Eurogruppe 
über makroökonomische Ungleichgewichte im 
Euroraum stand die Frage, welchen Einfluss die 
COVID-19-Pandemie auf bestehende Ungleichge-
wichte zwischen Mitgliedstaaten des Euroraums 
in Bezug auf Leistungsbilanzsalden, private und öf-
fentliche Verschuldung, die Produktivitätsentwick-
lung und die Dynamik von notleidenden Krediten 
hat. Die Europäische Kommission erkannte ange-
sichts der wirtschaftlichen Auswirkungen der Pan-
demie eine Verschärfung bestehender Divergenzen 
im Euroraum. Zentral sei es nun, in der Eurogruppe 
strukturelle Schwächen zu identifizieren und un-
ter Nutzung von europäischen Mitteln im Rah-
men von „Next Generation  EU“ (NGEU) und der 
Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery and Re-
silience Facility, RRF) Reformen und Investitionen 
in den Mitgliedstaaten auf den Weg zu bringen, die 
das Wachstumspotenzial stärken. Eine gemein-
same Koordinierung sei daher erforderlich, damit 
die RRF ein Erfolg werde. Die Präsidentin der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) Christine Lagarde 
teilte die Einschätzung der Europäischen Kommis-
sion und differenzierte zwischen der kurzfristigen 
und der mittelfristigen Perspektive. In der kurzen 

Frist sei weiterhin eine akkommodierende Fiskal- 
und Geldpolitik notwendig, um wirtschaftliche 
Verwerfungen im Kontext der COVID-19-Pande-
mie zu adressieren. Mittelfristig sei es zentral, die 
fiskalischen Mittel der RRF für produktive Inves-
titionen und Strukturreformen zu nutzen. Der Eu-
ropäische Stabilitätsmechanismus wies darauf hin, 
dass die Märkte genau beobachten, ob Mitglied-
staaten Reformen umsetzen, die das Wachstum-
spotenzial steigern. Fiskalmaßnahmen seien hilf-
reich gegen einen wirtschaftlichen Abschwung, 
erhöhten aber gleichermaßen die Schuldenstände. 
Dies sei angesichts niedriger Zinsen in der kur-
zen Frist vertretbar, werfe langfristig jedoch Trag-
fähigkeitsfragen auf. Der Bundesminister der Fi-
nanzen Olaf Scholz bekräftigte die Einschätzung 
der Europäischen Kommission, dass NGEU auch 
das gemeinsame europäische Instrument gegen 
makroökonomische Ungleichgewichte sei. Das Ins-
trument werde helfen, erfolgreich die Pandemie zu 
überwinden. Zusammen mit anderen Mitgliedstaa-
ten warb er für eine flexible Behandlung von Bei-
hilfeobergrenzen während der Krise, um die Hand-
lungsfähigkeit auch bei multiplen Lockdowns zu 
wahren. Eine Reihe von Mitgliedstaaten vertrat die 
Einschätzung, dass der Aufschwung in den Mit-
gliedstaaten unterschiedlich verlaufen werde, und 
zwar abhängig von der relativen Bedeutung der 
von der COVID-19-Pandemie besonders betroffe-
nen Dienstleistungssektoren. Daher sei umso mehr 
Koordinierung innerhalb des Euroraums angezeigt. 
Die richtige Balance zwischen Kurzfrist- und Lang-
fristmaßnahmen sei insgesamt zu beachten. Durch 
den Impfstoff sei perspektivisch jedoch Licht am 
Ende des Tunnels zu sehen.

Die Eurogruppe widmete sich danach den Schwer-
punkten der Aufbaupläne der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität. 
Der Vorsitzende der Eurogruppen-Arbeitsgruppe 
Tuomas Saarenheimo erklärte, dass sich bei der 
RRF die Frage stelle, welche Politikbereiche für 
den Währungsraum prioritär seien. Die nationalen 
Aufbau- und Resilienzpläne (ARP) müssten mit den 

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik
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Eurozonenempfehlungen im Einklang stehen. Da-
rüber hinaus diene die Diskussion im Format der 
Eurogruppe dazu, Erfahrungen über Best Practices 
auszutauschen. Die Europäische Kommission regte 
die Planung länderübergreifender Projekte insbe-
sondere im Bereich der grünen und digitalen Trans-
formation an, die Synergien und Ausstrahlungs-
effekte auf andere Mitgliedstaaten entfachen. Ziel 
sei es, dass die nationalen ARP der Euroländer ku-
muliert einen größeren Mehrwert schaffen als die 
Summe der nationalen Einzelpläne. Die Entwürfe 
einzelner Mitgliedstaaten müssten insofern aus-
gerichtet werden, dass sie stets eine ausgewogene 
Balance von Investitionen und Reformen (priori-
tär in grüne und digitale Bereiche), nachvollzieh-
bare Meilensteine einschließlich nachvollziehbarer 
Kostenschätzungen sowie ein effektives Kontroll-
system aufweisen. Alle Mitgliedstaaten müssten 
nun zügig den Eigenmittelbeschluss ratifizieren, 
damit die Mittel für die ARP bereitgestellt werden 
können, insbesondere vor dem Hintergrund einer 
anvisierten Vorfinanzierung in Höhe von 13  Pro-
zent. Die Präsidentin der EZB Christine Lagarde be-
kräftigte die Dringlichkeit schnellen Handelns, um 
einen raschen Einsatz der Mittel zu ermöglichen. 
Dies sei auch ein wesentliches Marktsignal im Hin-
blick auf die Handlungsfähigkeit Europas. Im An-
schluss stellte die spanische Finanzministerin 
Nadia Calvino den spanischen Aufbau- und Resili-
enzplan vor. Mit der Umsetzung des ARP, welcher 
sowohl Angebots- als auch Nachfragemaßnahmen 
umfasse, kehre Spanien wieder zurück zu dem al-
ten Wachstumspfad vor der COVID-19-Pande-
mie, ohne dass ein negativer Effekt auf die Schul-
dentragfähigkeit Spaniens resultiere. Bei der sich 
anschließenden Aussprache berichteten mehrere 
Mitgliedstaaten über den Befassungsstand ihrer 
Aufbau- und Resilienzpläne im Kontext der nati-
onalen Haushaltsplanungen. Es herrschte Einver-
nehmen, dass die Eurozonenempfehlungen und 
die nationale Umsetzung der länderspezifischen 
Empfehlungen den Referenzpunkt für jeden ARP 
bilden.

Zudem fand am 18.  Januar eine Sitzung der Eu-
rogruppe im erweiterten Format statt. Auf Initi-
ative des Vorsitzenden der Eurogruppe Paschal 

Donohoe erfolgte ein Austausch über die künftige 
Zusammenarbeit mit der neuen US-Administra-
tion. Hierzu wurde der ehemalige US-Finanzmi-
nister und Professor für Wirtschaftswissenschaften 
Lawrence Summers eingeladen. Prof. Summers er-
klärte, dass die COVID-19-Pandemie globale Kosten 
von 500 Mrd. € pro Woche verursache. Jede Investi-
tion, die zur Bekämpfung der Pandemie beitrage, 
sei sinnvoll. Angesichts eines neuen makroöko-
nomischen Umfelds erwiesen sich die Finanzie-
rungsbedingungen als günstig. Mittelfristig müsse 
strukturpolitisch aber überlegt werden, wie Er-
sparnisse für nötige Investitionen genutzt werden 
könnten, da sonst Stagnation und Blasen entstün-
den. In Bezug auf die transatlantischen Beziehun-
gen prophezeite Prof. Summers eine diplomatische 
„Wärmeperiode“, auch angesichts globaler Heraus-
forderungen wie dem Klimawandel oder auch An-
strengungen im Hinblick auf die Unterstützung 
von Entwicklungsländern. Die Europäische Kom-
mission bekräftigte, dass eine starke transatlanti-
sche Zusammenarbeit wichtig sei. Einzelne Mit-
gliedstaaten thematisierten zudem eine mögliche 
Kooperation bei Impfstoffen, die CO2-Bepreisung, 
Fiskalregeln, Krypto-Assets und Digitalwährungen.

ECOFIN-Rat

Das virtuelle Treffen der ECOFIN-Minister am 
19.  Januar  2021 war das erste unter portugiesi-
schem Vorsitz. Der Start der Diskussion zu den 
Kernelementen der Aufbaupläne in den Mitglied-
staaten nahm bei dem Treffen größeren Raum ein. 
Deutschland und eine Reihe weiterer Mitgliedstaa-
ten stellten die Eckpunkte ihrer derzeitigen Pla-
nungen zu den nationalen Aufbau- und Resilienz-
plänen vor. Auf der Tagesordnung des virtuellen 
Treffens standen das Arbeitsprogramm der neuen 
portugiesischen Ratspräsidentschaft, die Imple-
mentierung der RRF, die Schlussfolgerungen zum 
Frühwarnbericht sowie die Empfehlungen an den 
Euroraum im Rahmen des Europäischen Semes-
ters 2021, aktuelle Gesetzgebungsvorschläge im Fi-
nanzdienstleistungsbereich, die Mitteilung zum 
Abbau notleidender Kredite in Europa (Non-Per-
forming Loans, NPL) sowie unter dem Punkt 
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„Sonstiges“ die jährliche Umfrage der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) zur Investitionstätigkeit.

Zu Beginn des virtuellen Treffens erfolgte ein Mei-
nungsaustausch zum Arbeitsprogramm der neuen 
portugiesischen Ratspräsidentschaft. Der por-
tugiesische Finanzminister João Leão stellte als 
ECOFIN-Vorsitzender die Schwerpunkte des Prä-
sidentschaftsprogramms unter dem Titel „Time to 
deliver: a fair, green and digital recovery” vor. Man 
beabsichtige, die Arbeiten der deutschen Ratsprä-
sidentschaft an einer umfassenden Antwort auf 
die bestehenden Herausforderungen fortzusetzen. 
Der Fokus im ECOFIN-Bereich liege auf drei Be-
reichen: der Wiederbelebung der Wirtschaft in der 
Europäischen Union (EU), der Stärkung der Wirt-
schafts- und Währungsunion sowie der Adressie-
rung der Herausforderungen aus dem grünen und 
digitalen Wandel. Insbesondere eine schnelle Um-
setzung der Aufbau- und Resilienzpläne sei von 
zentraler Bedeutung und solle in den kommen-
den Monaten entsprechend eng vom ECOFIN-Rat 
begleitet werden. In diesem Zusammenhang solle 
auch die Rolle der Fiskalpolitik zur Bewältigung 
der Krise beraten werden. Auch die Finanzstabili-
tät stelle ein wichtiges Element mit Blick auf die 
Krisenbewältigung dar. Die weitere Stärkung der 
Wirtschafts- und Währungsunion solle entlang 
verschiedener Dimensionen erfolgen. Hierzu zähl-
ten die weiteren Arbeiten im Bereich Bankenunion 
sowie die Kapitalmarktunion. Arbeiten im Bereich 
nachhaltige Finanzierungen und Digitalpaket soll-
ten helfen, die Herausforderungen des grünen und 
digitalen Wandels zu adressieren. Auf internatio-
naler Ebene werde man an einer Einigung zur Be-
steuerung der digitalen Wirtschaft arbeiten. Die 
Europäi sche Kommission begrüßte das Arbeitspro-
gramm und dessen Prioritäten und hob im Wesent-
lichen die gleichen Themen hervor. Man müsse die 
Arbeiten an der Bankenunion mit einem Hybrid-
modell zur Europäischen Einlagensicherung und 
zum Krisenmanagement-Framework mit dem Ziel 
eines Legislativvorschlags im 4. Quartal des Jahres 
weiter vorantreiben. Weiterhin werde man zeit-
nah das Geldwäschepaket mit einem Vorschlag 
zum Single Rulebook und einer europäischen An-
ti-Money-Laundering-Aufsichtsbehörde vorlegen. 

Im Bereich Besteuerung werde man im Juni einen 
Vorschlag für eine Grenzausgleichsteuer sowie eine 
überarbeitete Energiebesteuerungsrichtlinie vor-
legen. Auch eine Mitteilung zur Unternehmensbe-
steuerung im 21. Jahrhundert werde man mit Blick 
auf die geplante Digitalsteuer zeitnah veröffent-
lichen. Der deutsche Sitzungsvertreter gratulierte 
dem portugiesischen Vorsitz zur Übernahme der 
Ratspräsidentschaft und unterstützte die genann-
ten Prioritäten, welche man auch im Rahmen der 
Trio-Präsidentschaft gemeinsam vorantreibe.

Im Anschluss befassten sich die ECOFIN-Ministe-
rinnen und -Minister mit dem Umsetzungsstand 
der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne als zen-
tralem Eckpfeiler der europäischen Krisenreaktion. 
Die portugiesische Präsidentschaft drängte auf 
eine möglichst schnelle Umsetzung. Hierzu müsste 
auch der Eigenmittelbeschluss rasch von den Mit-
gliedstaaten ratifiziert werden. Unter Dank an die 
deutsche Ratspräsidentschaft berichtete der Vor-
sitz von der politischen Einigung mit dem Europä-
ischen Parlament (EP) zur Aufbau- und Resilienzfa-
zilität. Die Verordnung solle im EP-Plenum Anfang 
Februar und kurz darauf vom Rat formal angenom-
men werden und anschließend mit ihrer Veröffent-
lichung in der zweiten Februarhälfte in Kraft tre-
ten. Die Mitgliedstaaten könnten dann ihre Pläne 
offiziell zur Bewertung und Genehmigung bei der 
Europäischen Kommission einreichen. Man plane, 
den gesamten weiteren Prozess in einem iterati-
ven Verfahren mit monatlichen Diskussionen im 
ECOFIN-Rat zu begleiten und so eine Annahme der 
Pläne vor dem Sommer zu ermöglichen. Die Euro-
päische Kommission erneuerte ihr Anliegen, dass 
Mitgliedstaaten bei der Vorlage ihrer Pläne die not-
wendige Balance zwischen Reformen und Investi-
tionen abbilden, einschließlich zentraler Struktur-
reformen. Die Aufbau- und Resilienzpläne müssten 
zudem in einer Gesamtwachstumsstrategie der 
Mitgliedstaaten, einschließlich dem grünen und di-
gitalen Wandel, verankert sein. Sie erläuterte ferner, 
dass bislang 16 Mitgliedstaaten mehr oder wenige 
umfangreiche Entwürfe für einen ARP eingereicht 
haben sowie sechs weitere Mitgliedstaaten zumin-
dest einzelne Elemente. Ein umfassender Entwurf 
sei zur Diskussion der Kohärenz erforderlich. Auch 
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vor dem Hintergrund der im Trilog erfolgten An-
passungen an der RRF-Verordnung enthalte keiner 
der Entwürfe bislang alle erforderlichen Angaben. 
Erhebliche weitere Anstrengungen seien insge-
samt erforderlich. So begrüße man auch weitere 
Maßnahmen in den Plänen zur Adressierung von 
Engpässen bei der Umsetzung von Investitionen. 
Die Mitgliedstaaten sollten zudem in der öffentli-
chen Kommunikation vorsichtig sein und die Ent-
würfe noch nicht als finale Maßnahmenpakete dar-
stellen. Die Europäische Zentralbank forderte eine 
effektive Verwendung der Mittel zur Stärkung des 
Wachstumspotenzials.

In der umfassenden Aussprache stellte eine Reihe 
von Mitgliedstaaten die Eckpunkte ihrer Entwürfe 
für Aufbau- und Resilienzpläne vor. So führte auch 
Staatssekretär Jörg Kukies als deutscher Sitzungs-
vertreter zum Stand des deutschen nationalen 
Plans aus und betonte die Schwerpunktsetzung auf 
die Bereiche Klima und Digitales. Auf diese sollten 
insgesamt 80  Prozent der für Deutschland vorge-
sehenen Mittel entfallen. Hierzu sei ein ausgewo-
gener Mix aus Reformen und Investitionen vor-
gesehen, auch mit Blick auf die länderspezifischen 
Empfehlungen. Im Bereich Klima habe man zudem 
mit der CO2-Steuer gerade eine zentrale Reform 
umgesetzt. Weiterhin sollten Maßnahmen in den 
Bereichen Bildung, Gesundheit, soziale Teilhabe 
und eine moderne öffentliche Verwaltung geför-
dert werden. Auch grenzüberschreitende Projekte 
mit Frankreich, etwa im Bereich Wasserstoff, die 
auch für andere Mitgliedstaaten offenstehen, seien 
geplant. Der Entwurf werde nun mit der Europäi-
schen Kommission beraten und man beabsichtige, 
den endgültigen Aufbau- und Resilienzplan Ende 
April einzureichen. Auch Frankreich, Spanien und 
Tschechien stellten ihre nationalen Aufbaupläne 
vor. Bei der sich anschließenden Debatte wurde 
deutlich, dass die horizontalen Ziele der RRF – Kli-
maschutz und Digitalisierung  – eine prominente 
Rolle in den nationalen Aufbaustrategien der Mit-
gliedstaaten einnehmen werden. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten betonte zudem, dass eine schnelle 
Umsetzung der Pläne mit Blick auf die Bewältigung 
der Krise von zentraler Bedeutung sei. In diesem Zu-
sammenhang plädierten einzelne Mitgliedstaaten 

für einen einfachen und unbürokratischen Prozess 
seitens der Europäischen Kommission unter Be-
rücksichtigung nationaler Besonderheiten.

Zudem widmete sich der ECOFIN-Rat dem Euro-
päischen Semester  2021. Die portugiesische Rats-
präsidentschaft verwies auf die in den vorberei-
tenden Gremien erarbeiteten und konsentierten 
Schlussfolgerungen zum Warnmechanismus-Be-
richt 2021 und über den Entwurf einer Empfehlung 
zur Wirtschaftspolitik des Euro-Währungsgebiets. 
Beide Schlussfolgerungen sollten im Anschluss an 
die Sitzung im schriftlichen Verfahren oder auf ei-
ner formalen Ratstagung angenommen werden. 
Der Vorsitz des Wirtschafts- und Finanzausschus-
ses betonte den hohen Grad an Unsicherheit und 
die Notwendigkeit einer vorausschauenden Risi-
kobetrachtung. Die Krise berge neue Risiken und 
habe bestehende Ungleichgewichte verschärft. Die 
Europäische Kommission unterstützte die Aus-
führungen und befand die Schlussfolgerungen für 
ausgewogen.

Die portugiesische Ratspräsidentschaft gab an-
schließend einen Überblick über aktuelle Gesetzge-
bungsvorschläge im Finanzdienstleistungsbereich. 
In Bezug auf das Capital Markets Recovery Package 
(CMRP) und die Überprüfung der Benchmark-Ver-
ordnung habe die deutsche Ratspräsidentschaft 
eine Einigung mit dem EU-Parlament erzielen 
können, sodass jetzt die technischen Abschlussar-
beiten erfolgen können. Zudem wurde der Verord-
nungsvorschlag für die Sanierung und Abwicklung 
zentraler Clearinghäuser (CCP  R&R) im Dezem-
ber angenommen und werde zeitnah im EU-Amts-
blatt veröffentlicht. Die Europäische Kommission 
rief das EU-Parlament zur zeitnahen Annahme des 
CMRP auf. Mit der bald in Kraft tretenden CCP R&R 
werde die Europäische Union über einen umfas-
senden Rahmen zum Umgang mit notleidenden 
zentralen Gegenparteien (Central Counterparty, 
CCP) verfügen. Nun müsse die internationale Kon-
vergenz vorangetrieben werden. Hinsichtlich der 
Fortentwicklung der Bankenunion sollte das po-
sitive Momentum nach der Einigung der Euro-
gruppe bezüglich des Backstops für den Europäi-
schen Bankabwicklungsfonds (Single Resolution 
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Fund, SRF) genutzt werden. Mit dem beim Euro-
gipfel anstehenden Fortschrittsbericht zur Vollen-
dung der Bankenunion im Juni stehe ein wichtiger 
Meilenstein bevor.

Ferner präsentierte die Europäische Kommis-
sion ihre Mitteilung zum Abbau notleidender Kre-
dite in Europa (NPL). Seit dem Jahr 2016 seien die 
Bestände an notleidenden Krediten in der Eu-
ropäischen Union stark reduziert worden. Die 
durchschnittliche NPL-Quote sei auch in der 
COVID-19-Krise bislang zwar stabil geblieben; man 
gehe jedoch davon aus, dass diese wieder ansteigen 
werde. Mit der Mitteilung beabsichtige die Europäi-
sche Kommission, nun die notwendigen Vorberei-
tungen für ein stabiles Bankensystem zu schaffen, 
das nachhaltig zur Erholung der Wirtschaft beitra-
gen kann. Der Vorsitz des Wirtschafts- und Finan-
zausschusses berichtete von einem Konsens un-
ter den Mitgliedstaaten, dass früh und umfassend 
gehandelt und die Sekundärmärkte für notlei-
dende Vermögenswerte verbessert werden müss-
ten. Unter den Mitgliedstaaten habe es in der Be-
fassung des vorbereitenden Gremiums jedoch 
unterschiedliche Ansichten bezüglich der Rolle der 
Asset Management Companies (AMC), der Verwen-
dung öffentlicher Mittel sowie der vorgeschlage-
nen aufsichtsrechtlichen Anpassungen gegeben. 
Mehrere Mitgliedstaaten hätten sich für marktba-
sierte Lösungen ausgesprochen. Die Europäische 
Zentralbank bestätigte die Einschätzung der Eu-
ropäischen Kommission und erwartete im Zuge 
von COVID-19 einen Anstieg notleidender Kre-
dite für das 1. Halbjahr 2021. Insofern seien die Ele-
mente der neuen NPL-Strategie zu begrüßen; diese 
seien zielgerichtet zur Unterbindung einer weite-
ren Kumulation. In der sich anschließenden De-
batte befürworteten die meisten wortnehmenden 
Mitgliedstaaten die Vorschläge der Europäischen 
Kommission und betonten die Stärkung der Se-
kundärmärkte sowie die Bedeutung der Freiwil-
ligkeit nationaler Asset Management Companies. 
Der italienische Sitzungsvertreter setzte sich dage-
gen für eine flexiblere Handhabung der Vorgaben 
von Moratorien einschließlich aufsichtsrechtlicher 
Anpassungen sowie vorsorglicher Bankenrekapita-
lisierung durch staatliche Mittel ein. Er präferierte 

zeitlich limitierte Hilfsmaßnahmen ohne Stresstest 
für Banken einschließlich Sicherheitsmaßnahmen 
zur Vermeidung von Missbrauch. Zudem sollten 
COVID-bedingte NPL ungleich zu „normalen“ NPL 
betrachtet werden und die Möglichkeit des staatli-
chen Ausgleichs erhalten. Der spanische Sitzungs-
vertreter wies darauf hin, dass die COVID-19-Krise 
ein externer Schock und kein Ergebnis schlechter 
Politik sei; daher sei der Einsatz gezielter nationa-
ler Fiskalmittel legitim. Eine Reihe von Mitglied-
staaten sprach sich im Anschluss für Risikoreduk-
tion im Bankensektor und für eine Verbesserung 
der Daten aus. Der deutsche und französische Sit-
zungsvertreter warben dafür, dass die Regeln für 
vorsorgliche Rekapitalisierungsmaßnahmen bei 
Banken nicht aufgeweicht werden dürfen. Skep-
tisch zeigten sich beide bezüglich eines EU-AMC-
Konzepts. Der Werkzeugkasten dürfe nicht in den 
Wettbewerb oder Profitabilität der europäischen 
Banken eingreifen und müsse das Abwicklungs- 
und Bail-in-Prinzip berücksichtigen. Der nieder-
ländische, finnische und slowenische Sitzungsver-
treter lehnten ebenso eine Verlagerung von NPL 
auf den öffentlichen Sektor ab; der Fokus sollte auf 
bestehenden marktbasierten Lösungen liegen.

Des Weiteren stellte unter dem Punkt „Sonstiges“ 
Werner Hoyer, der Präsident der Europäischen In-
vestitionsbank, die zentralen Ergebnisse der eige-
nen Unternehmensbefragung zur Investitionstä-
tigkeit 2020 vor. Zwar zeigten sich die öffentlichen 
Investitionen robust, da die Mehrzahl der Mitglied-
staaten nicht zuletzt durch die EU-Maßnahmen 
eine Erhöhung der Investitionen für  2021 plane. 
Schlechter sehe es hingegen im Bereich der priva-
ten Investitionen aus. Viele Unternehmen stellten 
im Zuge der Krise ihre Investitionen zurück und 
gefährdeten so ihre langfristige Wettbewerbsfä-
higkeit. Gerade im Bereich Klima und Digitalisie-
rung seien massive Investitionen zur Sicherung der 
starken Position Europas erforderlich. Die Europäi-
sche Kommission wiederholte ihre Priorität, Inves-
titionsengpässe gerade in den Bereichen Klima und 
Digitalisierung zu adressieren. Auch InvestEU stehe 
bereit, um Investitionslücken in den Bereichen des 
grünen und digitalen Wandels zu adressieren.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltungen

26. Februar 2021 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure, virtuell

15./16. März 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat, Brüssel/virtuell

7./8. April 2021 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure in Washington, D.C.

9. bis 11. April 2021 Frühjahrstagung von IWF und Weltbank in Washington, D.C.

16./17. April 2021 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Portugal

17./18. Mai 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel

17./18. Juni 2021 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2021 
und des Finanzplans bis 2024

Datum Verfahrensschritte

24. März 2021 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2022 und Finanzplan bis 2025

10. bis 12. Mai 2021 Steuerschätzung

Juni 2021 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2022 und Finanzplans bis 2025

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

März 2021 Februar 2021 19. März 2021

April 2021 März 2021 22. April 2021

Mai 2021 April 2021 20. Mai 2021

Juni 2021 Mai 2021 22. Juni 2021

Juli 2021 Juni 2021 22. Juli 2021

August 2021 Juli 2021 20. August 2021

September 2021 August 2021 21. September 2021

Oktober 2021 September 2021 21. Oktober 2021

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikation herausgegeben: 

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan (DARP)

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stellenausschreibungen

IT-Professionals als Referentinnen und Referenten (m/w/d) –  
Digitalisierung und Informationstechnik für das  
Bundesministerium der Finanzen

Sie möchten Großes bewegen und die Digitalisierung Deutschlands mitgestalten? 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist ein Keyplayer bei der Digitalisierung des öffentlichen 
Dienstes. Mit Technologien wie Blockchain, Quantencomputing und künstlicher Intelligenz bringen wir 
die Digitalisierung voran. Wir führen mit der IT-Betriebskonsolidierung Bund eines von zwei zentralen 
Modernisierungsprojekten der Bundesverwaltung durch. In unserem Geschäftsbereich befindet sich der 
zentrale IT-Dienstleister für die Bundesverwaltung, das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund).

Wir suchen inspirierte Köpfe, die uns mit ihren Ideen bei unseren vielfältigen und herausfordernden 
Aufgaben unterstützen.

Ihre Aufgaben

 ● Mitarbeit bei der IT-Betriebskonsolidierung Bund – Sie gestalten u. a. Prozesse, begleiten operative Pro-
jekte aus strategischer Sicht oder gestalten die zentrale IT-Betriebsplattform des Bundes.

 ● Tätigkeit in der IT-Fachaufsicht über das ITZBund – Sie wirken u. a. an der strategischen (technischen) 
Ausrichtung des ITZBund mit, führen Aufsicht über die Softwareentwicklung und den IT-Betrieb im 
zentralen IT-Dienstleister und gestalten grundlegende Aspekte der IT des Bundes mit, etwa im Bereich 
der Netze.

 ● Erarbeitung von Strategien zur Erprobung und Implementierung neuer Technologien in der Bundesfi-
nanzverwaltung

 ● Koordinierung und Controlling von Groß- und Multiprojekten in den Bereichen Cloud, künstliche Intel-
ligenz, Quantencomputing und Big Data

Bewerbungsfrist: 21. Februar 2021

Dienstort: Berlin

Die vollständige Stellenausschreibung entnehmen Sie bitte dem nachfolgenden Link:

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2021021
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Volljuristinnen und Volljuristen (m/w/d) –  
interessante Themen und neue Möglichkeiten

Sie interessieren sich für Politik und Finanzen? Dann gestalten Sie bei uns die Zukunft und Modernisierung 
unseres Landes aktiv mit.

Für unsere vielfältigen und anspruchsvollen Aufgaben rund um Steuern, Finanzmärkte, Europa, Haushalt 
und Digitalisierung suchen wir engagierte Volljuristinnen und Volljuristen mit und ohne Berufserfahrung. 
Es erwartet Sie ein attraktiver Arbeitsplatz mit sehr guter Verkehrsanbindung in Berlin-Mitte, der Ihnen 
neben Verantwortung und Gestaltungsmöglichkeiten sichere und flexible Arbeitsbedingungen bietet.

Die Aufgaben hängen vom jeweiligen Einsatzbereich ab

 ● Nationale, europäische und internationale Steuer- oder Finanzmarktpolitik gestalten und umsetzen

 ● Deutsche Positionen zu Themen der Wirtschafts- und Währungsunion sowie zu Finanz- und Finanz-
marktregulierungsfragen der Europäischen Union entwickeln und auf EU-Ebene vertreten

 ● Digitalisierung im Finanzsektor sowie die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
national, europäisch und international mitgestalten

 ● Den Bundeshaushalt aufstellen und die Auswirkungen der Politik auf den Haushalt begleiten

 ● Nationale und europäische Zoll- und Verbrauchsteuergesetzgebung mitgestalten und die Zollverwaltung 
strategisch steuern

 ● Bei der politischen Planung und Koordinierung mitwirken

Bewerbungsfrist: 8. März 2021

Dienstort: Berlin

Die vollständige Stellenausschreibung entnehmen Sie bitte dem nachfolgenden Link:

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2021022
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Terminhinweis auf Stellenausschreibungen

Terminhinweis auf Stellenausschreibungen für  
Wirtschaftswissenschaftlerinnen/Wirtschaftswissenschaftler (m/w/d)

Das Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht in Kürze folgende Stellenausschreibungen:

 ● Mitte März 2021: Wirtschaftswissenschaftlerinnen und Wirtschaftswissenschaftler mit Berufserfahrung

Bei Fragen können Sie sich gerne mit dem Personalgewinnungsteam in Verbindung setzen 
(03018 682 1212, bewerbung@bmf.bund.de).

Unsere Stellenausschreibungen finden Sie hier: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Ministerium/Arbeiten-Ausbildung/
Stellenangebote/stellenangebote.html

Über künftige Stellenausschreibungen informiert Sie unser „Newsletter Stellenangebote“: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Service/Abonnements/Newsletter/newsletter.html

mailto:bewerbung@bmf.bund.de
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Ministerium/Arbeiten-Ausbildung/Stellenangebote/stellenangebote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Ministerium/Arbeiten-Ausbildung/Stellenangebote/stellenangebote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Service/Abonnements/Newsletter/newsletter.html
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Januar 2021 

Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und der Sondervermögen im Januar 2021

Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an 
öffentliche Anstalten des Bundes im Januar 2021

Kreditaufnahme des Bundes

Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) - Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2020

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2020

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/20/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/20/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte im Dezember 2020

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2019/2020

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kassenlage des Bundes und der Länder 
bis Dezember 2020

Die Einnahmen, Ausgaben und Kassenlage der Länder bis Dezember 2020

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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